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1 Einleitung 

Als eines der deutschen Verfassungsorgane hat der Deutsche Bundestag eine Vielzahl 

wichtiger Aufgaben. So ist der Bundestag beispielsweise laut Art. 70 ff. GG an der Ge-

setzgebung beteiligt, ihm obliegt zudem nach Art. 63 GG die Wahl des Bundeskanzlers. 

Bei all diesen wichtigen Arbeiten werden die derzeit gewählten 709 Abgeordneten von 

einer gut strukturierten Verwaltung unterstützt.1 Die Bundestagsverwaltung, mit ihren ca. 

3.000 Mitarbeitern, ist die oberste Bundesbehörde. Diese wird in die Abteilungen  „Wis-

senschaft und Außenbeziehungen“, „Parlament und Abgeordnete“,  „Zentralabteilung“ und 

„Information und Dokumentation“ gegliedert.2 Viele dieser Verwaltungsmitarbeiter sind 

Angestellte im öffentlichen Dienst und damit als gegen Arbeitsentgelt Beschäftigte nach 

§1 S.1 Nr. 1 SGB VI versicherungspflichtig in der gesetzlichen Rentenversicherung. Für 

diese werden nach §§ 157, 158, 159, 161 (1), 162 Nr.1 SGB VI Beiträge zur gesetzlichen 

Rentenversicherung erhoben. Diese sind nach § 174 (1) SGB VI i.V.m. §§ 28d S.1,  

28e (1) S.1 SVB IV vom Arbeitgeber zu zahlen.  

Einige Zeitungen, so auch „Die Welt“, haben gegen die Bundestagsverwaltung allerdings 

den Vorwurf erhoben diese Beiträge unrechtmäßig entrichtet zu haben.3,4 In der gesetzli-

chen Rentenversicherung gelten einige Sonderregelungen beim Ausüben einer Tätigkeit 

im sog. Beitrittsgebiet. Dieser Begriff beschreibt die neuen Bundesländer Mecklenburg-

Vorpommern, Brandenburg, Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, und der „Ostteil“ Ber-

lins, welche zur ehemaligen DDR gehörten.5 Dies führt dazu, dass eine Tätigkeit im Ostteil 

Berlins rentenrechtlich anders behandelt wird als eine Tätigkeit im „Westteil“ Berlins. Der 

historische Hintergrund dieser differenzierten Behandlung ist auf die Teilung Deutsch-

lands nach Ende des zweiten Weltkrieges zurückzuführen. Die Rentenversicherungssys-

teme entwickelten sich während dieser Zeit in Ost- und Westdeutschland in unterschiedli-

che Richtungen. Neue Herausforderungen galt es zu bewältigen als am 09.11.1989 die 

Mauer fiel und die DDR am 03.10.1990 der Bundesrepublik beitrat. Die DDR verpflichtete 

sich die bestehende Einheitsversicherung in ein gegliedertes System umzugestalten.6 In 

ganz Deutschland galt daraufhin seit 1992 dasselbe Rentenrecht des SGB VI. Die Unter-

schiede in den Berechnungsgrößen sollten aufgrund divergierender Wirtschaftskraft der 

neuen und alten Bundesländer bestehen bleiben und proportional zur wirtschaftlichen 

Entwicklung der neuen Bundesländer angepasst werden.7 Einheitliche Berechnungsgrö-

ßen sind allerdings bis heute nicht gegeben, weshalb auch heute noch zwischen alten 

und neuen Bundesländern zu differenzieren ist, so auch innerhalb der Bundeshauptstadt 

                                            
1 Vgl. Deutscher Bundestag, Parlament. 
2 Vgl. Deutscher Bundestag, Die Verwaltung des Deutschen Bundestages. 
3 Siehe Anhang 23 
4 Vgl. Lutz, Martin, Trickst der Bundestag zugunsten seiner Mitarbeiter? 9. April 2017. 
5 Vgl. Deutsche Rentenversicherung, Beitrittsgebiet. 
6 Vgl. Deppe, Ina und Foerster, Lena, 125 Jahre gesetzliche Rentenversicherung. 2014, S.66. 
7 Vgl. ebenda, S.67. 
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Berlin. Die Verwaltung des deutschen Bundestages erstreckt sich über mehrere Gebäude 

in Berlin. Dabei liegt das zentrale Gebäude des Deutschen Bundestages im Reichstags-

gebäude an der Straße Platz der Republik 1, welche sich im Westteil Berlins befindet. 

Andere Gebäude befinden sich hingegen in Berlins Ostteil. Die Bundestagsverwaltung hat 

laut „Die Welt“ aber alle Angestellten dem Rechtskreis West zugeordnet und dementspre-

chende Beiträge gezahlt. Dies sei mit der Lage des zentralen Gebäudes und der Zahlung 

einheitlicher Arbeitsentgelte nach Westtarif begründet worden. Prüfer der Deutschen Ren-

tenversicherung hätten dies nun beanstandet, woraufhin die Einhaltung der gesetzlichen 

Vorgaben nun überprüft werde.8 

In dieser Arbeit soll die Rechtmäßigkeit der rentenrechtlichen Einordnung der Angestellten 

der Verwaltung des deutschen Bundestages  in den Rechtskreis West untersucht werden. 

Es sollen die Auswirkungen einer nicht rechtmäßigen Einordung auf die Beitragsberech-

nung und die Rentenberechnung betrachtet werden. In diesem Zusammenhang werden 

Vergleichsberechnungen durchgeführt, welche klären sollen, ob die Angestellten durch 

die gegebenenfalls unrechtmäßige Einordnung privilegiert oder benachteiligt werden. Wei-

terhin sollen verfahrensrechtliche Aspekte und im Zuge dessen die Möglichkeiten zur Be-

richtigung gegebenenfalls begangener Fehler bei der Beitrags- und Rentenberechnung 

geprüft werden. 

 

 

 

                                            
8 Vgl. Lutz, Martin, Trickst der Bundestag zugunsten seiner Mitarbeiter? 9. April 2017. 
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2 Rechtmäßigkeit der Einordnung  

2.1 Gesetzeslage zum Beschäftigungsort  

Die Angestellten des Deutschen Bundestages sind nach § 1 S.1 Nr.1 SGB VI als gegen 

Arbeitsentgelt Beschäftigte versicherungspflichtig in der gesetzlichen Rentenversicherung. 

Die Vorschriften über die Versicherungspflicht, somit auch die Vorschrift des § 1 SGB VI, 

gelten, soweit sie eine Beschäftigung voraussetzen, nach § 3 Nr.1 SGB IV für alle Perso-

nen, die im Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs beschäftigt sind. Der Geltungsbereich 

beschreibt hier das Gebiet „der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der unter 

deutscher Flagge fahrenden Schiffe i.S.d. § 13 (2) SGB IV“.9 Die Anwendbarkeit des hier 

geltenden deutschen Rechts wird somit vom Beschäftigungsort bestimmt und nicht etwa 

von der Staatsangehörigkeit oder vom Wohnsitz des Beschäftigten.  

Wo sich der Ort einer Beschäftigung befindet wird in § 9 SGB IV geregelt. An Bedeutung 

gewinnt diese Vorschrift auch bei der Bestimmung, ob eine Beschäftigung im Beitrittsge-

biet oder im Bundesgebiet ausgeübt wird. Nach § 9 (1) SGB IV ist der Beschäftigungsort 

der Ort, an dem die Beschäftigung tatsächlich ausgeübt wird. Damit ist der rechtlich maß-

gebliche Ort gemeint. Dieser ist im Allgemeinen durch körperliche Anwesenheit geprägt. 

Dies gilt bspw. auch bei Tele-Arbeitsplätzen.10 Der Beschäftigungsort kann aber nach  

§ 9 (2) Nr.1 SGB IV auch der Ort sein, an dem eine feste Arbeitsstätte errichtet ist, wenn 

die Person von der festen Arbeitsstätte aus mit einzelnen Arbeiten außerhalb dieser be-

schäftigt wird. Es kommt dabei nicht auf die Dauer der jeweiligen Tätigkeit an, sondern 

darauf, dass diese von der festen Arbeitsstätte ausgeht, zeitlich begrenzt ausgeführt wird 

und der Beschäftigte danach an diese feste Arbeitsstätte zurückkehrt. Ein Beispiel dafür 

sind Dienstreisen.11 Zudem kann nach § 9 (3) SGB IV als Beschäftigungsort auch die Ar-

beitsstätte gelten, an der die Person überwiegend beschäftigt ist, wenn sie bei einem Ar-

beitgeber an mehreren festen Arbeitsstätten beschäftigt ist.  

Weitere Möglichkeiten zur Ermittlung des Beschäftigungsortes, welche sich aus  

§ 9 SGB IV ergeben können, erscheinen für die Beschäftigung eines Verwaltungsmitar-

beiters unwahrscheinlich. So ist bspw. die Nichtexistenz einer festen Arbeitsstätte (vgl.  

§ 9 (5) SGB IV) oder ein Fall der Ausstrahlung (§ 9 (5) SGB IV) unrealistisch, sodass auf 

diese nicht weiter eingegangen wird. 

 

2.2 Zuordnung der Bundestagsverwaltung  

Grundsätzlich wird mit einem Beschäftigungsort innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-

land die Anwendbarkeit der Vorschriften begründet. Im Falle der Angestellten der Bundes-

                                            
9 Padé, Christiane, juris Praxiskommentar SGB IV. 2006, S. 17. 
10 Vgl. Winkler, Jürgen, Sozialgesetzbuch IV. 2016, S. 143. 
11 Vgl. Grimmke, Ulf, juris Praxiskommentar SGB IV. 2006, S. 199. 
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tagsverwaltung ist dies jedoch unerheblich. Ihr Beschäftigungsort ist Berlin und somit 

zweifelsohne ein solcher im Gebiet der BRD, wodurch die Vorschriften über die Versiche-

rungspflicht anwendbar sind. Hier ist jedoch von Interesse, ob der Beschäftigungsort in-

nerhalb der alten oder neuen Bundesländer liegt. Dies ist im Rentenversicherungsrecht 

von Bedeutung, da dort für die neuen Bundesländer, welche von der Rentenversicherung 

meist als Beitrittsgebiet bezeichnet werden, einige „Sondervorschriften“ gelten.12,13 Für die 

Beitragsberechnung und die spätere Rentenberechnung kann es daher von großer Be-

deutung sein, ob die Beschäftigung in den alten Bundesländern oder im Beitrittsgebiet 

ausgeübt wird. Der Grenzverlauf zwischen der ehemaligen DDR und der Bundesrepublik 

ist dabei entscheidend. Die Grenze umschloss einen Teil Berlins, wobei der innerhalb der 

Grenze liegende Teil zur Bundesrepublik gehörte und der äußere Teil zur DDR.14 Unter 

Beachtung des Grenzverlaufes wird deutlich, dass das zentrale Gebäude des Bundesta-

ges, das Reichstagsgebäude, im Westteil Berlins gelegen ist und somit zum Gebiet der 

ehemaligen Bundesrepublik gehört.15 In diesem Gebäude befindet sich unter Anderem die 

Leitung der Bundestagsverwaltung.16 Zum Deutschen Bundestag gehören allerdings noch 

weitere Gebäude in Berlin.  Das Paul-Löbe-Haus befindet sich ebenfalls im Westteil Ber-

lins.17 In diesem sind Teile der Bundestagsverwaltung zu finden.18 Als dritter Neubau be-

findet sich das Marie-Elisabeth-Lüders-Haus im Ostteil Berlins an der Spree, ebenso das 

Jakob-Kaiser-Haus und das Bürogebäude mit der Adresse „Unter den Linden 50“.19,20,21 

Ein Bürogebäude mit der Adresse „Unter den Linden 71“, welches sich im Ostteil Berlins 

befindet, wird von der Bundestagsverwaltung genutzt. Auch im Elisabeth-Selbert-Haus, 

östlich der ehemaligen Grenze, befinden sich Teile der Bundestagsverwaltung. 22,23,24 

Nun kommt es nach § 9 (1) SGB IV darauf an,  an welchem Ort und damit in welchem 

dieser Gebäude die Beschäftigung ausgeübt wird. Sind die Mitarbeiter der Bundestags-

verwaltung immer nur in einem der Gebäude tätig, ist ihre Beschäftigung klar dem Ort 

zuzuordnen, an dem sich das Gebäude befindet. Es besteht allerdings denkbar die Mög-

lichkeit, dass einige Mitarbeiter ihr Büro in einem der Gebäude haben, aber häufig ihnen 

zugetragene Tätigkeiten und Aufgaben, bspw. bei Beratungen, Sitzungen, Verhandlun-

gen, etc., in anderen Gebäuden ausführen. Wenn Personen von ihrer festen Arbeitsstätte 

aus mit einzelnen Arbeiten außerhalb der festen Arbeitsstätte beschäftigt werden, gilt 

                                            
12 Vgl. Deutsche Rentenversicherung, Beitrittsgebiet.  
13 Vgl. Gliederungspunkt 4 und 5 
14 Siehe Anhang 3 
15 Siehe Anhang 4 
16 Vgl. Deutscher Bundestag, Ein Rundgang durch das Parlament und seine Häuser., S. 20. 
17 Siehe Anhang 5 
18 Vgl. ebenda, S. 68. 
19 Siehe Anhang 6 
20 Siehe Anhang 7 
21 Siehe Anhang 9  
22 Siehe Anhang 8 
23 Siehe Anhang 10 
24 Vgl. ebenda, S. 139. 
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nach § 9 (2) Nr.1 SGB IV als Beschäftigungsort dennoch der Ort an dem die feste Ar-

beitsstätte errichtet ist. Bei der Ausführung von einzelnen Tätigkeiten außerhalb des Ge-

bäudes, in dem sich ihr Büro befindet, wäre der Beschäftigungsort der Mitarbeiter dem-

nach weiterhin dieses Gebäude. Für den vorliegenden Fall ist es also entscheidungser-

heblich in welchem der Gebäude sich das Büro und somit die feste, zumindest überwie-

gende, Arbeitsstätte des Verwaltungsmitarbeiters befindet. 

 

2.3 Rechtmäßigkeit der vorgenommenen Zuordnung zum Rechtskreis West  

Nur das Reichstagsgebäude und das Paul-Löbe-Haus befinden sich im Westteil Berlins. 

Die Büros der Verwaltungsmitarbeiter müssten sich demnach in einem dieser Gebäude 

befinden, damit der Rechtskreis West der gesetzlichen Rentenversicherung maßgeblich 

wäre. In den angegebenen Quellen war ersichtlich, dass sich dort Teile der Verwaltung 

des Deutschen Bundestages befinden. Allerdings hat ein anderer Teil der Angestellten 

der Verwaltung des Deutschen Bundestages ihre feste Arbeitsstätte im Bürogebäude „Un-

ter den Linden 71“ und im Elisabeth-Selbert-Haus. Diese liegen im Ostteil Berlins und 

somit im Beitrittsgebiet. Damit wären die dort beschäftigten Verwaltungsmitarbeiter dem 

Rechtskreis Ost zuzuordnen. Es besteht weiterhin die Möglichkeit, dass einige Angestellte 

der Bundestagsverwaltung in anderen Bürogebäuden ihren Arbeitsplatz haben. Alle ande-

ren ersichtlichen Bürogebäude liegen jedoch ebenfalls im Beitrittsgebiet, wodurch auch 

die dort Beschäftigten dem Rechtskreis Ost zuzuordnen sind. Die im Zeitungsartikel der 

„Welt“ angeführte Begründung des Ältestenrates des Bundestages, dass die Arbeitneh-

mer aufgrund der Lage des Reichstages als zentrales Gebäude des Parlaments im West-

teil Berlins auch dem Rechtskreis West zugeordnet werden müssen, ist nicht rechtmä-

ßig.25 Diese sozialrechtliche Behandlung kann auch nicht mit der Zahlung des Arbeitsent-

gelts nach Westtarif begründet werden. Mit der Annahme, dass der Artikel der „Welt“ der 

Realität entspricht und die Angestellten in der Vergangenheit seit dem Umzug von Bonn 

nach Berlin dem Rechtskreis West zugeordnet worden sind, ist der Schluss zu fassen, 

dass diese Zuordnung nicht rechtmäßig war. Das Parlament und die Regierung nahmen 

am 01.09.1999 offiziell ihre Arbeit in Berlin auf.26 

Damit wurde zumindest ein Teil der Angestellten der Verwaltung des Deutschen Bundes-

tags, laut der in dem Zeitungsartikel der „Welt“ angebrachten Aussage des Ältestenrats 

des Bundestags, seit dem 01.09.1999 unrechtmäßig dem Rechtskreis West zugeordnet. 

Diese Zuordnung und dessen Folgen sind, soweit möglich, zu korrigieren.    

 

                                            
25 Vgl. Lutz, Martin, Trickst der Bundestag zugunsten seiner Mitarbeiter? 9. April 2017. 
26 Vgl. Deutscher Bundestag, Umzug des Bundestages Nach Berlin: Chronik. 2016, S. 16. 
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3 Auswirkungen auf die Beitragsberechnung 

3.1 Berechnung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 

Die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung werden nach § 157 SGB VI nach ei-

nem Vomhundertsatz (Beitragssatz) von der Bemessungsgrundlage erhoben, die nur bis 

zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt wird. Die Beiträge für gegen 

Arbeitsentgelt Beschäftigte werden demzufolge anhand folgender Formel berechnet: 

 

 

 

 

In den Jahren 1999 bis 2018 bewegte sich der allgemeine Beitragssatz der gesetzlichen 

Rentenversicherung zwischen 18,6 % und 19,9 %. Im Jahr 2017 lag der Beitragssatz bei 

18,7 %. 

Die beitragspflichtigen Einnahmen für Versicherungspflichtige sind nach § 161 (1) SGB VI  

die Beitragsbemessungsgrundlage. Die Angestellten der Verwaltung des Deutschen Bun-

destages sind nach § 1 S.1 Nr.1 SGB VI als gegen Arbeitsentgelt Beschäftigte in der ge-

setzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig. Bei Personen, die gegen Arbeits-

entgelt beschäftigt werden, stellt nach § 162 Nr. 1 SGB VI das Arbeitsentgelt die beitrags-

pflichtige Einnahme dar. Die Angestellten der Verwaltung des Deutschen Bundestages 

erhalten ein monatliches Arbeitsentgelt und damit Arbeitsentgelt i.S.d. § 14 (1) SGB IV.27 

Dieses Arbeitsentgelt bildet folglich die Beitragsbemessungsgrundlage. Diese wird laut § 

157 SGB VI nur bis zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt. Nach  

§ 228a (1) S.1 Nr.2 SGB VI ist die Beitragsbemessungsgrenze für das Beitrittsgebiet (Bei-

tragsbemessungsgrenze (Ost)) maßgebend, soweit Vorschriften des SGBVI an diese an-

knüpfen und die Einnahmen aus der Beschäftigung im Beitrittsgebiet erzielt werden. Es 

ergibt sich demnach durch den Beschäftigungsort ein Unterschied in der Höhe der zu be-

rücksichtigenden Beitragsbemessungsgrundlage und folglich auch in der Höhe des zur 

gesetzlichen Rentenversicherung zu zahlenden Beitrages. Dem Bundestag wurde vorge-

worfen eben diesen Unterschied genutzt zu haben, um ihre Angestellten zu privilegie-

ren.28 Dies soll im Folgenden geprüft werden.  

  

3.2 Beitragstragung- und Zahlung 

Die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung werden bei gegen Arbeitsentgelt Be-

schäftigten nach § 168 (1) Nr.1 SGB VI je zur Hälfte vom Arbeitnehmer und Arbeitgeber 

getragen. Dementsprechend tragen, im vorliegenden Beispiel, die Bundestagsverwaltung 
                                            
27 Vgl. Gliederungspunkt 3.3 
28 Vgl. Lutz, Martin, Trickst der Bundestag zugunsten seiner Mitarbeiter? 9. April 2017. 

Beitrag = Beitragssatz x Beitragsbemessungsgrundlage (Arbeitsentgelt) 
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und die Angestellten jeweils 9,35% der Beitragsbemessungsgrundlage. Nach § 173 SGB 

VI sind diese Beiträge grds. von demjenigen, der sie zu tragen hat, unmittelbar an den 

Träger der Rentenversicherung zu zahlen. Für die Zahlung der Beiträge von Versiche-

rungspflichtigen aus Arbeitsentgelt gelten gemäß § 174 (1) SGB VI die Vorschriften über 

den Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Für einen kraft Gesetzes versicherten Beschäftig-

ten werden die Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie der Beitrag 

aus Arbeitsentgelt aus einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Recht der 

Arbeitsförderung laut § 28d S.1, 2 SGB IV als Gesamtsozialversicherungsbeitrag gezahlt. 

Denn nach § 25 (1) S.1 SGB III, § 5 (1) Nr.1 SGB V, § 20 (1) S.2 Nr.1 SGB XI ist ein ge-

gen Arbeitsentgelt Beschäftigter auch in diesen Versicherungszweigen versicherungs-

pflichtig. Darauf soll in dieser Arbeit allerdings nicht eingegangen werden. Die Zahlungs-

pflicht des Gesamtsozialversicherungsbeitrags obliegt nach  28e (1) S.1 SGB IV dem Ar-

beitgeber. Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist vom Arbeitgeber nach  

§ 28h (1) S.1 SGB IV an die Krankenkasse, welche als „Einzugstelle“ dient, zu zahlen. 

Diese überwacht laut § 28h (1) S.2 SGB IV die Zahlung und auch die Einreichung des 

Beitragsnachweises. Nach § 28h (2) S.1 SGB IV entscheidet die Einzugstelle über die 

Versicherungspflicht und die Beitragshöhe in den einzelnen Sozialversicherungszweigen 

und erlässt bei Falschanwendung der Vorschriften durch den Arbeitgeber auch einen Wi-

derspruchsbescheid. Die Einzugstelle hat über den Beschäftigungsort i.S.d. § 9 SGB IV 

und die damit zusammenhängende Rechtskreiszuordnung zu entscheiden.29 

 

3.3 Vergleichsberechnungen 

Um den Unterschied der Beiträge bei verschiedenen Beitragsbemessungsgrenzen und 

eine sich daraus ergebende Privilegierung oder Benachteiligung zu untersuchen, werden 

im Folgenden Vergleichsberechnungen erstellt und der Beitrag zur gesetzlichen Renten-

versicherung aus verschiedenen Beitragsbemessungsgrundlagen ermittelt.  

Für die Vergleichsberechnungen werden die Berechnungsgrößen des Jahres 2017 ver-

wendet. Der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung beträgt 18,7%. Die jährli-

che Beitragsbemessungsgrenze beträgt gemäß der Anlage 2 SGB VI im Jahre 2017 

76.200 €. Die jährliche Beitragsbemessungsgrenze des Beitrittsgebietes beträgt hingegen 

gemäß Anlage 2a SBG VI 68.400 €. Als Bemessungsgrundlage wurden die Entgelte der 

Angestellten der Bundestagsverwaltung zugrunde gelegt. Diese werden laut dem Haus-

haltsplan des Bundestages in die Entgeltgruppen 1 bis 15 des Tarifvertrages für den öf-

fentlichen Dienst (Bund) eingestuft.30 Aus der Anlage A des TVöD kann das monatliche 

Entgelt der Angestellten, geordnet nach Entgeltgruppe und Erfahrungsstufe (§ 16 TVöD), 

                                            
29 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Versicherungspflicht von abhängig Beschäftigten. 
30 Vgl. Bundesministerium der Finanzen, Haushaltsplan 2017. 
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entnommen werden.31 Die in § 20 TVöD geregelte Jahressonderzahlung wurde für die 

Berechnungen außer Acht gelassen, da diese für Beschäftigungen in den neuen und alten 

Bundesländern unterschiedlich berechnet wird, was den angestrebten Vergleich verfäl-

schen würde. Ohne diese wird ersichtlich, dass der Beitrag bei einer Zuordnung zum 

Rechtskreis West und Ost gleich hoch ist, solange die Beitragsbemessungsgrundlage 

unter der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) liegt. Dies ist bis zur Entgeltgruppe 13 in allen 

Erfahrungsstufen der Fall. In Entgeltgruppe 14, Erfahrungsstufe 6 wird die Beitragsbe-

messungsgrenze (Ost) erstmals überschritten, wodurch die Beitragsbemessungsgrundla-

ge zu begrenzen ist. Dadurch beträgt der Beitrag bei einer Zuordnung zum Rechtskreis 

West 13.033,42 € und bei einer Zuordnung zum Rechtkreis Ost 12.790,80 €. Die Bei-

tragsbemessungsgrenze wird zudem in Entgeltgruppe 15, Erfahrungsstufe 5 und 6 über-

schritten, wodurch sich ebenfalls verschiedene Beiträge ergeben.32,33 Bei einer Beschäfti-

gung die dem Rechtskreis West zugeordnet ist ergeben sich demnach aus einem Arbeits-

entgelt, welches die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) übersteigt, immer höhere Beiträge, 

als bei einer Zuordnung der Beschäftigung zum Rechtskreis Ost. Durch die paritätische 

Teilung ergibt sich folglich für den Arbeitnehmer ein höherer zu tragender Beitrag. Dies 

führt zu einem geringeren Netto-Arbeitsentgelt. Allein aus der Betrachtung der Beitragsbe-

rechnung ergibt sich eine Benachteiligung eines Arbeitnehmers, der dem Rechtskreis 

West zugeordnet ist gegenüber einem, der dem Rechtskreis Ost zugeordnet ist. 

 

3.4 Prüfung durch die Rentenversicherungsträger 

Fraglich ist, wie die unrechtmäßige Rechtskeiszuordnung und die damit verbundenen 

Fehler in der Beitragsberechnung bei der Verwaltung des Deutschen Bundestages durch 

die Rentenversicherung festgestellt worden ist. Der Fehler könnte bei einer Betriebsprü-

fung durch einen Träger der gesetzlichen Rentenversicherung festgestellt worden sein.  

Nach § 28p (1) S.1 SGB IV prüfen die Träger der Rentenversicherung bei den Arbeitge-

bern, ob diese ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten, die im Zusammenhang mit 

dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, ordnungsgemäß erfüllen. Diese Prüfung 

erfolgt gemäß § 7 (1) S.1 BVV grundsätzlich nach vorheriger Ankündigung durch die Ver-

sicherungsträger. Diese sollte laut § 7 (1) S.2 BVV möglichst einen Monat, jedoch spätes-

tens 14 Tage vor der Prüfung erfolgen. Es werden nach § 28p (1) S.1 2. HS SGB IV ins-

besondere die Richtigkeit der Beitragszahlungen und der Meldungen mindestens alle vier 

Jahre geprüft. Die Prüfung umfasst zudem die Rechtmäßigkeit der Rechtskreiszuordnung. 

Für die Rechtskreiszuordnung ist in Ermangelung anderer gesetzlicher Regelungen 

grundsätzlich der Arbeitgeber zuständig. Dieser kann aber die Einzugstelle oder die Ren-

                                            
31 Vgl. Bundesministerium des Inneren, Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst. 24. November 2016. 
32 Siehe Anhang 11 
33 Die Berechnungsvorschriften des § 123 SGB VI sind zu beachten. 
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tenversicherung um eine Auskunft bitten, wenn er sich bei der Zuordnung nicht sicher ist. 

Diese können dann durch Verwaltungsakt über die Zuordnung entscheiden. Während der 

Prüfung sind die Arbeitgeber gemäß § 28p (5) S.1 SGB IV dazu verpflichtet, angemesse-

ne Prüfhilfen zu leisten. Nach § 28p (7) S.1 SGB IV haben die Träger der Rentenversiche-

rung eine Übersicht über die Ergebnisse ihrer Prüfungen zu führen und bis zum 31. März 

eines jeden Jahres für das abgelaufene Kalenderjahr den Aufsichtsbehörden vorzulegen. 

Die für diese Übersichten erforderlichen Daten eines jeden Arbeitgebers sind laut  

§ 28p (8) S.1 SGB IV in einer Datei gespeichert, welche die Deutsche Rentenversiche-

rung Bund führt. Die in dieser Datei gespeicherten Daten dürfen demnach auch nur für die 

Prüfung bei den Arbeitgebern verarbeitet und genutzt werden. Die dem prüfenden Träger 

der Rentenversicherung übermittelten Daten sind nach § 28p (8) S.6 SGB IV unverzüglich 

nach Abschluss der Prüfung bei der Datenstelle und beim prüfenden Träger der Renten-

versicherung zu löschen. Das Ergebnis der Prüfung ist außerdem gemäß § 7 (4) S.1 BVV 

dem Arbeitgeber innerhalb von 2 Monaten nach Abschluss der Prüfung mitzuteilen. Der 

Arbeitgeber soll laut § 7 (4) S.2 BVV durch den Prüfbescheid oder das Abschlussge-

spräch zur Prüfung Hinweise zu den festgestellten Sachverhalten erhalten, um in weiteren 

Verfahren fehlerhafte Angaben zu vermeiden.  

Aus dem Zeitungsartikel der „Welt“ geht hervor, „dass eine von den Rentenversicherungs-

trägern bislang nie beanstandete Rechtsauffassung und Praxis nunmehr abgelehnt wer-

de“.34 Es wäre möglich, dass die Rentenversicherung die fehlerhafte Rechtsanwendung 

bislang nicht bemerkt hat, da es erlaubt ist die Prüfung auf Stichproben zu beschränken. 

Die Betriebsprüfung muss nicht umfassend sein, es muss also nicht die ordnungsgemäße 

Beitragszahlung aller Arbeitnehmer vollständig geprüft werden.35 Da einige Arbeitnehmer 

tatsächlich dem Rechtskreis West zuzuordnen sind, wäre es denkbar, dass bislang nur 

diese in der Stichprobe enthalten waren und der Fehler für die Arbeitnehmer im Ostteil 

Berlins somit nicht bemerkt wurde. Genauere Angaben (z.B. der Prüfbericht oder eine 

Pressemitteilung der Rentenversicherung Berlin-Brandenburg) konnten nicht erlangt wer-

den.36 Wenn bei einer Betriebsprüfung keine Fehler bemerkt und damit nichts bean-

standet wird, erlässt die Rentenversicherung lediglich eine Prüfmitteilung. Ob es sich da-

bei um einen Verwaltungsakt i.S.d. § 31 S.1 SGB X handelt ist, durch die fragliche Fest-

stellung einer Regelung, streitig. Laut der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts stel-

len diese Mitteilungen allerdings keine Verwaltungsakte dar.37 Werden bei einer Betriebs-

prüfung aber sozialversicherungsrechtlich relevante Sachverhalte beanstandet, erlassen 

die Träger der Rentenversicherung gemäß § 28p (1) S. 5 SGB IV Verwaltungsakte zur 

Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung 

                                            
34 Lutz, Martin, Trickst der Bundestag zugunsten seiner Mitarbeiter? 9. April 2017. 
35 Vgl. Dahm, Dirk, Kommentar zum Sozialgesetzbuch I, IV, X. 2012, S. 600. 
36 Siehe Anhang 22 
37 Vgl. BSG, Urteil vom 30.10.2013, Az. B 12 AL 2/11 R, Rn. 34. 
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sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung einschließlich der Widerspruchsbescheide 

gegenüber den Arbeitgebern. Die Betriebsprüfer der Rentenversicherung können folglich 

begangene Fehler, auch in Bezug auf die Rechtskreiszuordnung, beanstanden und durch 

Bescheid korrigieren. Durch die nur stichprobenartig vorgenommene Prüfung entfalten 

diese Prüfbescheide laut Rechtsprechung des Bundessozialgerichts aber keine Bin-

dungswirkung. Die Feststellung und Korrektur bestimmter Fehler  bei den geprüften Ar-

beitnehmern, führt nicht dazu, dass alle anderen Sachverhalte als richtig angenommen 

werden können. Der Betriebsprüfung kommt lediglich eine Kontrollfunktion zu, sie soll 

nicht dazu dienen den Arbeitgeber anschließend zu entlasten. Es können bei späteren 

Betriebsprüfungen also durchaus auch für länger zurückliegende Zeiträume bestimmte 

Sachverhalte beanstandet werden, ohne dass der zuvor bereits erlassene Prüfbescheid 

nach §§ 44 ff. SGB X aufgehoben werden muss.38 Damit könnte die Rechtskreiszuord-

nung durchaus auch ohne eine Rücknahme von Prüfbescheiden rückwirkend beanstandet 

werden, obwohl diese eventuell in früheren Prüfmitteilungen nicht in Frage gestellt wurde. 

 

3.5 Korrektur der unrechtmäßigen Beitragszahlung 

Die erfolgte unrechtmäßige Zuordnung zu einem der beiden Rechtskreise hat keine Aus-

wirkungen auf die Beitragshöhe, solange das gezahlte Arbeitsentgelt die Beitragsbemes-

sungsgrenze (Ost) unterschreitet. Durch die Zuordnung zum falschen Rechtskreis kann 

sich nur ein Fehler in der Beitragsberechnung ergeben, wenn das gezahlte Arbeitsentgelt 

die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) übersteigt. In diesem Fall ergeben sich bei gleichem 

Arbeitsentgelt bei einer Einordnung in den Rechtskreis West höhere Beiträge als bei einer 

Zuordnung zum Rechtskreis Ost.39 

Die Angestellten der Verwaltung des Deutschen Bundestages wurden unrichtiger Weise 

seit dem 01.09.1999 dem Rechtskreis West zugeordnet. Für jene Mitarbeiter, deren Ar-

beitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) übersteigt, wurden folglich seither zu 

hohe Beiträge entrichtet. Da diese Beiträge hälftig von Arbeitgeber und  Arbeitnehmer 

getragen werden, wurden durch diese Rechtsanwendung beide Seiten beitragsrechtlich 

benachteiligt. Fraglich ist, inwieweit diese fehlerhafte Beitragszahlung noch rückgängig 

gemacht werden kann.  

 

3.5.1 Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge  

Nach § 26 (1) S.1 SGB IV gilt § 45 (2) SGB X entsprechend, wenn Pflichtbeiträge in der 

Rentenversicherung für Zeiten nach dem 31.12.1972 trotz Fehlens der Versicherungs-

pflicht nicht spätestens bei der nächsten Prüfung beim Arbeitgeber beanstandet worden 

                                            
38 Vgl. BSG, Urteil vom 18.11.2015, Az.: B 12 R 7/14 R. 
39 Siehe Anhang 10 
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sind. 

§ 26 (1) S.1 SGB IV bezieht sich nur auf Beiträge, die für Zeiten entrichtet wurden, für die 

Versicherungspflicht angenommen wurde, diese aber rückwirkend betrachtet nicht vorlag.  

Im vorliegenden Fall wurde aber lediglich, aufgrund der fehlerhaften Zuordnung zum 

Rechtskreis West, ein Teil des Arbeitsentgelts als beitragspflichtig erachtet, obwohl dies 

die Beitragsbemessungsgrenze überstieg. Dieser konkrete Fall wird nicht von der Rege-

lung des § 26 (1) S.1  SGB IV erfasst, wodurch dieser Beanstandungsschutz keine An-

wendung findet.40 

Für die Korrektur kommt außerdem § 26 (2) SGB IV in Betracht, welcher die Beanstan-

dung und Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge regelt. Nach § 26 (2) 1. HS SGB IV 

sind zu Unrecht entrichtete Beiträge grundsätzlich zu erstatten. Damit wird der allgemeine 

Grundsatz tangiert, „wonach Vermögensverschiebungen ohne Rechtsgrund rückgängig 

zu machen sind“.41 Als zu Unrecht entrichtete Beiträge gelten in diesem Fall auch Beiträ-

ge, welche in falscher Höhe gezahlt wurden. Ein gängiges Beispiel dafür sind die Beiträ-

ge, die für Arbeitseinkommen gezahlt wurden, welches die Beitragsbemessungsgrenze 

übersteigt.42 Für die Verfahrensweise mit dieser Fallkonstellation ergeben sich allerdings 

einige Besonderheiten. Es wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass Pflichtbeiträge 

lediglich für Arbeitsentgelte bis zur Beitragsbemessungsgrenze gezahlt wurden.43 Im vor-

liegenden Fall wurden beitragspflichtige Einnahmen bis zur Beitragsbemessungsgrenze 

(West) berücksichtigt, weil die Beschäftigung fälschlicher Weise im Bundesgebiet ohne 

das Beitrittsgebiet gemeldet wurde, obwohl diese im Beitrittsgebiet ausgeübt wurde. Die 

betroffene Regelung muss zum Zeitpunkt der Beitragszahlung unrichtig angewandt wor-

den sein, eine nachträgliche Rechtsänderung begründet einen Erstattungsanspruch nicht. 

Im Fall der Bundestagsverwaltung wurde das Recht unrichtig angewandt und die Ange-

stellten dem falschen Rechtskreis zugeordnet, eine Rechtsänderung ist nicht im Nach-

hinein eingetreten. Folglich ist § 26 (2) SGB IV anzuwenden und die Beiträge unter Vor-

liegen der übrigen Voraussetzungen zu erstatten. Die fehlerhaften Beiträge müssen, ohne 

dass dies in Abs.2 konkret geregelt ist, vom Rentenversicherungsträger oder der Einzug-

stelle beanstandet werden.44 Die Beanstandung wird in einem Verwaltungsakt gemäß  

§ 31 S.1 SGB X geregelt und soll beinhalten für welchen Zeitraum, welche Beiträge, in 

welcher Höhe unrechtmäßig entrichtet wurden.45  

 

                                            
40 Vgl. Krasney, Martin, juris Praxiskommentar SGB IV. 2006, S.536, Rn. 46. 
41 Lüdtke, Peter-Bernd, Sozialgesetzbuch IV. 2016, S. 339. 
42 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Versicherungspflicht von abhängig Beschäftigten. 
43 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Beanstandung von Beiträgen für Einnahmen über der Beitragsbemessungs-
grenze. 
44 Vgl. Lüdtke, Peter-Bernd, Sozialgesetzbuch IV. 2016, S. 338. 
45 Vgl. ebenda, S. 337. 
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3.5.2 Ausschluss der Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge  

Der Versicherungsträger stellt die im Versicherungsverlauf enthaltenen und nicht bereits 

festgestellten Daten, die länger als sechs Kalendermonate zurückliegen, gemäß  

§ 149 (5) S.1 SGB VI durch Bescheid fest. Zu diesen Daten gehören auch die Rechts-

kreiszuordnung und das daraus resultierende der Beitragszahlung zugrunde liegende 

Arbeitsentgelt. Durch die Beitragszahlung entsteht nach § 55 (1) S.1 SGB VI eine Bei-

tragszeit, welche im Feststellungsbescheid vorgemerkt wird.46 Ein Erstattungsanspruch 

besteht hierbei nicht, wenn die Beitragszahlung durch einen Verwaltungsakt gedeckt ist.47 

Wurden die Beitragsbemessungsgrundlage und die Rechtskreiszuordnung also schon in 

einen Feststellungsbescheid aufgenommen, muss dieser zunächst aufgehoben werden, 

bevor eine Beitragserstattung möglich ist. Denkbar ist eine Rücknahme des Verwaltungs-

aktes nach § 45 SGB X. Laut § 45 (1) SBG X darf ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder 

einen rechtlich erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt hat, unter den Einschränkun-

gen der Absätze 2 bis 4 ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Ver-

gangenheit zurückgenommen werden, soweit er rechtswidrig ist. Im Feststellungsbe-

scheid werden dem Versicherten die zurückgelegten Zeiten bestätigt und die rentenrecht-

lich relevanten Tatbestände vorgemerkt. Er soll sich auf diese Sachverhalte, die sich spä-

ter auf seine Rentenhöhe auswirken, verlassen können. Im Fall der falschen Rechtskreis-

zuordnung wurden die rentenrechtlich relevaten Tatbestände zu Unrecht festgestellt. 

Durch diesen Verwaltungsakt wird folglich ein Recht bestätigt, wodurch er als begünsti-

gend gilt.  Rechtswidrig ist der Verwaltungsakt, wenn sein Tenor bei gegebener Sach- und 

Rechtslage ein anderer sein müsste. Wenn die Zuordnung der Beitragszeiten zum 

Rechtskreis West erfolgte und als Beitragsbemessungsgrenze damit die der alten Bun-

desländer angewandt wurde, obwohl tatsächlich eine Zuordnung zum Rechtskreis Ost 

stattgefunden haben müsste, ist der Feststellungsbescheid dadurch rechtswidrig. Damit 

ist der Verwaltungsakt unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis 4 zurückzunehmen. 

Es ist der Vertrauensschutz nach § 45 (2) SGB X zu prüfen. Gemäß  

§ 45 (2) S.1 SGB X darf der Verwaltungsakt nicht zurückgenommen werden, soweit der 

Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter 

Abwägung mit dem öffentlichen Interesse schutzwürdig ist. Vertrauensausschlussgründe 

nach § 45 (2) S.3 SGB X sind hier nicht gegeben. Dadurch kann der Versicherte sich auf 

sein Vertrauen berufen. Dadurch ist gemäß § 45 (4) S.1 SGB X eine Rücknahme für die 

Vergangenheit nicht möglich. Dies ist aber unerheblich, da der Feststellungsbescheid 

lediglich versicherungsrechtliche Tatbestände vormerkt und nur für die Zukunft Wirkung 

entfaltet. Damit ist auch nur eine Rücknahem mit Wirkung für die Zukunft notwendig. Da-

                                            
46 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Tatbestände für Beitragszeiten. 
47 Vgl. Dahm, Dirk, Kommentar zum Sozialgesetzbuch I, IV, X. 2012, S. 525. 
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für ist die Schutzwürdigkeit des Vertrauens zu prüfen. Das Vertrauen ist laut  

§ 45 (2) S.2 SGB X in der Regel schutzwürdig, wenn der Begünstigte erbrachte Leistun-

gen verbraucht oder eine Vermögensdisposition getroffen hat. Im Feststellungsbescheid 

werden lediglich rentenrechtlich relevante Zeiten vorgemerkt. Es geht demnach nicht um 

eine konkrete Leistung, die unrechtmäßig gewährt wurde und welche verbraucht werden 

konnte. Damit konnte auch keine Vermögensdisposition aufgrund des Feststellungsbe-

scheides getroffen werden. Aus diesen Gründen ist eine Schutzwürdigkeit somit nicht zu 

bejahen. Die Betroffenen haben allerdings ein erhebliches Interesse daran, dass die vor-

gemerkten Zeiten auch rechtmäßiger Natur sind und die falsch anerkannten Zeiten korri-

giert werden. Zudem besteht ein öffentliches Interesse an der Wiederherstellung recht-

mäßiger Zustände. Das Vertrauen der Betroffenen ist damit unter Abwägung mit dem öf-

fentlichen Interesse in der Regel nicht schutzwürdig. Die Betroffenen könnten aber auf 

den Vertrauensschutz verzichten, falls die Schutzwürdigkeit doch festgestellt wird.  

§ 45 (2) SGB X schließt die Rücknahme des Verwaltungsaktes folglich nicht aus. Gemäß 

§ 45 (3) S.1 SGB X kann ein rechtswidriger begünstigender Verwaltungsakt mit Dauerwir-

kung nur bis zum Ablauf von zwei Jahren nach seiner Bekanntgabe zurückgenommen 

werden. Bekanntgabe liegt vor, wenn der Verwaltungsakt mit Wissen und Wollen der Be-

hörde dem Adressaten zugeht und dieser somit Kenntnis erlangt.48 Der Feststellungbe-

scheid hat Dauerwirkung, da dessen Regelung auf Dauer Wirkung entfaltet. Soweit kein 

Vertrauensschutz begründet werden kann, können erlassene Feststellungsbescheide bis 

zum Ablauf von 2 Jahren nach ihrer Bekanntgabe mit Wirkung für die Zukunft zurückge-

nommen werden. Die Behörde hat dabei gemäß § 39 (1) S.1 SGB I pflichtgemäßes Er-

messen auszuüben und den Betroffenen laut § 24 (1) SGB X die Gelegenheit zu geben 

sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. Nach Rücknahme 

des Feststellungbescheides können die Beiträge erstattet werden. Ist die Zweijahresfrist 

allerdings bereits verstrichen, kann der Feststellungsbescheid nicht zurückgenommen 

werden. 

Sollte doch ein Vertrauensschutz begründet werden können, aufgrund dessen die Beiträ-

ge nicht beanstandet werden können, gelten die Beiträge als zu Recht entrichtet. Bei ei-

ner in unrichtiger Höhe gewährten Rente ist in diesem Fall keine Aussparung i.S.d. 

§ 48 (3) SGB X vorzunehmen.49 

 

Wurde eine Rente bewilligt, welcher zu Unrecht entrichtete Beiträge zugrunde liegen, ist 

eine Erstattung dieser Beiträge nur möglich, wenn der Rentenbescheid nach § 45 SGB X 

ab dem Beginn der Rente zurückgenommen werden kann und der Leistungsberechtigte 

                                            
48 Vgl. Siewert, Wolfgang, Sozialgesetzbuch X. 2016, S. 311. 
49 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Beanstandungsschutz nach anderen Vorschriften. 
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die überzahlten Rentenbeträge gemäß § 50 SGB X erstattet.50 Dies bedeutet allerdings 

nicht, dass der Versicherte die erhaltenen Rentenbeträge immer vollständig zurückzahlen 

muss. Es besteht stattdessen durchaus die Möglichkeit einer Aufrechnung dieser Ansprü-

che des Rentenversicherungsträgers mit den Ansprüchen des Versicherten. Denn dieser 

hat neben dem Anspruch auf die zu viel entrichteten Beiträge auch einen Anspruch auf 

die nach der Erstattung richtig berechnete Rente. Zudem ist fraglich, ob tatsächlich immer 

§ 45 SGB X maßgeblich ist. In § 45 SGB X wird die Rücknahme von rechtswidrigen be-

günstigenden Verwaltungsakten geregelt. Ob ein aufgrund der fehlerhaften Rechtskreis-

zuordnung rechtswidriger Rentenbescheid begünstigend ist oder nicht, kann allerdings 

erst später geklärt werden, da hierfür Vergleichsberechnungen durchgeführt werden müs-

sen. Diese werden in Gliederungspunkt 4 dargelegt. Auf die Möglichkeiten der Rücknah-

me eines Rentenbescheides wird deshalb erst in Gliederungspunkt 5 eingegangen. Dabei 

ist in jedem Fall nur der Rentenbescheid zurückzunehmen. Eine Rücknahme aller vorher 

ergangenen Feststellungsbescheide erübrigt sich, da die rentenrechtlichen Zeiten in die-

sen lediglich zur Beweissicherung vorgemerkt werden. Es erfolgt aber keine Anerkennung 

für spätere Leistungsfälle. Damit muss in diesem Fall bei einer Rücknahme aufgrund der 

Entrichtung von Beiträgen über der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) nur der tatsächliche 

Rentenbescheid berücksichtigt werden, in welchem die Zeiten anerkannt und bewertet 

wurden.  

 

Des Weiteren sind nach § 26 (2) 1. HS SGB IV  zu Unrecht entrichtete Beiträge zu erstat-

ten, es sei denn, dass der Versicherungsträger bis zur Geltendmachung des Erstattungs-

anspruchs aufgrund dieser Beiträge oder für den Zeitraum, für den die Beiträge zu Un-

recht entrichtet worden sind, Leistungen erbracht oder zu erbringen hat. Nach  

§ 26 (2) 2.HS sind Beiträge, die für Zeiten entrichtet worden sind, die während des Be-

zugs von Leistungen beitragsfrei sind, jedoch zu erstatten. Diese Ausschlussgründe wer-

den als „Verfallklausel“ bezeichnet. Der Ausschnitt der Regelung „[…] aufgrund dieser 

Beiträge […]“ stellt die erste Verfallklausel dar, der Ausschnitt „[…] für den Zeitraum, für 

den die Beiträge zu Unrecht entrichtet worden sind […]“ wird als zweite Verfallklausel be-

zeichnet. Die Regelung soll eine Übervorteilung der Betroffenen verhindern. Würden die-

se Beiträge erstattet werden, hätte der Versicherte durch die zu viel gezahlten Beiträge 

wohlmöglich eine höhere Leistung erhalten und würde zudem noch Beiträge zurückerhal-

ten.51 Bei der zweiten Verfallklausel ist gemeint, dass die Beiträge während des identi-

schen Zeitraums unrechtmäßig entrichtet wurden, in dem auch Leistungen erbracht wur-

den.52 Für die Rentenversicherung findet dies keine Anwendung, da dort die Beiträge ge-

                                            
50 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Rentenleistungen. 
51 Vgl. Lüdtke, Peter-Bernd, Sozialgesetzbuch IV. 2016, S. 339. 
52 Vgl. ebenda, S. 340. 
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zahlt werden bevor eine Leistung bewilligt wird und bei dieser Leistung auch ausschließ-

lich die vorher gezahlten Beiträge berücksichtigt werden. Beiträge, die während des Be-

zugs einer Leistung gezahlt werden, werden erst später berücksichtigt.53 Diese hat eher 

Bedeutung für die gesetzliche Kranken- und Unfallversicherung.54 Auch der im 2. HS be-

schriebene beitragsfreie Bezug von Leistungen gewinnt nur für die gesetzliche Kranken-

versicherung an Bedeutung, da dort gemäß § 224 SGB V für die Dauer eines Anspruchs 

auf Krankengeld oder Mutterschaftsgeld oder des Bezugs von Elterngeld oder Betreu-

ungsgeld Beitragsfreiheit für das betroffene Mitglied eintritt. Außerdem tritt die Beitrags-

freiheit nach § 225 SGB V auch für bestimmte Rentenantragsteller bis zum Beginn ihrer 

Rente ein. Hingegen hat die erste Verfallklausel eine große Bedeutung für die gesetzliche 

Rentenversicherung. Diese findet Anwendung, wenn eine Leistung auf Grund der Bei-

tragszahlung erbracht wurde oder die Beitragszahlung die Leistungshöhe beeinflusst hat. 

Dabei genügt es, dass die Möglichkeit besteht, dass der Beitrag die Leistungshöhe beein-

flusst. Es ist unerheblich, ob der betreffende Beitrag sich tatsächlich ausgewirkt hat.55 Tei-

le von zu Unrecht gezahlten Beiträgen können allerdings erstattet werden, wenn die er-

brachte Leistung auch ohne die Überzahlung unverändert geleistet worden wäre. Solange 

sie sich nicht auf die Leistungshöhe auswirken, gilt dies auch bei Beiträgen aus „Einnah-

men über der Beitragsbemessungsgrenze (Ost), [die nach dem 30.06.1990] aufgrund 

fehlerhafter Rechtskreiszuordnung (West) zu Unrecht verbeitragt worden“.56 Leistungen, 

die fähig sind die Erstattung auszuschließen sind Leistungen zur Teilhabe, Rentenleistun-

gen und Beitragserstattungen i.S.d. § 210 SGB VI. Nach einem durchgeführten Versor-

gungsausgleich kann die Erstattung jedoch ohne Probleme erfolgen.57 Auch die Erbrin-

gung von Leistungen zur Teilhabe als Sachleistung schließt die Erstattung nicht aus.58 

Gemäß 

§ 49 (8) S.1 Nr.4 SGB IX umfassen die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben auch die 

Kosten für Hilfsmittel, die wegen Art und Schwere der Behinderung zur Berufsausübung, 

zur Teilhabe an einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben oder zur Erhöhung der Si-

cherheit erforderlich sind. Diese Hilfsmittel stellen eine Sachleistung dar. Für die Erbrin-

gung dieser Leistungen durch die Rentenversicherung müssen die persönlichen und ver-

sicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein (§§ 9 ff. SGB VI). Im Gegensatz zum 

während einer Leistung zur Teilhabe ggf. gewährten Übergangsgeld werden die Hilfsmittel 

aber nicht aus dem Einkommen ermittelt, welches den gezahlten Beiträgen in einem Be-

messungszeitraum zugrunde liegt (§ 21 (2) SGB VI), sondern die Kosten für die Hilfsmittel 

werden in angemessener Höhe übernommen, sobald diese notwendig sind. Damit kann 

                                            
53Vgl. BSG, Urt. v. 25.04.1991, Az.: 12/1 RA 65/89, Rn. 18. 
54 Vgl. Peter-Bernd Lüdtke, Sozialgesetzbuch IV, S. 340. 
55 Vgl. ebenda, S. 340. 
56 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Ausschluss der Erstattung. 
57 Vgl. ebenda. 
58 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Erstattung von Beiträgen für Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze. 
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nicht genau bestimmt werden aus welchen Beiträgen für welchen Zeitraum die Sachleis-

tung erbracht wird. Deshalb steht die Erbringung von Sachleistungen einer Beitragserstat-

tung nicht entgegen.  

 

3.5.3 Verzinsung und Verjährung des Erstattungsanspruchs 

Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 27 (1) S.1 SGB IV nach Ablauf eines Kalendermo-

nats nach Eingang des vollständigen Erstattungsantrags, beim Fehlen eines Antrags nach 

der Bekanntgabe der Entscheidung über die Erstattung bis zum Ablauf des Kalendermo-

nats vor der Zahlung mit vier vom Hundert zu verzinsen. Gemeint ist dabei nur ein Erstat-

tungsanspruch auf zu Unrecht entrichtete Beiträge. Durch die Regelung soll eine 

schnellstmögliche Bearbeitung der Rückzahlung durch die Versicherungsträger gewähr-

leistet werden. Die Verzinsung an sich hat nicht auf Antrag, sondern von Amts wegen zu 

erfolgen.59 Im Falle der zu viel entrichteten Beiträge aufgrund falscher Rechtskreiszuord-

nung sind die Beiträge ebenfalls von Amts wegen zu erstatten. Dadurch kommt es nicht 

zur Antragstellung, wodurch § 27 (1) S.1 Alt.1 SGB IV Anwendung findet und die Be-

kanntgabe der Entscheidung über die Erstattung maßgeblich ist. Wurde die Entscheidung 

bspw. am 13.09.2017 bekannt gegeben, dann beginnt die Verzinsung am 01.11.2017. Für 

das Ende der Verzinsung ist die Zahlung des Erstattungsbetrages von Bedeutung. Dabei 

ist entscheidend, dass alles Notwendige getan wurde, um die Auszahlung einzuleiten, 

nicht etwa wann dem Versicherten das Geld zur Verfügung steht.60 Diese Auffassung teilt 

auch Dr. Martin Krasney.61 Die Deutsche Rentenversicherung vertritt jedoch die Meinung, 

dass der Betrag als ausgezahlt gilt, wenn „der Erstattungsbetrag dem Berechtigten zuge-

gangen ist“.62 Die Beträge sind dann in jedem Fall unabhängig von anderen Faktoren 

stets mit 4 % zu verzinsen. Nach § 27 (1) S.2 SGB IV werden volle Euro-Beträge verzinst. 

Der Kalendermonat ist dabei laut § 27 (1) S.3 SGB IV mit dreißig Tagen zugrunde zu le-

gen. Allerdings sollen gemäß § 118 (2a) SGB VI durch die gesetzliche Rentenversiche-

rung keine Nachzahlungsbeträge ausgezahlt werden, die ein Zehntel des aktuellen Ren-

tenwerts nicht übersteigen. 

Nach § 27 (2) S.1 SGB IV verjährt der Erstattungsanspruch in vier Jahren nach Ablauf 

des Kalenderjahres, in dem die Beiträge entrichtet worden sind. Maßgeblich ist demnach 

der Zeitpunkt der Beitragszahlung und nicht wann diese entstanden sind. Beanstandet der 

Versicherungsträger die Rechtswirksamkeit von Beiträgen, beginnt die Verjährung gemäß  

§ 27 (2) S.2 SGB IV mit dem Ablauf des Kalenderjahres der Beanstandung. Eine Erstat-

tung der Beiträge ist hier durch die ggf. später eintretende Verjährung länger möglich. 

                                            
59 Vgl. Dahm, Dirk, Kommentar zum Sozialgesetzbuch I, IV, X. 2012, S. 532. 
60 Vgl. ebenda, S. 534. 
61 Vgl. Krasney, Martin, juris Praxiskommentar SGB IV. 2006, S. 551. 
62 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, SGB IV Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung. 2014, S. 444. 
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Diese Sonderregelung ist für die Rentenversicherung von Bedeutung.63 Zu Unrecht ent-

richtete Beiträge werden demnach durch Verwaltungsakt beanstandet.64 Aufgrund dieser 

Beanstandung werden Anwartschaften möglicherweise gemindert, da aus den zu Unrecht 

entrichteten Beiträgen keine Leistungsansprüche entstehen können. Um die Versicherten 

dann nicht durch die Verjährung zu benachteiligen, soll die Erstattung länger möglich 

sein.65  

Für die Hemmung, die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wirkung der Verjährung 

gelten die Vorschriften des BGB nach § 27 (3) S.1 SGB IV sinngemäß. Die Verjährung 

kann laut den §§ 203 – 208 BGB aus verschiedenen Gründen gehemmt werden. Nach  

§ 209 BGB wird der Zeitraum, während dessen die Verjährung gehemmt ist, nicht in die 

Verjährungsfrist eingerechnet. Die Verjährung wird laut §27 (3) S.2 SGB IV auch durch 

schriftlichen Antrag auf die Erstattung oder durch Erhebung eines Widerspruchs ge-

hemmt. Die Hemmung endet gemäß § 27 (3) S.3 SGB IV sechs Monate nach Bekanntga-

be der Entscheidung über den Antrag oder den Widerspruch. Die Ablaufhemmung gemäß 

§§ 210, 211 BGB hat im Sozialversicherungsrecht keine große Bedeutung.66 Der Neube-

ginn der Verjährung ist in § 212 BGB geregelt und besagt, dass aus verschiedenen Grün-

den die komplette Verjährungsfrist neu beginnt und der bereits verstrichene Teil unbeach-

tet bleibt. Nach Eintritt der Verjährung ist der Schuldner dann nach § 214 (1) BGB berech-

tigt, die Leistung zu verweigern. Der Schuldner muss dies aber durch Einrede geltend 

machen.67 Es liegt im Ermessen des Sozialversicherungsträgers, ob er die Einrede nutzt. 

Grundsätzlich soll allerdings nur auf die Einrede verzichtet werden, wenn die Beiträge 

unrechtmäßig entrichtet wurden, weil sich die Einzugstelle oder die Sozialleistungsträger 

fehlerhaft verhalten haben.68 Im Falle der unrechtmäßigen Rechtskreiszuordnung liegt der 

Fehler bei diesen beiden Beteiligten, der Versicherte ist nicht an der Zuordnung beteiligt. 

Es liegt außerdem im Interesse der Rentenversicherung die Beiträge zu korrigieren, da 

aus höheren Beiträgen auch höhere Leistungsansprüche resultieren könnten. Die Einrede 

der Verjährung wäre hier deshalb nicht ratsam und würde zudem den Grundsätzen der 

Sozialleistungsträger entgegen sprechen. Da die Einrede durch die Rentenversicherungs-

träger damit unwahrscheinlich ist, kommt es in den meisten Fällen nicht zur Verjährung 

der Beitragsansprüche. Trotz der eigentlich festgelegten Verjährung, können die zu viel 

gezahlten Beiträge somit an den Versicherten ausgezahlt werden.   

 

                                            
63 Vgl. Dahm, Dirk, Kommentar zum Sozialgesetzbuch I, IV, X. 2012, S. 535. 
64 Siehe Gliederungspunkt 3.5.2. 
65 Vgl. ebenda, S. 536. 
66 Vgl. Bigge, Gerd, Kommentar zum Sozialgesetzbuch I, IV, X. 2012, S. 518. 
67 Vgl. ebenda, S. 519. 
68 Vgl. Dahm, Dirk, Kommentar zum Sozialgesetzbuch I, IV, X. 2012, S. 536. 
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3.5.4 Verfahren 

Wenn der Erstattungsanspruch noch nicht verjährt ist und die Beiträge vom Träger der 

Rentenversicherung noch nicht beanstandet worden sind, erfolgt die Erstattung gemäß  

§ 211 S.1 Nr. 1 SGB VI durch die Einzugstelle, wenn die Träger der Rentenversicherung 

dies mit den Einzugstellen vereinbart haben. Die Erstattung erfolgt nach  

§ 211 S.1 Nr.2 SGB VI hingegen durch die Leistungsträger, wenn die Beitragszahlung auf 

Versicherungspflicht wegen des Bezugs von Sozialleistungen beruht, wenn die Träger der 

Rentenversicherung dies mit den Einzugstellen oder Leistungsträgern vereinbart haben. 

Auch wenn die Rentenversicherung zuständig ist, muss der erforderliche Antrag dennoch 

bei der Einzugstelle gestellt werden. Der Antrag wird dann binnen vier Wochen an den 

zuständigen Rentenversicherungsträger weitergeleitet.69 Die zu viel gezahlten Beiträge 

können dann unter den Voraussetzungen des § 28 SGB IV verrechnet werden oder auf 

Antrag an Arbeitnehmer und -geber ausgezahlt werden. 

 

3.5.5 Umfang der Erstattung und Erstattungsempfänger 

Nach § 211 S.2 SGB VI ist die dem Beitrag zugrunde liegende bescheinigte Beitragsbe-

messungsgrundlage für die Berechnung des Erstattungsbetrages maßgebend. Nach  

§ 26 (3) S.1 SGB IV steht die Erstattung demjenigen zu, der die Beiträge getragen hat. Da 

die Beiträge von gegen Arbeitsentgelt Beschäftigten gemäß § 168 (1) Nr.1 SGB VI hälftig 

getragen werden, erhalten der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer jeweils die Hälfte des 

Erstattungsbetrages. Es ist demnach im vorliegenden Fall zu prüfen, wie hoch die Beiträ-

ge bei der vorgenommenen Einordnung in den Rechtkreis West sind und wie hoch sie bei 

einer Einordnung in den Rechtskreis Ost gewesen wären. Am Beispiel eines Arbeitneh-

mers, welcher in Entgeltgruppe 14, Erfahrungsstufe 6 eingeordnet ist beträgt die jährliche 

Beitragsbemessungsgrundlage 69.697,44 €. Bei einer Zuordnung zum Rechtskreis West 

ergibt sich daraus ein Beitrag von 13.033,42 €. Bei selbiger Beitragsbemessungsgrundla-

ge und einer Zuordnung zum Rechtskreis Ost, müsste diese auf die Beitragsbemes-

sungsgrenze (Ost) von 68.400 € begrenzt werden, wodurch sich ein Beitrag von 

12.790,80 € ergibt. Die Differenz der Beiträge beträgt (13.033,42 € - 12.790,80 € =) 

242,62 €. Folglich ergibt sich in diesem Beispiel ein Erstattungsbetrag von 242,62 €, der 

hälftig an Arbeitnehmer und Arbeitgeber auszuzahlen wäre. 

                                            
69 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Beiträge für eine abhängige Beschäftigung. 
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4 Auswirkungen auf die Rentenberechnung 

Im Folgenden sollen die Auswirkungen der Zuordnung der Angestellten der Bundestags-

verwaltung zum Rechtskreis West, welche in den Jahren 1999 bis 2017 eingetreten sein 

können, an Hand von Vergleichsberechnungen untersucht werden. Der dafür beschriebe-

ne Sachverhalt wird in vier Berechnungen insoweit abgewandelt, als dass der Versicherte 

in diesen 19 Jahren einmal ein Arbeitsentgelt erhalten hat, welches die Beitragsbemes-

sungsgrenze (Ost) nicht übersteigt und dabei einmal dem Rechtskreis West und einmal 

dem Rechtskreis Ost zugeordnet wurde und einmal ein Arbeitsentgelt erhalten hat, wel-

ches die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) übersteigt und dabei einmal dem Rechtskreis 

West und einmal dem Rechtskreis Ost zugeordnet wurde. Die angegebenen Arbeitsent-

gelte wurden aus Gründen der Vereinfachung fiktiv angenommen. Die Entgelte orientieren 

sich allerdings an den aktuellen Werten der Entgeltgruppen 10 und 14. Es sollen die sich 

daraus ergebenden Unterschiede untersucht werden. 

 
4.1 Sachverhalt 

Moritz Mustermann wurde am 04.03.1978 in Dresden geboren. Er besuchte bis zum 

30.06.1996 das Hans-Erlwein-Gymnasium  in Dresden. Anschließend begann er ein Stu-

dium an der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin. Dieses konnte er am 31.08.1999 

erfolgreich mit dem Bachelor of Laws abschließen. Er erhielt anschließend einen gut be-

zahlten Arbeitsplatz als Sachbearbeiter in der Verwaltung des Deutschen Bundestages, 

der zum 01.09.1999 seine Arbeit in Berlin aufnahm. Dort traf er Maria, welche er am 

20.06.2000 zur Frau nahm. Durch seinen sicheren Job konnte Moritz sich und seiner Frau 

ein gutes Leben ermöglich. Doch bei einem Ausflug am 08.06.2017 verlor Moritz auf nas-

ser Fahrbahn die Kontrolle über seinen Wagen und fuhr gegen eine Leitplanke. Maria 

überstand den Unfall nahezu unbeschadet, doch Moritz wurde schwer verletzt. Aufgrund 

seiner Verletzungen war es ihm nicht mehr möglich seinen bisherigen Beruf ganztägig 

auszuüben. So stellte er am 12.07.2017 einen Antrag auf Erwerbsminderungsrente. Ihm 

wurde eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung mit Rentenbeginn am 01.07.2017 

gewährt. Diese wird im Folgenden berechnet. Er arbeitet jedoch weiterhin in Teilzeit in der 

Bundestagsverwaltung und erhält ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.700 € 

 

4.2 Rentenrechtliche Zeiten  

04.03.1995 – 31.08.1999: 

Moritz vollendet das 17. Lebensjahr am 03.03.1995. Danach besuchte er das Gymnasi-

um, wo er am 30.06.1996 sein Abiturzeugnis erhielt. Vom 01.09.1996 bis zum 31.08.1999 

absolvierte er ein Studium an der HWR Berlin. Zwischen diesen beiden Ausbildungsab-

schnitten lag eine Übergangszeit von weniger als 4 Monaten. Es liegt damit vom 
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04.03.1995 bis zum 31.08.1999 ein Anrechnungszeittatbestand des  

§ 58 (1) S.1 Nr.4 SGB VI vor. Der Zeitraum darf eine Höchstdauer von 8 Jahren (= 96 

Kalendermonate gemäß § 122 (2) SGB VI) nicht überschreiten. Der genannte Zeitraum 

umfasst 55 Kalendermonate, wodurch die Höchstdauer nicht überschritten wird. Es kann 

somit eine Anrechnungszeit nach § 58 (1) S.1 Nr. 4 SGB VI anerkannt werden.  

 

01.09.1999 – 08.06.2017: 

Moritz war in der Zeit vom  01.09.1999 bis zum 08.06.2017 als gegen Arbeitsentgelt Be-

schäftigter versicherungspflichtig nach § 1 S.1 Nr.1 SGB VI. Die Beschäftigungszeiten 

wurden der Rentenversicherung ordnungsgemäß gemeldet, wodurch gemäß  

§ 199 S.1 SGB VI von einer ordnungsgemäßen Beitragszahlung ausgegangen werden 

kann. Damit liegt im genannten Zeitraum eine Beitragszeit nach § 55 (1) S.1 SGB VI vor.  

 

08.06.2017 – 03.03.2040: 

Im Zeitraum vom 08.06.2017 bis zum 03.03.2040 kann eine Zurechnungszeit nach  

§ 59 SGB VI anerkannt werden. Diese ist gemäß § 59 (1) SGB VI die Zeit, die bei einer 

Rente wegen Erwerbsminderung oder einer Rente wegen Todes hinzugerechnet wird, 

wenn der Versicherte das 62. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Sie beginnt laut  

§ 59 (2) S.1 Nr.1 SGB VI bei einer Rente wegen Erwerbsminderung mit dem Eintritt der 

hierfür maßgebenden Erwerbsminderung und endet nach § 59 (2) S.2 SGB VI mit Vollen-

dung des 62. Lebensjahres.  

 
 
4.3 Zuordnung zum Rechtskreis West 

4.3.1 Entgeltpunkte bei Bezahlung unterhalb der Beitragsbemessungsgren-
ze (Ost) 

Der Monatsbetrag der Rente ergibt sich gemäß § 64 SGB VI, wenn die unter Berücksich-

tigung des Zugangsfaktors ermittelten persönlichen Entgeltpunkte, der Rentenartfaktor 

und der aktuelle Rentenwert mit ihrem Wert bei Rentenbeginn miteinander vervielfältigt 

werden. Die persönlichen Entgeltpunkte ergeben sich laut §66 (1) SGB VI, indem die 

Summe aller Entgeltpunkte mit dem Zugangsfaktor vervielfältigt wird. Grundlage für die 

Ermittlung der persönlichen Entgeltpunkte sind bei einer Rente wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit gemäß § 66 (2) Nr.2 SGB V die Entgeltpunkte des Versicherten. 

Nach § 66 (1) Nr.1 SGB VI ist zunächst die Summe aller Entgeltpunkte für Beitragszeiten 

zu bestimmen. Damit sind Beitragszeiten als Zeiten mit vollwertigen Beiträgen i.S.d.  

§ 54 (1) Nr.1 Bst. a SGB VI, welches nach § 54 (2) SGB VI Kalendermonate sind, die mit 

Beiträgen belegt und nicht beitragsgemindert sind. Zudem sind die Beitragszeiten als bei-

tragsgeminderte Zeiten i.S.d. § 54 (1) Nr.1 Bst. b SGBVI gemeint, welche gemäß  
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§ 54 (3) S.1 SGB VI Kalendermonate sind, die sowohl mit Beitragszeiten als auch An-

rechnungszeiten, einer Zurechnungszeit oder Ersatzzeiten belegt sind. Als beitragsge-

minderte Zeiten gelten nach § 54 (3) S.2 SGB VI außerdem Kalendermonate mit Pflicht-

beiträgen für eine Berufsausbildung. Für Beitragszeiten, welche im Rechtskreis West zu-

rückgelegt worden sind, werden nach § 70 (1) S.1 SGB VI Entgeltpunkte ermittelt, indem 

die Beitragsbemessungsgrundlage durch das Durchschnittsentgelt für dasselbe Kalender-

jahr geteilt wird. Die Beitragsbemessungsgrundlage wird dabei laut § 157 SGB VI nur bis 

zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt. Nach § 70 (1) S.2 SGB VI wird 

für das Kalenderjahr des Rentenbeginns und das davorliegende Kalenderjahr als Durch-

schnittsentgelt der Betrag zugrunde gelegt, der für diese Kalenderjahre vorläufig bestimmt 

ist. Gemäß § 121 (1) SGB VI werden die Berechnungen hier grundsätzlich auf vier Dezi-

malstellen durchgeführt. Die letzte Dezimalstelle wird dabei gemäß § 121 (2) SGB VI um 

1 erhöht, wenn sich in der folgenden Dezimalstelle eine der Zahlen 5 bis 9 ergeben wür-

de. Bei den Berechnungen werden zudem gemäß § 121 (4) SGB VI vor einer Division 

zunächst die anderen Rechenschritte durchgeführt. 

Moritz Mustermann hat in den Jahren 1999 bis 2017 in der Verwaltung des Deutschen 

Bundestages gearbeitet und dabei stets ein Arbeitsentgelt erhalten, welches die Beitrags-

bemessungsgrenze (Ost) nicht übersteigt.70 Die Beitragsbemessungsgrundlage ist darum 

nicht zu begrenzen und kann gänzlich berücksichtigt werden. In den Jahren 1999 bis 

2017 ergeben sich durchschnittlich 1,3533 EP. Die Summe der Entgeltpunkte für Bei-

tragszeiten beträgt 25,7128 EP.71 

Nach § 66 (1) Nr.2 SGB VI ist die Summe aller Entgeltpunkte für beitragsfreie Zeiten zu 

bestimmen. Beitragsfreie Zeiten sind gemäß § 54 (4) SGB VI Kalendermonate, die mit 

Anrechnungszeiten, mit einer Zurechnungszeit oder mit Ersatzzeiten belegt sind, wenn für 

sie nicht auch Beiträge gezahlt worden sind. Moritz hat vom 04.03.1995 bis zum 

31.08.1999 eine Anrechnungszeit zurückgelegt und vom 08.06.2017 bis zum 03.03.2040 

wurde eine Zurechnungszeit anerkannt, für die keine Beiträge gezahlt wurden. Diese gel-

ten somit als beitragsfreie Zeiten und sind im Folgenden zu bewerten. Beitragsfreie Zeiten 

erhalten nach § 71 (1) S.1 SGB VI den Durchschnittswert an Entgeltpunkten, der sich aus 

der Gesamtleistung an Beiträgen im belegungsfähigen Zeitraum ergibt. Dabei erhalten sie 

gemäß § 71 (1) S.2 SGB VI den höheren Durchschnittswert aus der Grundbewertung aus 

allen Beiträgen oder der Vergleichsbewertung aus ausschließlich vollwertigen Beiträgen. 

Der belegungsfähige Gesamtzeitraum umfasst dabei gemäß § 72 (2) S.1 Nr.2 SGB VI die 

Zeit vom vollendeten 17. Lebensjahr bis zum Eintritt der maßgebenden Minderung der 

Erwerbsfähigkeit bei einer Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit. Der belegungsfä-

hige Gesamtzeitraum geht damit im vorliegenden Fall vom 04.03.1995 bis zum 

                                            
70 Siehe Anhang 12 
71 Siehe Anhang 14 
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08.06.2017 und umfasst grundsätzlich 268 Kalendermonate. Der belegungsfähige Ge-

samtzeitraum verlängert sich nach § 72 (2) S.2 SGB VI um Kalendermonate mit renten-

rechtlichen Zeiten vor Vollendung des 17. Lebensjahres. Moritz hat vor der Vollendung 

seines 17. Lebensjahres keine rentenrechtlichen Zeiten zurückgelegt. Nach  

§ 72 (3) Nr.1 SGB VI sind Kalendermonate mit beitragsfreien Zeiten, die nicht auch Be-

rücksichtigungszeiten sind, nicht belegungsfähig. Solche beitragsfreien Zeiten liegen bei 

Moritz im Zeitraum vom 04.03.1995 bis zum 31.08.1999 vor. Diese umfassen 54 Kalen-

dermonate. Folglich wird der belegungsfähige Gesamtzeitraum auf 214 Kalendermonate 

reduziert. 

Für die Gesamtleistungsbewertung werden Kalendermonat mit Zeiten einer beruflichen 

Ausbildung nach § 71 (3) S.1 Nr.2 SGB VI mindestens 0,0833 Entgeltpunkte zugrunde 

gelegt und diese Kalendermonate insoweit nicht als beitragsgeminderte Zeiten berück-

sichtigt. Übersteigen die vorher ermittelten Entgeltpunke für Beitragszeiten diese monat-

lich anzuerkennenden 0,0833 EP, bleiben die zuvor ermittelten maßgebend. Eine tatsäch-

liche Berufsausbildung hat Moritz nicht absolviert. Dabei gelten aber die ersten 36 Kalen-

dermonate mit Pflichtbeiträgen für Zeiten einer versicherten Beschäftigung oder selbst-

ständigen Tätigkeit bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres gemäß § 71 (3) S.2 SGB VI 

stets als Zeiten einer beruflichen Ausbildung. Demnach gilt der Zeitraum vom 01.09.1999 

bis zum 31.08.2002 für Moritz als Zeit der Berufsausbildung. In diesem Zeitraum sind die 

jeweils ermittelten Entgeltpunkte  mit den monatlich anzuerkennenden 0,0833 EP zu ver-

gleichen und das höhere Ergebnis zu berücksichtigen. So ergeben sich vom 01.09.1999 

bis 31.12.1999 (0,0833 EP x 4 KM =) 0,3332 EP und 2000 und 2001 jeweils (0,0833 EP x 

12 KM =) 0,9996 EP. Vom 01.01.2002 bis 31.08.2002 bleibt es bei den zuvor ermittelten 

0,9230 EP, da diese die (0,0833 EP x 8 KM =) 0,6664 EP übersteigen.  

Bei der Grundbewertung werden gemäß § 72 (1) SGB VI für jeden Kalendermonat Ent-

geltpunkte in der Höhe zugrunde gelegt, die sich ergibt, wenn die Summe der Entgelt-

punkte für Beitragszeiten und Berücksichtigungszeiten durch die Anzahl der belegungsfä-

higen Monate geteilt wird. Die Summe der Entgeltpunkte für Beitragszeiten beträgt 

26,4566 EP, die Anzahl der belegungsfähigen Monate beträgt 214 Kalendermonate. Folg-

lich ergibt sich ein Gesamtleistungswert von 0,1236 EP. Bei der Vergleichsbewertung 

werden nach § 73 S.1 1. HS SGB VI für jeden Kalendermonat Entgeltpunkte in der Höhe 

zugrunde gelegt, die sich ergibt, wenn die Summe der Entgeltpunkte aus der Grundbe-

wertung ohne Entgeltpunkte für beitragsgeminderte Zeiten, Berücksichtigungszeiten, die 

auch beitragsfreie Zeiten sind und Beitragszeiten oder Berücksichtigungszeiten, in denen 

eine Rente aus eigener Versicherung bezogen worden ist, durch die Zahl der belegungs-

fähigen Monate geteilt wird. Im vorliegenden Fall ergibt sich im Monat Dezember 2016 

eine beitragsgeminderte Zeit, die dafür errechneten 0,0315 EP sind damit von der Summe 
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aller Entgeltpunkte aus der Grundbewertung zu subtrahieren, ebenso der eine Kalender-

monat vom belegungsfähigen Gesamtzeitraum. Es ergibt sich ein Gesamtleistungswert 

von 0,1241 EP. Bei Renten wegen verminderter Erwerbfähigkeit werden nach  

§ 73 S.1 2.HS SGB VI außerdem Entgeltpunkte für die letzten vier Jahre bis zum Eintritt 

der hierfür maßgebenden Minderung der Erwerbsfähigkeit nicht berücksichtigt, wenn sich 

dadurch ein höherer Wert aus der Vergleichsbewertung ergibt. Dabei sind nach  

§ 73 S.2 SGB VI von den belegungsfähigen Monaten aus der Grundbewertung die bei der 

Vergleichsbewertung außer Betracht gebliebenen Kalendermonate mit Entgeltpunkten 

abzusetzen. Bei dieser zweiten Vergleichsbewertung ergeben sich 0,1240 EP.72 Der je-

weils höhere Wert aus der Grund- oder der ersten oder zweiten Vergleichsbewertung ist 

der maßgebliche Gesamtleistungswert. Als Gesamtleistungswert ist hier demnach der der 

Vergleichsbewertung i.H.v. 0,1241 EP maßgeblich. Für bestimmte rentenrechtliche Zeiten 

ist dieser nur begrenzt zu berücksichtigen. Die Zeit der Schul- und Hochschulausbildung 

vom 04.03.1995 bis zum 31.08.1999 werden gemäß § 74 S.4 Alt.1 SGB VI nicht bewertet. 

Während der Zurechnungszeit vom 08.06.2017 bis zum 03.03.2040 erhält jeder Kalen-

dermonat den vollen Gesamtleistungswert von 0,1241 EP. Es ergeben sich damit (261 

Kalendermonate x 0,1241 EP =) 32,3800 EP für beitragsfreie Zeiten.  

Nach § 66 (1) Nr.3 SGB VI ist die Summe aller Entgeltpunkte für Zuschläge für beitrags-

geminderte Zeiten zu berechnen. Beitragsgeminderte Zeiten sind gemäß  

§ 54 (3) S.1 SGB VI Kalendermonate, die sowohl mit Beitragszeiten als auch Anrech-

nungszeiten, einer Zurechnungszeit oder Ersatzzeiten belegt sind. Bei Moritz wurden im 

Juni 2017 sowohl eine Beitragszeit als auch eine Zurechnungszeit anerkannt, wodurch 

dieser Kalendermonat als beitragsgeminderte Zeit gilt und im Folgenden zu bewerten ist. 

Für beitragsgeminderte Zeiten ist nach § 71 (2) S.1 SGB VI die Summe der Entgeltpunkte 

um einen Zuschlag zu erhöhen, dass mindestens der Wert erreicht wird, den diese Zeiten 

jeweils als beitragsfreie Zeit hätten. Da während beitragsgeminderten Zeiten die Entgelt-

punkte für Beitragszeiten meist gering ausfallen, soll durch diese Regelung eine Benach-

teiligung gegenüber den beitragsfreien Zeiten verhindert werden. Zunächst werden für die 

betroffenen Kalendermonate Entgeltpunkte berechnet, als würde es sich um eine bei-

tragsfreie Zeit handeln. Im Juni 2017 liegt eine Zurechnungszeit vor, welche mit dem vol-

len Gesamtleistungswert zu bewerten wäre. Es würden sich folglich 0,1241 EP ergeben. 

Davon sind die bereits ermittelten Entgeltpunkte für Beitragszeiten abzuziehen. Im De-

zember 2016 wurden 0,0315 EP für Beitragszeiten anerkannt. Die Differenz von (0,1241 

EP – 0,0315 EP =) 0,0925 EP ist als Zuschlag für beitragsgeminderte Zeiten zu berück-

sichtigen.73  

                                            
72 Siehe Anhang 15 
73 Vgl. Eichenhofer, Eberhard, Kommentar zum Sozialgesetzbuch SGB VI. 2014, S. 329. 
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Es ergeben sich damit insgesamt 58,1853 EP bei Bezahlung unterhalb der Beitragsbe-

messungsgrenze. 

 

4.3.2 Entgeltpunkte bei Bezahlung oberhalb der Beitragsbemessungsgren-
ze (Ost) 

Moritz Mustermann hat in den Jahren 1999 bis 2017 in der Verwaltung des Deutschen 

Bundestages gearbeitet und dabei stets ein Arbeitsentgelt erhalten, welches die Beitrags-

bemessungsgrenze (Ost) übersteigt.74 Da er aber dem Rechtskreis West zugeordnet wur-

de, ist die Beitragsbemessungsgrundlage weiterhin nicht zu begrenzen. Durch das höhere 

Arbeitsentgelt ergeben sich jedoch im Durchschnitt 1,5608 EP. Die Summe der Entgelt-

punkte für Beitragszeiten in diesen 19 Jahren beträgt 29,6552 EP.75 

Anschließend sind die Entgeltpunkte für beitragsfreie Zeiten zu bestimmen, wobei die 

Berechnung hier den gleichen Grundsätzen folgt. Es werden lediglich andere Entgeltpunk-

te für Beitragszeiten zugrunde gelegt, wodurch sich andere Werte ergeben. Die Summe 

aller Entgeltpunkte für Beitragszeiten beträgt, unter der Berücksichtigung von mindestens 

0,0833 EP für Kalendermonate einer Berufsausbildung, 30,0775 EP. Die Summe der be-

legungsfähigen Monate beträgt auch hier 214 KM, wodurch sich bei der Grundbewertung 

ein Gesamtleistungswert von 0,1405 EP ergibt. Bei der Vergleichsbewertung ergibt sich 

hingegen ein Gesamtleistungswert von 0,1410 EP. Aus der zweiten Vergleichsbewertung 

ergibt sich ein Wert von 0,1387 EP.76 Der jeweils höhere Wert aus der Grund- oder den 

Vergleichsbewertungen ist der maßgebliche Gesamtleistungswert. Als Gesamtleistungs-

wert  ist demnach der der Vergleichsbewertung i.H.v. 0,1410 EP maßgeblich. Für be-

stimmte rentenrechtliche Zeiten ist dieser nur begrenzt zu berücksichtigen. Die Zeit der 

Schul- und Hochschulausbildung vom 04.03.1995 bis zum 31.08.1999 werden gemäß § 

74 S.4 Alt.1 SGB VI nicht bewertet. Während der Zurechnungszeit vom 08.06.2017 bis 

zum 03.03.2040 erhält jeder Kalendermonat den vollen Gesamtleistungswert von 0,1410 

EP. Es ergeben sich damit (261 Kalendermonate x 0,1410 EP =) 36,8073 EP für beitrags-

freie Zeiten.  

Die Berechnung der Entgeltpunkte für beitragsgeminderte Zeiten folgt hier den gleichen 

Regelungen. Durch die divergierenden Arbeitsentgelte ergeben sich lediglich andere Ent-

geltpunkte. Zunächst werden ebenfalls für die betroffenen Kalendermonate Entgeltpunkte 

berechnet, als würde es sich um eine beitragsfreie Zeit handeln. Im Juni 2017 liegt eine 

Zurechnungszeit vor, welche mit dem vollen Gesamtleistungswert zu bewerten wäre. Es 

würden sich folglich 0,1410 EP ergeben. Davon sind die bereits ermittelten Entgeltpunkte 

für Beitragszeiten abzuziehen. Im Juni 2017 wurden 0,0394 EP für Beitragszeiten aner-

                                            
74 Siehe Anhang 13 
75 Siehe Anhang 18 
76 Siehe Anhang 19 
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kannt.  Die Differenz von (0,1410 EP – 0,0394 EP =) 0,1016 EP ist als Zuschlag für bei-

tragsgeminderte Zeiten zu berücksichtigen. 

Es ergeben sich damit insgesamt 66,5641 EP bei Bezahlung oberhalb der Beitragsbe-

messungsgrenze. 

 

4.3.3 Zugangsfaktor 

Der Zugangsfaktor richtet sich laut § 77 (1) SGB VI nach dem Alter der Versicherten bei 

Rentenbeginn oder bei Tod und bestimmt in welchem Umfang Entgeltpunkte bei der Er-

mittlung des Monatsbetrages der Rente als persönliche Entgeltpunkte zu berücksichtigen 

sind. Der Zugangsfaktor ist gemäß § 77 (2) S.1 Nr. 3 SGB VI für Entgeltpunkte, die noch 

nicht Grundlage von persönlichen Entgeltpunkten einer Rente waren, bei Renten wegen 

verminderter Erwerbsfähigkeit für jeden Kalendermonat, für den eine Rente vor Ablauf 

des Kalendermonats der Vollendung des 65. Lebensjahres in Anspruch genommen wird, 

um 0,003 niedriger als 1,0. Beginnt eine Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit vor 

Vollendung des 62. Lebensjahres, ist gemäß § 77 (2) S.2 SGB VI die Vollendung des 62. 

Lebensjahres für die Bestimmung des Zugangsfaktors maßgebend. Die Minderung der 

Erwerbsfähigkeit ist bei Moritz im Alter von 38 Jahren eingetreten. Er vollendet sein 62. 

Lebensjahr am 03.03.2040 und sein 65. Lebensjahr am 03.03.2043. Der Zugangsfaktor 

beträgt in diesem Fall somit (1,0000 – 0,0030 x 36 Kalendermonate =) 0,8920.  

Damit ergeben sich gemäß § 66 (1) SGB VI bei Bezahlung unterhalb der Beitragsbemes-

sungsgrenze (Ost) (0,8920 x 58,1853 EP =) 51,9013 persönliche Entgeltpunkte. Bei Be-

zahlung oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) ergeben sich (0,8920 x 66,5641 

EP =) 59,3751 persönliche Entgeltpunkte. 

 

4.3.4 Rentenbetrag 

Der Rentenartfaktor für die Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung beträgt gemäß  

§ 67 Nr. 2 SGB VI 0,5. Der aktuelle Rentenwert beträgt ab dem 01.07.2017 31,03 €. Da-

mit beträgt die Rente bei einer Bezahlung unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) 

gemäß § 64 SGB VI (31,03 € x 0,5 x 51,9013 pEP =) 805,25 €.  

Bei einer Bezahlung oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) beträgt die Rente 

gemäß § 64 SGB VI (31,03 € x 0,5 x 59,3751 pEP =) 921,20 €.  
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4.4 Zuordnung zum Rechtskreis Ost 

4.4.1 Entgeltpunkte bei Bezahlung unterhalb der Beitragsbemessungsgren-
ze (Ost) 

Die Rentenformel entspricht grundsätzlich der oben erläuterten. Allerdings werden nach  

§ 254b (1) SGB VI bis zur Herstellung einheitlicher Einkommensverhältnisse im Gebiet 

der Bundesrepublik Deutschland persönliche Entgeltpunkte (Ost) und ein aktueller Ren-

tenwert (Ost) für die Ermittlung des Monatsbetrages der Rente aus Zeiten außerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland ohne das Beitrittsgebiet gebildet, die an die Stelle der per-

sönlichen Entgeltpunkte und des aktuellen Rentenwerts treten. Liegen der Rente auch 

persönliche Entgeltpunkte zugrunde, die mit dem aktuellen Rentenwert zu vervielfältigen 

sind, sind nach § 254b (2) SGB VI Monatsteilbeträge zu ermitteln, deren Summe den Mo-

natsbetrag der Rente ergibt. 

Die Berechnung der Entgeltpunkte für Beitragszeiten folgt ebenfalls den unter Gliede-

rungspunkt 4.3.2 erläuterten Grundsätzen. Für Beitragszeiten, die im Beitrittsgebiet nach 

dem 08.05.1945 zurückgelegt worden sind, werden aber nach § 256a (1) S.1 SGB VI 

Entgeltpunkte ermittelt, indem der mit den Werten der Anlage 10 vervielfältigte Verdienst 

durch das Durchschnittsentgelt für dasselbe Kalenderjahr geteilt wird. Als Verdienst zählt 

gemäß  

§ 256a (2) S.1 SGB VI unter anderem der tatsächlich erzielte Arbeitsverdienst, für den 

Pflichtbeiträge gezahlt worden sind. Aufgrund der unterschiedlichen Einkommensverhält-

nisse in den neuen und alten Bundesländern, findet im Beitrittsgebiet eine Höherwertung 

der Beitragsbemessungsgrundlage statt. Für diese Zeiten mit Beiträgen für eine Beschäf-

tigung im Beitrittsgebiet treten gemäß § 254d (1) Nr.1 SGB VI Entgeltpunkte (Ost) an die 

Stelle der ermittelten Entgeltpunkte. Moritz Mustermann hat in den Jahren 1999 bis 2017 

in der Verwaltung des Deutschen Bundestages gearbeitet und dabei stets ein Arbeitsent-

gelt erhalten, welches die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) nicht übersteigt.77 Die Bei-

tragsbemessungsgrundlage ist darum nicht zu begrenzen und kann gänzlich berücksich-

tigt werden. In den Jahren 1999 bis 2017 ergeben sich durchschnittlich 1,5941 EP (Ost). 

Die Summe der Entgeltpunkte beträgt 30,2873 EP (Ost).78 

Das Verfahren der Berechnung der Entgeltpunkte für beitragsfreie Zeiten ist identisch zur 

oben dargelegten. Die Besonderheit für das Beitrittsgebet ist hier, dass nach der Gesamt-

leistungsbewertung ermittelte Entgeltpunkte für beitragsfreie Zeiten gemäß § 263a SGB 

VI in dem Verhältnis als Entgeltpunkte (Ost) berücksichtigt werden, in dem die für die Er-

mittlung des Gesamtleistungswertes zugrunde gelegten Entgeltpunkte (Ost) zu allen zu-

grunde gelegten Entgeltpunkten stehen. Dieses Verhältnis erübrigt sich jedoch im vorlie-

                                            
77 Siehe Anhang 12 
78 Siehe Anhang 16 
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genden Fall, da ausschließlich Beitragszeiten im Beitrittsgebiet zurückgelegt wurden und 

dadurch nur Entgeltpunkte (Ost) anerkannt wurden. Die Entgeltpunkte für beitragsfreie 

Zeiten werden demnach auch als EP (Ost) berücksichtigt. Die Summe aller Entgeltpunkte 

für Beitragszeiten beträgt, unter der Berücksichtigung von mindestens 0,0833 EP für Ka-

lendermonate einer Berufsausbildung, 30,6943 EP (Ost). Die Summe der belegungsfähi-

gen Monate beträgt auch hier 214, wodurch sich bei der Grundbewertung ein Gesamtleis-

tungswert von 0,1434 EP (Ost) ergibt. Bei der Vergleichsbewertung ergibt sich hingegen 

ein Gesamtleistungswert von 0,1439 EP (Ost). Bei der zweiten Vergleichsbewertung 

ergibt sich ein Wert von 0,1440 EP (Ost).79 Der jeweils höhere Wert aus der Grund- oder 

den Vergleichsbewertungen ist der maßgebliche Gesamtleistungswert. Als Gesamtleis-

tungswert  ist demnach der der zweiten Vergleichsbewertung i.H.v. 0,1440 EP (Ost) maß-

geblich. Für bestimmte rentenrechtliche Zeiten ist dieser nur begrenzt zu berücksichtigen. 

Die Zeit der Schul- und Hochschulausbildung vom 04.03.1995 bis zum 31.08.1999 wer-

den gemäß § 74 S.4 Alt.1 SGB VI nicht bewertet. Während der Zurechnungszeit vom 

08.06.2017 bis zum 03.03.2040 erhält jeder Kalendermonat den vollen Gesamtleistungs-

wert von 0,1440 EP (Ost). Es ergeben sich damit (261 Kalendermonate x 0,1440 EP (Ost) 

=) 37,5935 EP (Ost) für beitragsfreie Zeiten. 

Die Berechnung der Entgeltpunkte für Zuschläge für Beitragsgeminderte Zeiten folgt dem 

in Gliederungspunkt 4.3.1 erläutertem Verfahren. Bei Moritz wurden im Juni 2017 sowohl 

eine Beitragszeit als auch eine Zurechnungszeit anerkannt, wodurch dieser Kalendermo-

nat als beitragsgeminderte Zeit gilt und im Folgenden zu bewerten ist. Der anzuwendende 

Verhältniswert des § 263a SGB VI erübrigt sich hier, da ausschließlich Entgeltpunkte 

(Ost) vorliegen. Für beitragsgeminderte Zeiten ist nach § 71 (2) S.1 SGB VI die Summe 

der Entgeltpunkte um einen Zuschlag zu erhöhen, dass mindestens der Wert erreicht 

wird, den diese Zeiten jeweils als beitragsfreie Zeit hätten. Zunächst werden für die be-

troffenen Kalendermonate Entgeltpunkte berechnet, als würde es sich um eine beitrags-

freie Zeit handeln. Im Juni 2017 liegt eine Zurechnungszeit vor, welche mit dem vollen 

Gesamtleistungswert zu bewerten wäre. Es würden sich folglich 0,1440 EP (Ost) ergeben. 

Davon sind die bereits ermittelten Entgeltpunkte für Beitragszeiten abzuziehen. Im Juni 

2017 wurden 0,0353 EP (Ost) für Beitragszeiten anerkannt.  Die Differenz von (0,1440 EP 

(Ost) – 0,0353 EP (Ost) =) 0,1087 EP (Ost) ist als Zuschlag für beitragsgeminderte Zeiten 

zu berücksichtigen.80  

Es ergeben sich damit insgesamt 67,9895 EP (Ost) bei Bezahlung unterhalb der Bei-

tragsbemessungsgrenze. 

 

                                            
79 Siehe Anhang 17 
80 Vgl. ebenda, S. 329. 
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4.4.2 Entgeltpunkte bei Bezahlung oberhalb der Beitragsbemessungsgren-
ze (Ost) 

Moritz Mustermann hat in den Jahren 1999 bis 2017 in der Verwaltung des Deutschen 

Bundestages gearbeitet und dabei stets ein Arbeitsentgelt erhalten, welches die Beitrags-

bemessungsgrenze (Ost) übersteigt.81 Da er dem Rechtskreis Ost zugeordnet wurde, ist 

die Beitragsbemessungsgrundlage zu begrenzen. Es ergeben sich im Durchschnitt 

1,7284 EP (Ost). Die Summe der Entgeltpunkte für diese 19 Jahre beträgt 32,8399 EP 

(Ost).82 

Die Summe aller Entgeltpunkte für Beitragszeiten beträgt, unter der Berücksichtigung von 

mindestens 0,0833 EP für Kalendermonate einer Berufsausbildung, 33,6476 EP (Ost). 

Die Summe der belegungsfähigen Monate beträgt auch hier 214, wodurch sich bei der 

Grundbewertung ein Gesamtleistungswert von 0,1572 EP (Ost) ergibt. Bei der Ver-

gleichsbewertung ergibt sich hingegen ein Gesamtleistungswert von 0,1578 EP (Ost). Bei 

der zweiten Vergleichsbewertung ergibt sich ein Wert von 0,1588 EP (Ost).83 Der jeweils 

höhere Wert aus der Grund- oder den Vergleichsbewertungen ist der maßgebliche Ge-

samtleistungswert. Als Gesamtleistungswert  ist demnach der der zweiten Vergleichsbe-

wertung i.H.v. 0,1588 EP (Ost) maßgeblich. Für bestimmte rentenrechtliche Zeiten ist die-

ser nur begrenzt zu berücksichtigen. Die Zeit der Schul- und Hochschulausbildung vom 

04.03.1995 bis zum 31.08.1999 werden gemäß § 74 S.4 Alt.1 SGB VI nicht bewertet. 

Während der Zurechnungszeit vom 08.06.2017 bis zum 03.03.2040 erhält jeder Kalen-

dermonat den vollen Gesamtleistungswert von 0,1588 EP (Ost). Es ergeben sich damit 

(261 Kalendermonate x 0,1588 EP (Ost) =) 41,4485 EP (Ost) für beitragsfreie Zeiten. 

Durch das höhere Arbeitsentgelt und die Begrenzung der Beitragsbemessungsgrundlage 

auf die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) ergeben sich hier andere Entgeltpunkte. Zu-

nächst werden ebenfalls für die betroffenen Kalendermonate Entgeltpunkte berechnet, als 

würde es sich um eine beitragsfreie Zeit handeln. Im Juni 2017 liegt eine Zurechnungszeit 

vor, welche mit dem vollen Gesamtleistungswert zu bewerten wäre. Es würden sich folg-

lich 0,1588 EP (Ost) ergeben. Davon sind die bereits ermittelten Entgeltpunkte für Bei-

tragszeiten abzuziehen. Im Juni 2017 wurden 0,0459 EP (Ost) für Beitragszeiten aner-

kannt.  Die Differenz von (0,1588 EP (Ost) – 0,0459 EP (Ost) =) 0,1130 EP (Ost) ist als 

Zuschlag für beitragsgeminderte Zeiten zu berücksichtigen.  

Es ergeben sich damit insgesamt 74,4013 EP (Ost) bei Bezahlung oberhalb der Beitrags-

bemessungsgrenze. 

 

                                            
81 Siehe Anhang 13 
82 Siehe Anhang 20 
83 Siehe Anhang 21 
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4.4.3 Rentenbetrag 

Der Zugangsfaktor beträgt hier ebenfalls 0,8920, wodurch sich bei einer Bezahlung unter-

halb der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) (67,9895 EP (Ost) x 0,8920 =) 60,6466 pEP 

(Ost) ergeben. Der Rentenartfaktor für die Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 

beträgt nach § 67 Nr.2 SGB VI 0,5. Der aktuelle Rentenwert (Ost) beträgt ab dem 

01.07.2017 29,69 €. Damit beträgt die Rente gemäß § 64 SGB VI (29,69 € x 0,5 x 

60,6466 pEP (Ost) =) 900,30 €.  

Bei einer Bezahlung oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) ergeben sich 

(74,4013 EP (Ost) x 0,8920 =) 66,3660 pEP (Ost). Für die Berechnung gelten hier die 

gleichen Regelungen. Damit beträgt die Rente zunächst gemäß § 64 SGB VI (29,69 € x 

0,5 x  66,3660 pEP =) 985,20 €.  

 

4.4.4 Zwischenfazit 

Durch die bei Zuordnung zum Rechtskreis Ost vorgenommene Hochwertung der Bei-

tragsbemessungsgrundlage mit der Anlage 10 ergeben sich bei gleichem Arbeitsentgelt 

im Beitrittsgebiet immer höhere Entgeltpunkte für Beitragszeiten. Diese Entgeltpunkte sind 

die Grundlage für das weitere Berechnungsverfahren, wodurch sich im Beitrittsgebiet 

auch höhere Entgeltpunkte für beitragsfreie Zeiten und Zuschläge für beitragsgeminderte 

Zeiten ergeben.84 Durch die unterschiedlich hohen aktuellen Rentenwerte soll diese Diffe-

renz ausgeglichen werden. So ist der aktuelle Rentenwert ab dem 01.07.2017 im Bei-

trittsgebiet mit 29,69 € geringer als der im Bundesgebiet ohne das Beitrittsgebiet mit 31,03 

€. Doch die Vergleichsberechnungen ergeben, dass eine Zuordnung zum Rechtskreis 

West bei gleichem Arbeitsentgelt immer zu einer geringeren Rente führt als bei einer Zu-

ordnung zum Rechtskreis Ost.85 

Im Falle der Verwaltung des Deutschen Bundestags wurden alle Angestellten dem 

Rechtskreis West zugeordnet. Für diejenigen, die zwischen 1999 und 2017 eine Rente 

aus der gesetzlichen Rentenversicherung gewährt bekommen haben, wurden den Be-

rechnungen zufolge, unabhängig von der Höhe des Arbeitsentgelts, immer geringere Ent-

geltpunkte anerkannt. Rechtmäßiger Weise wäre ein Großteil der Angestellten allerdings 

dem Rechtskreis Ost zuzuordnen gewesen. Dabei hätten sich höhere Entgeltpunkt (Ost) 

ergeben und damit auch eine höhere monatliche Rente. Die Betroffenen Rentenbezieher 

wurden somit durch die fehlerhafte Rechtskreiszuordnung erheblich benachteiligt. In Glie-

derungspunkt 5 wird untersucht, inwieweit die Bescheide über die Rentenbewilligung und 

die erfolgten Rentenzahlungen für die Vergangenheit und die Zukunft korrigiert werden 

können. 

                                            
84 Siehe Anhang 23 
85 Siehe Anhang 25 
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4.5 Einkommensanrechnung 

4.5.1 Zuordnung zum Rechtskreis West 

Moritz Mustermann erzielt neben seiner nun geleisteten Rente wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit ein Arbeitsentgelt aus einer Beschäftigung in der Bundestagsverwaltung, 

diese wird dem Rechtskreis West zugeordnet. Im Folgenden soll geklärt werden, inwie-

weit sich bei einer Zuordnung der Beschäftigung zu den beiden Rechtskreisen Unter-

schiede ergeben. Dafür soll zunächst untersucht werden, wie sich ein Hinzuverdienst, der 

im Bundesgebiet ohne das Beitrittsgebiet erzielt wird, auf die Rentenhöhe auswirkt. Dabei 

wird auf die beiden in Gliederungspunkt 4.3 berechneten Renten eingegangen.  

Eine Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit wird nach § 96a (1) SGB VI nur in voller 

Höhe geleistet, wenn die kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze nicht überschritten wird. 

Die Hinzuverdienstgrenze beträgt bei einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 

gemäß § 96a (1c) S.1 Nr.1 SGB VI das 0,81 fache der jährlichen Bezugsgröße, vervielfäl-

tigt mit den Entgeltpunkten des Kalenderjahres mit den höchsten Entgeltpunkten aus den 

letzten 15 Kalenderjahren vor Eintritt der Erwerbsminderung, mindestens jedoch mit 0,5 

Entgeltpunkten.  Die Erwerbsminderung ist am 08.06.2017 eingetreten, sodass die letzten 

15 Kalenderjahre vor diesem Tag vom 01.01.2002 bis 31.12.2016 liegen. Dabei sind alle 

nach  

§ 66 (1) Nr. 1 bis 3 SGB VI bestimmten Entgeltpunkte zu berücksichtigen. Bei der Be-

rechnung der Rente aus einem Arbeitsentgelt, welches die Beitragsbemessungsgrenze 

(Ost) nicht übersteigt, liegen die höchsten Entgeltpunkte der letzten 15 Kalenderjahre im 

Jahr 2007 mit 1,7258 EP vor. Die Bezugsgröße beträgt im Jahr 2017 35.000 €, sodass 

sich die kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze auf (35.700 € x 0,81 x 1,7258 EP =) 

49.904,96 € beläuft. Nach § 96a (5) i.V.m. § 34 (3c) S.1 SGB VI ist der voraussichtliche 

kalenderjährliche Hinzuverdienst zu berücksichtigen. Moritz erhält aus seiner Beschäfti-

gung in Teilzeit ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.700 €. Dieses ist gemäß  

§ 96a (2) S.1 SGB VI ab dem Rentenbeginn als Hinzuverdienst zu berücksichtigen, so-

dass sich für das Kalenderjahr 2017 ein voraussichtlicher Hinzuverdienst von (1.700 € x 6 

=) 10.200 € ergibt. Die Hinzuverdienstgrenze von 49.904,96 € wird damit nicht überschrit-

ten. Folglich kann die Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit gemäß  

§ 96a (1) SGB VI in voller Höhe an Moritz geleistet werden. Zum 01. Juli eines jeden Jah-

res ist dann laut § 34 (3d) S.1 SGBVI der tatsächliche Hinzuverdienst der letzten Kalen-

derjahres zu prüfen und ggf. rückwirkende Änderungen, die den Rentenanspruch betref-

fen, zu berücksichtigen. 

Bei einer Rente, die aus einem Arbeitsentgelt oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze 

(Ost) bestimmt wird, sind die Berechnungsverfahren die gleichen. Die Bezugsgröße be-
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trägt ebenfalls 35.700 € und die höchsten Entgeltpunkte liegen auch hier im Jahr 2007 

vor, diese betragen allerdings 1,8564 EP. Die kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze 

beträgt in diesem Fall somit (35.700 € x 0,81 x 1,8564 EP =) 53.680,52 €. Der voraus-

sichtliche Hinzuverdienst für das Kalenderjahr 2017 beläuft sich auf 10.200 €, wodurch die 

ermittelte Hinzuverdienstgrenze nicht überschritten wird. Damit kann auch in diesem Fall 

die Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung zunächst in voller Höhe an Moritz geleistet 

werden. Eine Überprüfung des tatsächlichen Hinzuverdienstes gemäß  

§ 34 (3d) S.1 SGB VI hat aber auch hier stattzufinden.  

 

4.5.2 Zuordnung zum Rechtskreis Ost  

Im Folgenden soll untersucht werden, wie sich ein Hinzuverdienst aus einer Beschäfti-

gung, welche im Beitrittsgebiet ausgeübt wird, auf die Höhe der Rente auswirkt. 

Die Einkommensanrechnung auf die Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit ist auch 

hier nach § 96 a SGB VI mit den gleichen Berechnungsverfahren vorzunehmen. Aller-

dings ist hier gemäß § 228a (1) S.1 Nr.1 SGB VI die Bezugsgröße für das Beitrittsgebiet 

maßgebend, da die Einnahmen aus einer Beschäftigung im Beitrittsgebiet erzielt werden. 

Die Bezugsgröße (Ost) beträgt im Jahr 2017 31.920 €. Die höchsten Entgeltpunkte der 

letzten 15 Kalenderjahre wurden bei der Berechnung der Rente aus einem Arbeitsentgelt 

unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) im Jahr 2009 ermittelt mit 2,0212 EP 

(Ost). Die kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze beträgt somit (31.920 € x 0,81 x 2,0212 

EP (Ost) =) 52.259 €. Diese wird durch den ermittelten voraussichtlichen kalenderjährli-

chen Hinzuverdienst von 10.200 € nicht überschritten. Folglich kann die Rente auch hier 

in voller Höhe an Moritz geleistet werden. Eine Überprüfung des tatsächlichen Hinzuver-

dienstes ist später ebenso durchzuführen. 

Bei der Berechnung der Rente aus einem Arbeitsentgelt oberhalb der Beitragsbemes-

sungsgrenze (Ost), sind die Berechnungsgrundsätze die gleichen. Die maßgebende Be-

zugsgröße (Ost) beträgt ebenfalls 31.920 €. Die höchsten Entgeltpunkte der letzten 15 

Kalenderjahre liegen allerdings im Jahr 2007 vor mit 2,1586 EP (Ost). Die kalenderjährli-

che Hinzuverdienstgrenze beträgt damit ab dem Rentenbeginn (31.920 € x 0,81 x 2,1586 

EP (Ost) =) 55.810,72 €. Der Hinzuverdienst von 10.200 € überschreitet diese Grenze 

nicht. Somit kann die Rente wegen voller Erwerbsminderung im vorliegenden Fall in voller 

Höhe an Moritz geleistet werden. Eine Überprüfung gemäß § 34 (3d) S.1 SGB VI ist spä-

ter ebenfalls durchzuführen. 

 

4.6 Zwischenfazit 

Bedingt durch die Berechnungsformel wird deutlich, dass die Hinzuverdienstgrenze von 

der Bezugsgröße und der in den letzten Jahren vor Rentenbeginn ermittelten Entgeltpunk-
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ten abhängig ist. Die im Beitrittsgebiet maßgebliche Bezugsgröße ist immer geringer als 

die für das Bundesgebiet ohne das Beitrittsgebiet. Es kommt somit die erste Annahme 

auf, dass die Hinzuverdienstgrenze im Beitrittsgebiet immer geringer ausfällt. Allerdings 

kommt es nun tatsächlich darauf an, in welchem Gebiet die vor Rentenbeginn anerkann-

ten Entgeltpunkte erzielt wurden. Wurden diese bei gleichem Arbeitsentgelt im Beitrittsge-

biet erzielt, fallen diese immer höher aus, als bei einer Tätigkeit im Bundesgebiet. 

Dadurch sind auch im vorliegenden Beispiel die Hinzuverdienstgrenzen bei vorangegan-

gener Tätigkeit im Osten höher. Das führt dazu, dass Moritz Mustermann bei einer Tätig-

keit im Beitrittsgebiet einen höheren Hinzuverdienst erzielen dürfte, ohne dass die Rente 

gekürzt wird. Bei einer Tätigkeit im Bundesgebiet dürfte er weniger hinzuverdienen. Im 

vorliegenden Beispiel wäre er somit bei einer Tätigkeit vor und nach Rentenbeginn im 

Bundesgebiet ohne das Beitrittsgebiet benachteiligt. Allerdings ist dies hier nicht von gro-

ßer Bedeutung, da er die sehr hoch angesetzte Hinzuverdienstgrenze in keinem Fall 

überschreitet, wodurch die Rente ohnehin in allen Fällen in voller Höhe geleistet wird. Es 

besteht aber durchaus die Möglichkeit, dass jemand in den letzten 15 Jahren vor Renten-

beginn seine Entgeltpunkte im Bundesgebiet erzielt hat und diese dadurch geringer aus-

fallen und der Hinzuverdienst danach aber im Beitrittsgebiet erzielt wird, wodurch auch die 

maßgebende Bezugsgröße die geringere ist. In diesem Fall wäre die Hinzuverdienstgren-

ze recht niedrig. Im Gegensatz dazu wäre es aber möglich, dass jemand in den letzten 15 

Jahren vor Rentenbeginn die höheren Entgeltpunkte (Ost) erworben hat und nun den Hin-

zuverdienst im Bundesgebiet erzielt, wodurch die höhere Bezugsgröße maßgebend ist. 

Dann würde sich eine hohe Hinzuverdienstgrenze ergeben. Es kann damit nicht in jedem 

Fall festgestellt werden, ob die vorgenommene Rechtskreiszuordnung für den Betroffenen 

begünstigend ist oder nicht. Zudem ist die Hinzuverdienstgrenze in allen Fällen so hoch, 

dass es unwahrscheinlich ist, diese mit einem Arbeitsentgelt aus einer Teilzeitbeschäfti-

gung neben einer Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit zu überschreiten. 
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5 Korrektur von Rentenbescheiden 

Die gegebenenfalls erlassenen Rentenbescheide müssen korrigiert werden, wenn diese 

rechtswidrig sind. Rechtswidrigkeit liegt dabei vor, wenn der Tenor des erlassenen Ver-

waltungsaktes bei gegebener Sach- und Rechtslage ein anderer sein müsste. Dies ist der 

Fall, wenn der Verwaltungsakt nicht mit dem maßgeblichen Recht übereinstimmt.86 Die 

Angestellten der Verwaltung des Deutschen Bundestages, welche zwischen 1999 und 

2017 in Berlin tätig waren, wurden fälschlicher Weise dem Rechtskreis West zugeordnet. 

Wurden für diese Angestellten Rentenbescheide erlassen, so sind durch die fehlerhafte 

Rechtskreiszuordnung für ihre Tätigkeit in der Bundestagsverwaltung Entgeltpunkte aner-

kannt wurden. Richtiger Weise hätten sie allerdings dem Rechtskreis Ost zugeordnet 

werden müssen. In diesem Fall wären Entgeltpunkte (Ost) anerkannt worden. Aufgrund 

dieser fehlerhaften Anerkennung von Entgeltpunkten, sind Fehler in der Rentenberech-

nung entstanden. Wie zuvor dargelegt, wurden zu geringe Renten gewährt. 

Am obigen Beispiel orientiert könnte so beispielsweise eine Rente wegen teilweiser Er-

werbsminderung von 805,25 € gewährt worden sein, wobei sich bei korrekter Rechts-

kreiszuordnung eine Rente von 900,30 € ergeben hätte. Der Tenor des Bescheides müss-

te bei gegebener Sach- und Rechtslage ein anderer sein, wodurch Rechtswidrigkeit vor-

liegt. Die so fehlerhaft erlassenen Bescheide müssen folglich korrigiert werden, um die 

Widerherstellung rechtmäßiger Zustände zu gewährleisten und den Betroffenen möglichst 

eine korrekte Rente bewilligen zu können. Für die Korrektur kommt eine Rücknahme der 

Bescheide nach § 44 SGB X oder § 45 SGB X in Betracht. Um die Anwendbarkeit der 

Vorschriften zu beurteilen muss geprüft werden, ob die erlassenen Verwaltungsakte be-

günstigend oder nicht begünstigend waren. Ein Verwaltungsakt ist gemäß  

§ 45 (1) 1. HS SGB X begünstigend, soweit er ein Recht oder einen rechtlich erheblichen 

Vorteil begründet. Betrachtet man nur die Rentenberechnung ohne die Einkommensan-

rechnung, wurden die Betroffenen durch die fehlerhafte Berechnung der Rente schlechter 

gestellt, da ihnen eigentlich eine höhere Rente zugestanden hätte. Die rechtswidrigen 

Verwaltungsakte begründen damit kein Recht und auch keinen rechtlich erheblichen Vor-

teil. Sie sind folglich nicht begünstigend. Damit findet § 44 SGB X Anwendung. Bezieht 

man allerdings die Einkommensanrechnung oder auch ggf. zusätzlich begangene Fehler 

mit ein, besteht durchaus die Möglichkeit, dass den Betroffenen eine höhere Rente ge-

währt wurde, als ihnen tatsächlich zugestanden hätte. In diesem Fall würde ein solcher 

rechtswidriger Verwaltungsakt einen rechtlich erheblichen Vorteil begründen, wodurch  

§ 45 SGB X Anwendung finden würde. Deshalb werden im Folgenden beide Möglichkei-

ten beleuchtet. 

                                            
86 Vgl. Schütze, Bernd, SGB X Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz. 2014, S. 518. 
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Nach § 44 (1) S.1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergangenheit zu-

rückzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass des Verwaltungsaktes das 

Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich 

als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder 

Beiträge zu Unrecht erhoben worden sind. Bei der fehlerhaften Rechtskreiszuordnung 

wurde das Recht unrichtig angewandt. Dabei wurde § 9 SGB IV nicht beachtet oder un-

rechtmäßig ausgelegt. Durch die falsche Zuordnung wurde die Rente falsch berechnet, es 

ergab sich ein zu geringer Rentenbetrag. Die Rente stellt gemäß  § 11 S.1 i.V.m.  

§ 23 (1) Nr.1 SGB I eine Sozialleistung dar. Durch die fehlerhafte Berechnung wurden 

also Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht. Es besteht eine Kausalität zwischen der 

unrichtigen Rechtsanwendung und der unrechtmäßigen Nichterbringung von Sozialleis-

tungen, wodurch § 44 (1) S.1 Alt. SGB X Anwendung findet und der Verwaltungsakt mit 

Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen ist. Dies gilt nach § 44 (1) S.2 SGB X 

nicht, wenn der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der Betroffene vorsätzlich in we-

sentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig gemacht hat. Im vorliegenden Fall ha-

ben die betroffenen Angestellten die Rechtskreiszuordnung nicht selbst vorgenommen. 

Diese wurde vielmehr durch den Arbeitgeber in Zusammenarbeit mit der Einzugstelle und 

dem Rentenversicherungsträger vorgenommen. Die Betroffenen haben demnach keine 

Angaben vorsätzlich unrichtig gemacht. Der Verwaltungsakt ist nach § 44 (1) S.1 SGB X 

zurückzunehmen. Nach der Rücknahme mit Wirkung für die Vergangenheit ist der Verwal-

tungsakt so gestellt, als ob er nie existiert hätte. Somit kann er auch keine Wirkung für die 

Zukunft entfalten, weshalb sich eine Rücknahme mit Wirkung für die Zukunft erübrigt. Für 

die Rücknahme des Rentenbescheides ist einer der Rentenversicherungsträger zustän-

dig.  

Nach der Rücknahme ist der zuvor erlassene Rentenbescheid zu korrigieren und die 

rechtmäßige Rentenhöhe festzulegen. Die neu bestimmte Rente übersteigt die vorher 

festgelegte. Die Differenz der Rentenbeträge ist somit als Nachzahlung an den Versicher-

ten zu gewähren. Fraglich ist, inwieweit diese nachgezahlt werden können. Denn ist ein 

Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen wurden, werden 

Sozialleistungen gemäß  § 44 (4) S.1 SGB X nach den Vorschriften der besonderen Teile 

des Sozialgesetzbuches längstens für einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor der Rück-

nahme erbracht. Dabei wird der Zeitpunkt der Rücknahme nach § 44 (4) S.2 SGB X von 

Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der Verwaltungsakt zurückgenommen wird. Da-

von ausgehend, dass die Verwaltungsakte im Jahr 2018 zurückgenommen werden, läuft 

die Frist gemäß §§ 187 (2), 188 (2) BGB vom 01.01.2014 bis zum 31.12.2017. Dies ist 

dadurch bedingt, dass laufende Sozialleistungen eine Unterhaltsersatzfunktion haben. Sie 

sollen den Lebensunterhalt des Versicherten erbringen, wenn er beispielsweise durch 
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Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Alter nicht in der Lage ist diesen aus eigenen Mitteln zu 

bestreiten. Eine Nachzahlung für einen länger als vier Jahre zurückliegenden Zeitraum 

würde diese Funktion nicht erfüllen und soll deshalb vermieden werden.87 

Folglich können die fehlerhaften Rentenbescheide jederzeit nach § 44 (1) SGB X zurück-

genommen werden. Eine Nachzahlung der noch zustehenden Rentenbeträge ist aller-

dings nur begrenzt möglich. Nach der Rücknahme wird die Rente aber in jedem Fall in der 

Zukunft in rechtmäßiger Höhe geleistet.  

 

Im Falle eines begünstigenden Rentenbescheides besteht zudem die Möglichkeit diesen 

nach § 45 SGB X zurückzunehmen. Gemäß § 45 (1) SGB X kann ein solcher Verwal-

tungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, nur unter den Einschränkungen 

der Absätze 2 bis 4 ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergan-

genheit zurückgenommen werden. Nach § 45 (2) S.1 SGB X darf dieser nicht zurückge-

nommen werden, soweit der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut 

hat und sein Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse schutzwürdig ist.  

Auf dieses Vertrauen kann sich der Begünstigte nach § 45 (2) S.3 Nr.1 SGB X allerdings 

nicht berufen, soweit er den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder 

Bestechung erwirkt hat. Im Falle der unrichtigen Zuordnung zu einem Rechtskreis kom-

men diese Tatbestände nicht in Betracht. Ein weiterer Vertrauensausschlussgrund wäre 

nach § 45 (2) S.3 Nr.2 SGB X gegeben, wenn der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, 

die der Begünstigte vorsätzlich oder grob fahrlässig in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig gemacht hat. Grob Fahrlässig handelt der Begünstigte gemäß  

§ 45 (2) S.3 Nr.3 2.HS SGB X dann, wenn er die erforderliche Sorgfalt in besonders 

schwerem Maße verletzt hat. „Das bedeutet, dass er schon einfachste, naheliegende 

Überlegungen nicht angestellt und das nicht beachtete haben muss, was im gegebenen 

Fall jedem hätte einleuchten müssen“.88 Über die Rechtskreiszuordnung entscheidet nicht 

der Versicherte, weshalb er dahingehend auch keine unrichtigen oder unvollständigen 

Angaben machen kann. Nach § 45 (2) S.3 Nr.3 SGB X ist das Vertrauen ausgeschlossen, 

wenn der Begünstigte die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder in Folge 

grober Fahrlässigkeit nicht kannte. Bei der Zuordnung von Beschäftigten zum Rechtskreis 

West oder Ost kann nicht von den Versicherten erwartet werden, dass sie über die Rege-

lungen der Rechtskreiszuordnung genau Bescheid wissen. In Berlin, wo die Grenzen zwi-

schen Ost und West in Mitten der Stadt verlaufen, kann die Zuordnung Probleme berei-

ten. Den Beschäftigten kann nicht zugemutet werden sich genauestens zu informieren, ob 

es dabei auf ihren tatsächlichen Beschäftigungsort oder vielleicht auf den Hauptsitz des 

Betriebs ankommt. Vielmehr sollten sie sich darauf verlassen können, dass die zuständi-

                                            
87 Vgl. ebenda, S. 492. 
88 Vgl. Pohl, Heike, Kommentar zum Sozialgesetzbuch I, IV, X. 2012, S. 1103. 
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gen Stellen die Zuordnung rechtmäßig vornehmen. Bei einem in dieser Hinsicht fehlerhaf-

ten Bescheid kann demnach nicht davon ausgegangen werden, dass der Versicherte sich 

über die Fehlerhaftigkeit der Rechtskreiszuordnung im Klaren war oder dies in Folge gro-

ber Fahrlässigkeit nicht war. Auch auf diesen Vertrauensausschlussgrund kann sich im 

vorliegenden Fall deshalb nicht berufen werden. Allein durch die fehlerhafte Rechtskreis-

zuordnung kann demnach kein Vertrauensausschlussgrund beim Versicherten begründet 

werden. Es kann davon ausgegangen werden, dass der Begünstigte auf den Bestand des 

Verwaltungsaktes vertraut hat. Allerdings besteht die Möglichkeit, dass ein Rentenbe-

scheid neben der Rechtskreiszuordnung noch weitere Fehler enthält, welche der Versi-

cherte ggf. zu verantworten hat. In einem solchen Fall kann sich nicht auch Vertrauen 

berufen werden und Absatz 2 würde einer Rücknahme nicht entgegenstehen. Wenn aber 

wie im ersten Fall erläutert ein Vertrauen bejaht werden kann, ist fraglich, ob dieses Ver-

trauen unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist 

laut §45 (2) S.2 SGB X in der Regel schutzwürdig, wenn der Begünstigte erbrachte Leis-

tungen verbraucht oder eine Vermögensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder 

nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann. Die gewährte Rente stellt in 

der Regel eine laufende Leistung dar, welche monatlich ausgezahlt wird. Bei einer sol-

chen laufenden Leistung kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass sie ver-

braucht wird um den Lebensunterhalt zu bestreiten. Ein Verbrauch liegt ohne Frage vor, 

wenn die Leistung vom Konto abgehoben bzw. abgebucht wurde.89 Da ein Verbrauch nur 

in der Vergangenheit erfolgt sein kann, kann dieser eine Rücknahme grundsätzlich auch 

nur für die Vergangenheit verhindern.  Einer Rücknahme für die Zukunft steht dies aller-

dings nicht entgegen. Wurde aber unter der Annahme, dass die Leistung in richtiger Höhe 

bestimmt wurde und auch weiterhin so gezahlt wird, eine Vermögensdisposition getroffen, 

welche nicht mehr rückgängig gemacht werden kann, steht dies ggf. auch einer Rück-

nahme für die Zukunft entgegen. Die Vermögensdisposition muss dabei aufgrund des 

Verwaltungsaktes getroffen worden sein und die finanzielle Lage des Versicherten beein-

flusst haben (bspw.: Urlaubsreise, Umzug, Ratenverbindlichkeiten, etc.). Es kommt dabei 

hauptsächlich darauf an, ob diese Vermögensdisposition rückgängig gemacht werden 

kann. Des Weiteren ist die Angemessenheit der Vermögensdisposition zu prüfen.90 Bei 

der Rücknahme ist in jedem Fall pflichtgemäßes Ermessen i.S.d. § 45 (2) S.1 SGB X aus-

zuüben und die jeweiligen Interessen abzuwägen. Im atypischen Fall ist auf eine Rück-

nahme zu verzichten. Die Rücknahme ist so zum Beispiel unzumutbar, wenn der Versi-

cherte dadurch sozialhilfebedürftig wird.91 

                                            
89 Vgl. Lang, Karl, Sozialgesetzbuch X. 2016, S. 416. 
90 Vgl. ebenda, S. 416 – 417. 
91 Vgl. ebenda, S. 416. 
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Gemäß § 45 (3) S.1 SGB X kann ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung nach Abs. 2 nur 

bis zum Ablauf von zwei Jahren zurückgenommen werden. „Ein Verwaltungsakt mit Dau-

erwirkung liegt vor, wenn sich der Verwaltungsakt nicht in einem einmaligen Ge- oder 

Verbot oder in einer einmaligen Gestaltung der Rechtslage erschöpft, sondern ein auf 

Dauer berechnetes […] Rechtsverhältnis begründet oder inhaltlich verändert“.92 Bei der 

Bewilligung einer Rente erschöpft sich der Verwaltungsakt nicht mit einmaliger Gestaltung 

der Rechtslage, sondern entfaltet durch den laufenden monatlichen Rentenanspruch auf 

Dauer seine Wirkung. Ein solcher Verwaltungsakt kann somit nur binnen zwei Jahre nach 

seiner Bekanntgabe zurückgenommen werden. Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der im 

Inland durch die Post übermittelt wird, gilt gemäß § 37 (2) S.1 SGB X am dritten Tag nach 

der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Wurde die Rechtswidrigkeit der Rechtskrei-

seinordnung aber erst später festgestellt, ist eine Rücknahme nach § 45 SGB X mit Wir-

kung für die Zukunft nicht möglich. 

Kann sich der Begünstigte allerdings nach § 45 (2) S.3 SGB X nicht auf Vertrauen beru-

fen, dann kann der Verwaltungsakt nach § 45 (3) S.3 Nr.1 SGB X bis zum Ablauf von 10 

Jahren nach seiner Bekanntgabe zurückgenommen werden. Auch nur in diesem Fall wäre 

gemäß § 45 (4) S.1 Alt.1 SGB X eine Rücknahme mit Wirkung für die Vergangenheit zu-

lässig. Der Rentenversicherungsträger müsste den Verwaltungsakt dann gemäß  

§ 45 (4) S.2 SGB X innerhalb eines Jahres seit Kenntnis der Tatsachen zurücknehmen, 

die die Rücknahme für die Vergangenheit rechtfertigen.  

Bei der Rücknahme hat der Rentenversicherungsträger stets sein pflichtgemäßes Ermes-

sen i.S.d. § 39 (1) S.1 SGB I auszuüben. Der Verwaltungsakt ist nur insoweit zurückzu-

nehmen als das die Rentenhöhe falsch bestimmt wurde. In jedem Fall muss der Begüns-

tigte vor einer Rücknahme gemäß § 24 (1) SGB X die Möglichkeit erhalten, sich zu den 

entscheidungserheblichen Tatsachen zu äußern. Nach der Rücknahme ist der zuvor er-

lassene Rentenbescheid zu korrigieren und die zu wenig gezahlten Rentenbeträge nach-

zuzahlen. 

 

                                            
92 Pohl, Heike, Kommentar zum Sozialgesetzbuch I, IV, X. 2012, S. 1113. 
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6 Fazit 

Davon ausgehend, dass der Zeitungsartikel der „Welt“ die Realität wiederspiegelt, kann 

festgehalten werden, dass die Zuordnung aller Angestellten der Verwaltung des Deut-

schen Bundestages zum Rechtskreis West nicht rechtmäßig war. Die Angestellten der 

Bundestagsverwaltung, welche im Bürogebäude „Unter den Linden 71“ und im Elisabeth-

Selbert-Haus tätig sind, hätten bei richtiger Auslegung und Anwendung der maßgeblichen 

Vorschriften dem Rechtskreis Ost zugeordnet werden müssen. Die durchgeführten Ver-

gleichsberechnungen ergeben, dass sich bei der Berechnung der Beiträge aus einem 

Arbeitsentgelt, welches die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) nicht überschreitet, keine 

Unterschiede ergeben. Werden die Beiträge allerdings aus einem Arbeitsentgelt berech-

net, welches die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) übersteigt, wird deutlich, dass sich bei 

einer Zuordnung zum Rechtskreis West höhere Beiträge ergeben. Dies ist dem geschul-

det, dass dort die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) nicht maßgebend ist und die Bei-

tragsbemessungsgrundlage somit nicht auf diese begrenzt werden muss, sondern ledig-

lich auf die höhere Beitragsbemessungsgrenze (West). Dies führt dazu, dass die Arbeit-

nehmer, welche dem Rechtskreis West zugeordnet sind und ein die Beitragsbemes-

sungsgrenze (Ost) übersteigendes Arbeitsentgelt erhalten, benachteiligt werden. Dieses 

Problem tritt allerdings nur bei den Angestellten auf, welche den Entgeltgruppen 14 und 

15 zugeordnet sind. Laut dem Haushaltsplan der Bundestagsverwaltung sind dies nur 

insgesamt 34 Angestellte.93 Die Zahl der Betroffenen ist also verschwindend gering, wobei 

auch nicht mit Sicherheit gesagt werden kann, ob genau diese Personen im West- oder 

Ostteil Berlins tätig sind. Die ggf. zu Unrecht entrichteten Beiträge können grundsätzlich 

nach § 26 (2) SGB IV erstattet werden. Allerdings sind vorher ergangene Feststellungs-

bescheide nach § 45 SGB X zurückzunehmen, um die Erstattung zu ermöglichen. Die 

Rücknahme dieser ist allerdings nur bis zu zwei Jahre nach der Bekanntgabe des Fest-

stellungsbescheides möglich. Für Zeiten, über die ein solcher Verwaltungsakt erlassen 

wurde, welcher nicht mehr zurückgenommen werden kann, können die Beiträge nicht 

mehr erstattet werden. Zudem können Beiträge nicht erstattet werden, wenn aufgrund 

dieser Leistungen erbracht wurden. Eine Erstattung ist in diesem Fall nur möglich, wenn 

die Leistungsbescheide von ihrem Beginn an zurückgenommen werden können und die 

bereits erbrachten Leistungen erstattet werden. Dabei ist auch eine Aufrechnung denkbar. 

Der Erstattungsanspruch würde zudem 4 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 

die Beiträge entrichtet worden sind, verjähren. Um die Verjährung geltend zu machen, 

müsste allerdings durch die Rentenversicherung Einrede erhoben werden. Die Renten-

versicherung sollte allerdings keine Einrede erheben, da es ihren Grundsätzen widerspre-

chen würde. Die grundsätzlich eintretende Verjährung steht der Erstattung damit insoweit 

                                            
93 Vgl. Bundesministerium der Finanzen, Haushaltsplan 2017., S. 46. 
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nicht entgegen, als dass im Zweifel keine Einrede erhoben wird, um die Verjährung gel-

tend zu machen.  

Die durchgeführten Rentenberechnungen einer Rente wegen verminderter Erwerbsfähig-

keit ergeben, dass die Rente bei gleich hohem Arbeitsentgelt bei einer Zuordnung zum 

Rechtskreis Ost durch die Hochwertung der Entgeltpunkte immer höher ausfällt, als bei 

einer Zuordnung zum Rechtskreis West. Die Angestellten der Bundestagsverwaltung 

wurden mit der Zuordnung zum Rechtskreis West folglich in Betracht auf die Rentenhöhe 

erheblich benachteiligt. Bei Betrachtung der Einkommensanrechnung nach dem  

§ 96a SGB VI kann nicht pauschal beurteilt werden, ob die jeweilige Rechtskreiszuord-

nung zu einer Privilegierung oder Benachteiligung führt, da dort immer eine Einzelfallent-

scheidung getroffen werden muss.  

Bei ausschließlicher Betrachtung der reinen Rentenberechnung, ist ein ergangener Ren-

tenbescheid mit einer fehlerhaften Zuordnung der absolvierten Beschäftigungszeiten zum 

Rechtskreis West in jedem Fall nicht begünstigend. Dieser ist damit nach § 44 (1) SGB X 

zurückzunehmen, was ohne weitere Probleme und zeitliche Einschränkungen möglich ist. 

Die Nachzahlung der noch zustehenden Rentenbeträge ist allerdings nur begrenzt mög-

lich. Wird zusätzlich die Einkommensanrechnung betrachtet oder enthält der Rentenbe-

scheid noch andere Fehler, besteht auch die Möglichkeit, dass ein Verwaltungsakt insge-

samt nicht begünstigend ist. In einem solchen Fall müsste er nach § 45 SGB X zurückge-

nommen werden. Dies ist wie zuvor erläutert zwei bzw. zehn Jahre nach der Bekanntgabe 

des Bescheides möglich.  

Letztlich, ist eine Korrektur der Auswirkungen der fehlerhaften Rechtskreiszuordnung in 

vielen Fällen durchaus noch möglich. Die begangenen Fehler sind so schnell als möglich 

zu berichtigen, um eine weitere Benachteiligung der Angestellten zu verhindern. Die Bun-

destagsverwaltung ist über ihre begangenen Fehler zu unterrichten. Wurden diese tat-

sächlich bei einer Betriebsprüfung im Jahr 2017 bemerkt, war ein Prüfbescheid zu erlas-

sen, in dem die Fehler aufgezeigt werden, damit diese in Zukunft vermieden werden. Es 

ist nicht davon auszugehen, dass der Bundestag seine Angestellten absichtlich unrecht-

mäßig einem Rechtskreis zugeordnet hat. Das maßgebliche Recht ist durchaus nicht in 

jedem Fall leicht zu verstehen. Von den für die Entgeltabrechnung zuständigen Mitarbei-

tern eines obersten Verfassungsorgans, welchem zudem die Gesetzgebung obliegt, wäre 

allerdings zu erwarten gewesen sich ausreichend zu informieren und die Zuordnung 

rechtmäßig vorzunehmen. 
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Anhang 1: Verlauf der Grenze in Berlin94 

 

 
Abbildung 1: Verlauf der Grenze in Berlin

                                            
94 Vgl. BerlinOnline Stadtportal GmbH & Co. KG, Innerstädtischer Verlauf der Berliner Mauer. 
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Anhang 2: Lage des Reichstagsgebäudes95 

 
Abbildung 2: Lage des Reichstagsgebäudes 

 

 

 

 

 

 

 

                                            
95 Vgl. ebenda. 
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Anhang 3: Lage des Paul-Löbe-Hauses96  
 

 

Abbildung 3: Lage des Paul-Löbe-Hauses

                                            
96 Vgl. ebenda. 
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Anhang 4: Lage des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses97 
 

 

Abbildung 4: Lage des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses

                                            
97 Vgl. ebenda. 
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Anhang 5: Lage des Jakob-Kaiser-Hauses98 
 

 
Abbildung 5: Lage des Jakob-Kaiser-Hauses

                                            
98 Vgl. ebenda. 
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Anhang 6: Lage des Bürogebäudes „Unter den Linden 71“99 
 

 

Abbildung 6: Lage des Bürogebäudes „Unter den Linden 71“

                                            
99 Vgl. ebenda. 
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Anhang 7: Lage des Bürogebäudes „Unter den Linden 50“100 
 

 
Abbildung 7: Lage des Bürogebäudes „Unter den Linden 50“

                                            
100 Vgl. ebenda. 
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Anhang 8: Lage des Elisabeth-Selbert-Hauses101 
 

 
Abbildung 8: Lage des Elisabeth-Selbert-Hauses 

                                            
101 Vgl. ebenda. 
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Anhang 9: Beitragsberechnung ohne Berücksichtigung der Jahresssonder-
zahlung (2017) 
 

 
 

 
 
 

 
 

 

Erfahrungs-

stufe

mtl. 

Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

2 1.711,04 € 20.532,48 € 76.200,00 € 20.532,48 € 0,187 3.839,57 €

3 1.740,08 € 20.880,96 € 76.200,00 € 20.880,96 € 0,187 3.904,74 €

4 1.776,39 € 21.316,68 € 76.200,00 € 21.316,68 € 0,187 3.986,22 €

5 1.810,25 € 21.723,00 € 76.200,00 € 21.723,00 € 0,187 4.062,20 €

6 1.897,38 € 22.768,56 € 76.200,00 € 22.768,56 € 0,187 4.257,72 €

Entgeltgruppe 1 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

2 1.711,04 € 20.532,48 € 68.400,00 € 20.532,48 € 0,187 3.839,57 €

3 1.740,08 € 20.880,96 € 68.400,00 € 20.880,96 € 0,187 3.904,74 €

4 1.776,39 € 21.316,68 € 68.400,00 € 21.316,68 € 0,187 3.986,22 €

5 1.810,25 € 21.723,00 € 68.400,00 € 21.723,00 € 0,187 4.062,20 €

6 1.897,38 € 22.768,56 € 68.400,00 € 22.768,56 € 0,187 4.257,72 €

Entgeltgruppe 1 - Beitrittsgebiet

Erfahrungs-

stufe

mtl. 

Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 1.908,26 € 22.899,12 € 76.200,00 € 22.899,12 € 0,187 4.282,14 €

2 2.103,09 € 25.237,08 € 76.200,00 € 25.237,08 € 0,187 4.719,33 €

3 2.163,60 € 25.963,20 € 76.200,00 € 25.963,20 € 0,187 4.855,12 €

4 2.224,12 € 26.689,44 € 76.200,00 € 26.689,44 € 0,187 4.990,93 €

5 2.357,19 € 28.286,28 € 76.200,00 € 28.286,28 € 0,187 5.289,53 €

6 2.496,38 € 29.956,56 € 76.200,00 € 29.956,56 € 0,187 5.601,88 €

Entgeltgruppe 2 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

2 1.908,26 € 22.899,12 € 68.400,00 € 22.899,12 € 0,187 4.282,14 €

3 2.103,09 € 25.237,08 € 68.400,00 € 25.237,08 € 0,187 4.719,33 €

4 2.163,60 € 25.963,20 € 68.400,00 € 25.963,20 € 0,187 4.855,12 €

5 2.224,12 € 26.689,44 € 68.400,00 € 26.689,44 € 0,187 4.990,93 €

6 2.357,19 € 28.286,28 € 68.400,00 € 28.286,28 € 0,187 5.289,53 €

6 2.496,38 € 29.956,56 € 68.400,00 € 29.956,56 € 0,187 5.601,88 €

Entgeltgruppe 2 - Beitrittsgebiet
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Erfahrungs-

stufe

mtl. 

Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.060,76 € 24.729,12 € 76.200,00 € 24.729,12 € 0,187 4.624,35 €

2 2.272,49 € 27.269,88 € 76.200,00 € 27.269,88 € 0,187 5.099,47 €

3 2.333,03 € 27.996,36 € 76.200,00 € 27.996,36 € 0,187 5.235,32 €

4 2.429,82 € 29.157,84 € 76.200,00 € 29.157,84 € 0,187 5.452,52 €

5 2.502,44 € 30.029,28 € 76.200,00 € 30.029,28 € 0,187 5.615,48 €

6 2.568,98 € 30.827,76 € 76.200,00 € 30.827,76 € 0,187 5.764,79 €

Entgeltgruppe 3 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.060,76 € 24.729,12 € 68.400,00 € 24.729,12 € 0,187 4.624,35 €

2 2.272,49 € 27.269,88 € 68.400,00 € 27.269,88 € 0,187 5.099,47 €

3 2.333,03 € 27.996,36 € 68.400,00 € 27.996,36 € 0,187 5.235,32 €

4 2.429,82 € 29.157,84 € 68.400,00 € 29.157,84 € 0,187 5.452,52 €

5 2.502,44 € 30.029,28 € 68.400,00 € 30.029,28 € 0,187 5.615,48 €

6 2.568,98 € 30.827,76 € 68.400,00 € 30.827,76 € 0,187 5.764,79 €

Entgeltgruppe 3 - Beitrittsgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

sgrundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.093,40 € 25.120,80 € 76.200,00 € 25.120,80 € 0,187 4.697,59 €

2 2.308,81 € 27.705,72 € 76.200,00 € 27.705,72 € 0,187 5.180,97 €

3 2.454,02 € 29.448,24 € 76.200,00 € 29.448,24 € 0,187 5.506,82 €

4 2.538,73 € 30.464,76 € 76.200,00 € 30.464,76 € 0,187 5.696,91 €

5 2.623,44 € 31.481,28 € 76.200,00 € 31.481,28 € 0,187 5.887,00 €

6 2.673,03 € 32.076,36 € 76.200,00 € 32.076,36 € 0,187 5.998,28 €

Entgeltgruppe 4 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.093,40 € 25.120,80 € 68.400,00 € 25.120,80 € 0,187 4.697,59 €

2 2.308,81 € 27.705,72 € 68.400,00 € 27.705,72 € 0,187 5.180,97 €

3 2.454,02 € 29.448,24 € 68.400,00 € 29.448,24 € 0,187 5.506,82 €

4 2.538,73 € 30.464,76 € 68.400,00 € 30.464,76 € 0,187 5.696,91 €

5 2.623,44 € 31.481,28 € 68.400,00 € 31.481,28 € 0,187 5.887,00 €

6 2.673,03 € 32.076,36 € 68.400,00 € 32.076,36 € 0,187 5.998,28 €

Entgeltgruppe 4 - Beitrittsgebiet
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Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.197,47 € 26.369,64 € 76.200,00 € 26.369,64 € 0,187 4.931,12 €

2 2.423,78 € 29.085,36 € 76.200,00 € 29.085,36 € 0,187 5.438,96 €

3 2.538,73 € 30.464,76 € 76.200,00 € 30.464,76 € 0,187 5.696,91 €

4 2.653,69 € 31.844,28 € 76.200,00 € 31.844,28 € 0,187 5.954,88 €

5 2.738,39 € 32.860,68 € 76.200,00 € 32.860,68 € 0,187 6.144,95 €

6 2.798,90 € 33.586,80 € 76.200,00 € 33.586,80 € 0,187 6.280,73 €

Entgeltgruppe 5 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.197,47 € 26.369,64 € 68.400,00 € 26.369,64 € 0,187 4.931,12 €

2 2.423,78 € 29.085,36 € 68.400,00 € 29.085,36 € 0,187 5.438,96 €

3 2.538,73 € 30.464,76 € 68.400,00 € 30.464,76 € 0,187 5.696,91 €

4 2.653,69 € 31.844,28 € 68.400,00 € 31.844,28 € 0,187 5.954,88 €

5 2.738,39 € 32.860,68 € 68.400,00 € 32.860,68 € 0,187 6.144,95 €

6 2.798,90 € 33.586,80 € 68.400,00 € 33.586,80 € 0,187 6.280,73 €

Entgeltgruppe 5 - Beitrittsgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.289,44 € 27.473,28 € 76.200,00 € 27.473,28 € 0,187 5.137,50 €

2 2.526,62 € 30.319,44 € 76.200,00 € 30.319,44 € 0,187 5.669,74 €

3 2.647,62 € 31.771,44 € 76.200,00 € 31.771,44 € 0,187 5.941,26 €

4 2.762,59 € 33.151,08 € 76.200,00 € 33.151,08 € 0,187 6.199,25 €

5 2.841,25 € 34.095,00 € 76.200,00 € 34.095,00 € 0,187 6.375,77 €

6 2.919,91 € 35.038,92 € 76.200,00 € 35.038,92 € 0,187 6.552,28 €

Entgeltgruppe 6 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.289,44 € 27.473,28 € 68.400,00 € 27.473,28 € 0,187 5.137,50 €

2 2.526,62 € 30.319,44 € 68.400,00 € 30.319,44 € 0,187 5.669,74 €

3 2.647,62 € 31.771,44 € 68.400,00 € 31.771,44 € 0,187 5.941,26 €

4 2.762,59 € 33.151,08 € 68.400,00 € 33.151,08 € 0,187 6.199,25 €

5 2.841,25 € 34.095,00 € 68.400,00 € 34.095,00 € 0,187 6.375,77 €

6 2.919,91 € 35.038,92 € 68.400,00 € 35.038,92 € 0,187 6.552,28 €

Entgeltgruppe 6 - Beitrittsgebiet
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Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.333,03 € 27.996,36 € 76.200,00 € 27.996,36 € 0,187 5.235,32 €

2 2.575,02 € 30.900,24 € 76.200,00 € 30.900,24 € 0,187 5.778,34 €

3 2.732,33 € 32.787,96 € 76.200,00 € 32.787,96 € 0,187 6.131,35 €

4 2.853,36 € 34.240,32 € 76.200,00 € 34.240,32 € 0,187 6.402,94 €

5 2.944,10 € 35.329,20 € 76.200,00 € 35.329,20 € 0,187 6.606,56 €

6 3.028,81 € 36.345,72 € 76.200,00 € 36.345,72 € 0,187 6.796,65 €

Entgeltgruppe 7 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.333,03 € 27.996,36 € 68.400,00 € 27.996,36 € 0,187 5.235,32 €

2 2.575,02 € 30.900,24 € 68.400,00 € 30.900,24 € 0,187 5.778,34 €

3 2.732,33 € 32.787,96 € 68.400,00 € 32.787,96 € 0,187 6.131,35 €

4 2.853,36 € 34.240,32 € 68.400,00 € 34.240,32 € 0,187 6.402,94 €

5 2.944,10 € 35.329,20 € 68.400,00 € 35.329,20 € 0,187 6.606,56 €

6 3.028,81 € 36.345,72 € 68.400,00 € 36.345,72 € 0,187 6.796,65 €

Entgeltgruppe 7 - Beitrittsgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.485,48 € 29.825,76 € 76.200,00 € 29.825,76 € 0,187 5.577,42 €

2 2.744,42 € 32.933,04 € 76.200,00 € 32.933,04 € 0,187 6.158,48 €

3 2.865,46 € 34.385,52 € 76.200,00 € 34.385,52 € 0,187 6.430,09 €

4 2.974,36 € 35.692,32 € 76.200,00 € 35.692,32 € 0,187 6.674,46 €

5 3.095,36 € 37.144,32 € 76.200,00 € 37.144,32 € 0,187 6.945,99 €

6 3.171,59 € 38.059,08 € 76.200,00 € 38.059,08 € 0,187 7.117,05 €

Entgeltgruppe 8 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.485,48 € 29.825,76 € 68.400,00 € 29.825,76 € 0,187 5.577,42 €

2 2.744,42 € 32.933,04 € 68.400,00 € 32.933,04 € 0,187 6.158,48 €

3 2.865,46 € 34.385,52 € 68.400,00 € 34.385,52 € 0,187 6.430,09 €

4 2.974,36 € 35.692,32 € 68.400,00 € 35.692,32 € 0,187 6.674,46 €

5 3.095,36 € 37.144,32 € 68.400,00 € 37.144,32 € 0,187 6.945,99 €

6 3.171,59 € 38.059,08 € 68.400,00 € 38.059,08 € 0,187 7.117,05 €

Entgeltgruppe 8 - Beitrittsgebiet
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Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.648,85 € 31.786,20 € 76.200,00 € 31.786,20 € 0,187 5.944,02 €

2 2.925,94 € 35.111,28 € 76.200,00 € 35.111,28 € 0,187 6.565,81 €

3 2.974,36 € 35.692,32 € 76.200,00 € 35.692,32 € 0,187 6.674,46 €

4 3.071,16 € 36.853,92 € 76.200,00 € 36.853,92 € 0,187 6.891,68 €

5 3.464,92 € 41.579,04 € 76.200,00 € 41.579,04 € 0,187 7.775,28 €

6 3.539,95 € 42.479,40 € 76.200,00 € 42.479,40 € 0,187 7.943,65 €

Entgeltgruppe 9a - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.648,85 € 31.786,20 € 68.400,00 € 31.786,20 € 0,187 5.944,02 €

2 2.925,94 € 35.111,28 € 68.400,00 € 35.111,28 € 0,187 6.565,81 €

3 2.974,36 € 35.692,32 € 68.400,00 € 35.692,32 € 0,187 6.674,46 €

4 3.071,16 € 36.853,92 € 68.400,00 € 36.853,92 € 0,187 6.891,68 €

5 3.464,92 € 41.579,04 € 68.400,00 € 41.579,04 € 0,187 7.775,28 €

6 3.539,95 € 42.479,40 € 68.400,00 € 42.479,40 € 0,187 7.943,65 €

Entgeltgruppe 9a - Beitrittsgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.648,85 € 31.786,20 € 76.200,00 € 31.786,20 € 0,187 5.944,02 €

2 2.925,94 € 35.111,28 € 76.200,00 € 35.111,28 € 0,187 6.565,81 €

3 3.071,16 € 36.853,92 € 76.200,00 € 36.853,92 € 0,187 6.891,68 €

4 3.464,92 € 41.579,04 € 76.200,00 € 41.579,04 € 0,187 7.775,28 €

5 3.776,53 € 45.318,36 € 76.200,00 € 45.318,36 € 0,187 8.474,53 €

6 4.025,78 € 48.309,36 € 76.200,00 € 48.309,36 € 0,187 9.033,85 €

Entgeltgruppe 9b - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.648,85 € 31.786,20 € 68.400,00 € 31.786,20 € 0,187 5.944,02 €

2 2.925,94 € 35.111,28 € 68.400,00 € 35.111,28 € 0,187 6.565,81 €

3 3.071,16 € 36.853,92 € 68.400,00 € 36.853,92 € 0,187 6.891,68 €

4 3.464,92 € 41.579,04 € 68.400,00 € 41.579,04 € 0,187 7.775,28 €

5 3.776,53 € 45.318,36 € 68.400,00 € 45.318,36 € 0,187 8.474,53 €

6 4.025,78 € 48.309,36 € 68.400,00 € 48.309,36 € 0,187 9.033,85 €

Entgeltgruppe 9b - Beitrittsgebiet
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Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.986,43 € 35.837,16 € 76.200,00 € 35.837,16 € 0,187 6.701,55 €

2 3.302,89 € 39.634,68 € 76.200,00 € 39.634,68 € 0,187 7.411,69 €

3 3.552,17 € 42.626,04 € 76.200,00 € 42.626,04 € 0,187 7.971,07 €

4 3.801,47 € 45.617,64 € 76.200,00 € 45.617,64 € 0,187 8.530,50 €

5 4.257,08 € 51.084,96 € 76.200,00 € 51.084,96 € 0,187 9.552,89 €

6 4.387,25 € 52.647,00 € 76.200,00 € 52.647,00 € 0,187 9.844,99 €

Entgeltgruppe 10 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 2.986,43 € 35.837,16 € 68.400,00 € 35.837,16 € 0,187 6.701,55 €

2 3.302,89 € 39.634,68 € 68.400,00 € 39.634,68 € 0,187 7.411,69 €

3 3.552,17 € 42.626,04 € 68.400,00 € 42.626,04 € 0,187 7.971,07 €

4 3.801,47 € 45.617,64 € 68.400,00 € 45.617,64 € 0,187 8.530,50 €

5 4.257,08 € 51.084,96 € 68.400,00 € 51.084,96 € 0,187 9.552,89 €

6 4.387,25 € 52.647,00 € 68.400,00 € 52.647,00 € 0,187 9.844,99 €

Entgeltgruppe 10 - Beitrittsgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 3.095,36 € 37.144,32 € 76.200,00 € 37.144,32 € 0,187 6.945,99 €

2 3.427,56 € 41.130,72 € 76.200,00 € 41.130,72 € 0,187 7.691,44 €

3 3.676,82 € 44.121,84 € 76.200,00 € 44.121,84 € 0,187 8.250,78 €

4 4.050,72 € 48.608,64 € 76.200,00 € 48.608,64 € 0,187 9.089,82 €

5 4.592,90 € 55.114,80 € 76.200,00 € 55.114,80 € 0,187 10.306,47 €

6 4.842,18 € 58.106,16 € 76.200,00 € 58.106,16 € 0,187 10.865,85 €

Entgeltgruppe 11 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 3.095,36 € 37.144,32 € 68.400,00 € 37.144,32 € 0,187 6.945,99 €

2 3.427,56 € 41.130,72 € 68.400,00 € 41.130,72 € 0,187 7.691,44 €

3 3.676,82 € 44.121,84 € 68.400,00 € 44.121,84 € 0,187 8.250,78 €

4 4.050,72 € 48.608,64 € 68.400,00 € 48.608,64 € 0,187 9.089,82 €

5 4.592,90 € 55.114,80 € 68.400,00 € 55.114,80 € 0,187 10.306,47 €

6 4.842,18 € 58.106,16 € 68.400,00 € 58.106,16 € 0,187 10.865,85 €

Entgeltgruppe 11 - Beitrittsgebiet
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Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 3.204,27 € 38.451,24 € 76.200,00 € 38.451,24 € 0,187 7.190,38 €

2 3.552,17 € 42.626,04 € 76.200,00 € 42.626,04 € 0,187 7.971,07 €

3 4.050,72 € 48.608,64 € 76.200,00 € 48.608,64 € 0,187 9.089,82 €

4 4.486,96 € 53.843,52 € 76.200,00 € 53.843,52 € 0,187 10.068,74 €

5 5.047,84 € 60.574,08 € 76.200,00 € 60.574,08 € 0,187 11.327,35 €

6 5.297,11 € 63.565,32 € 76.200,00 € 63.565,32 € 0,187 11.886,71 €

Entgeltgruppe 12 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 3.204,27 € 38.451,24 € 68.400,00 € 38.451,24 € 0,187 7.190,38 €

2 3.552,17 € 42.626,04 € 68.400,00 € 42.626,04 € 0,187 7.971,07 €

3 4.050,72 € 48.608,64 € 68.400,00 € 48.608,64 € 0,187 9.089,82 €

4 4.486,96 € 53.843,52 € 68.400,00 € 53.843,52 € 0,187 10.068,74 €

5 5.047,84 € 60.574,08 € 68.400,00 € 60.574,08 € 0,187 11.327,35 €

6 5.297,11 € 63.565,32 € 68.400,00 € 63.565,32 € 0,187 11.886,71 €

Entgeltgruppe 12 - Beitrittsgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 3.573,37 € 42.880,44 € 76.200,00 € 42.880,44 € 0,187 8.018,64 €

2 3.963,48 € 47.561,76 € 76.200,00 € 47.561,76 € 0,187 8.894,05 €

3 4.175,38 € 50.104,56 € 76.200,00 € 50.104,56 € 0,187 9.369,55 €

4 4.586,64 € 55.039,68 € 76.200,00 € 55.039,68 € 0,187 10.292,42 €

5 5.159,99 € 61.919,88 € 76.200,00 € 61.919,88 € 0,187 11.579,02 €

6 5.396,82 € 64.761,84 € 76.200,00 € 64.761,84 € 0,187 12.110,46 €

Entgeltgruppe 13 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 3.573,37 € 42.880,44 € 68.400,00 € 42.880,44 € 0,187 8.018,64 €

2 3.963,48 € 47.561,76 € 68.400,00 € 47.561,76 € 0,187 8.894,05 €

3 4.175,38 € 50.104,56 € 68.400,00 € 50.104,56 € 0,187 9.369,55 €

4 4.586,64 € 55.039,68 € 68.400,00 € 55.039,68 € 0,187 10.292,42 €

5 5.159,99 € 61.919,88 € 68.400,00 € 61.919,88 € 0,187 11.579,02 €

6 5.396,82 € 64.761,84 € 68.400,00 € 64.761,84 € 0,187 12.110,46 €

Entgeltgruppe 13 - Beitrittsgebiet



61 

 
 

 
 
 

 
 

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 3.876,23 € 46.514,76 € 76.200,00 € 46.514,76 € 0,187 8.698,26 €

2 4.299,99 € 51.599,88 € 76.200,00 € 51.599,88 € 0,187 9.649,18 €

3 4.549,26 € 54.591,12 € 76.200,00 € 54.591,12 € 0,187 10.208,54 €

4 4.923,20 € 59.078,40 € 76.200,00 € 59.078,40 € 0,187 11.047,66 €

5 5.496,55 € 65.958,60 € 76.200,00 € 65.958,60 € 0,187 12.334,26 €

6 5.808,12 € 69.697,44 € 76.200,00 € 69.697,44 € 0,187 13.033,42 €

Entgeltgruppe 14 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 3.876,23 € 46.514,76 € 68.400,00 € 46.514,76 € 0,187 8.698,26 €

2 4.299,99 € 51.599,88 € 68.400,00 € 51.599,88 € 0,187 9.649,18 €

3 4.549,26 € 54.591,12 € 68.400,00 € 54.591,12 € 0,187 10.208,54 €

4 4.923,20 € 59.078,40 € 68.400,00 € 59.078,40 € 0,187 11.047,66 €

5 5.496,55 € 65.958,60 € 68.400,00 € 65.958,60 € 0,187 12.334,26 €

6 5.808,12 € 69.697,44 € 68.400,00 € 68.400,00 € 0,187 12.790,80 €

Entgeltgruppe 14 - Beitrittsgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 4.280,05 € 51.360,60 € 76.200,00 € 51.360,60 € 0,187 9.604,43 €

2 4.748,72 € 56.984,64 € 76.200,00 € 56.984,64 € 0,187 10.656,13 €

3 4.923,20 € 59.078,40 € 76.200,00 € 59.078,40 € 0,187 11.047,66 €

4 5.546,38 € 66.556,56 € 76.200,00 € 66.556,56 € 0,187 12.446,08 €

5 6.020,00 € 72.240,00 € 76.200,00 € 72.240,00 € 0,187 13.508,88 €

6 6.331,60 € 75.979,20 € 76.200,00 € 75.979,20 € 0,187 14.208,11 €

Entgeltgruppe 15 - Bundesgebiet

Erfahrungs-

stufe
mtl. Entgelt

jährl. 

Entgelt

Beitrags-

bemessung

s-

grenze 

(Ost)

Beitrags-

bemessung

s-

grundlage

Beitragssatz Beitrag

1 4.280,05 € 51.360,60 € 68.400,00 € 51.360,60 € 0,187 9.604,43 €

2 4.748,72 € 56.984,64 € 68.400,00 € 56.984,64 € 0,187 10.656,13 €

3 4.923,20 € 59.078,40 € 68.400,00 € 59.078,40 € 0,187 11.047,66 €

4 5.546,38 € 66.556,56 € 68.400,00 € 66.556,56 € 0,187 12.446,08 €

5 6.020,00 € 72.240,00 € 68.400,00 € 68.400,00 € 0,187 12.790,80 €

6 6.331,60 € 75.979,20 € 68.400,00 € 68.400,00 € 0,187 12.790,80 €

Entgeltgruppe 15 - Beitrittsgebiet
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Anhang 10: Arbeitsentgelt unterhalb der BBG (Ost) 
 

 

Jahr Arbeitsentgelt

01.09.1999 - 

31.12.1999 11.945,72 €

01.01.2000 - 

31.12.2000 35.837,16 €

01.01.2001 - 

31.12.2001 39.634,68 €

01.01.2002 - 

31.08.2002 26.423,12 €

01.09.2002 - 

31.12.2002 13.211,56 €

01.01.2003 - 

31.12.2003 42.626,04 €

01.01.2004 - 

31.12.2004 42.626,04 €

01.01.2005 - 

31.12.2005 45.617,64 €

01.01.2006 - 

31.12.2006 45.617,64 €

01.01.2007 - 

31.12.2007 51.084,96 €

01.01.2008 - 

31.12.2008 51.084,96 €

01.01.2009 - 

31.12.2009 52.647,00 €

01.01.2010 - 

31.12.2010 52.647,00 €

01.01.2011 - 

31.12.2011 52.647,00 €

01.01.2012 - 

31.12.2012 52.647,00 €

01.01.2013 -

30.05.2013 21.936,25 €

01.06.2013 - 

31.12.2013 30.710,75 €

01.01.2014 - 

31.12.2014 52.647,00 €

01.01.2015 - 

31.12.2015 52.647,00 €

01.01.2016 - 

31.12.2016 52.647,00 €

01.01.2017 - 

30.05.2017 21.936,25 €

01.06.2017 - 

08.06.2017 1.169,93 €
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Anhang 11: Arbeitsentgelt oberhalb der BBG (Ost) 
 

 

Zeitraum Arbeitsentgelt

01.09.1999 - 

31.12.1999 15.000,00 €

01.01.2000 - 

31.12.2000 45.000,00 €

01.01.2001 - 

31.12.2001 45.000,00 €

01.01.2002 - 

31.08.2002 30.666,67 €

01.09.2002 - 

31.12.2002 15.333,33 €

01.01.2003 - 

31.12.2003 52.000,00 €

01.01.2004 - 

31.12.2004 53.200,00 €

01.01.2005 - 

31.12.2005 53.800,00 €

01.01.2006 - 

31.12.2006 53.800,00 €

01.01.2007 - 

31.12.2007 55.600,00 €

01.01.2008 - 

31.12.2008 55.000,00 €

01.01.2009 - 

31.12.2009 55.600,00 €

01.01.2010 - 

31.12.2010 56.800,00 €

01.01.2011 - 

31.12.2011 58.600,00 €

01.01.2012 - 

31.12.2012 58.600,00 €

01.01.2013 - 

30.05.2013 24.916,67 €

01.06.2013 - 

31.12.2013 34.883,33 €

01.01.2014 - 

31.12.2014 61.000,00 €

01.01.2015 - 

31.12.2015 63.400,00 €

01.01.2016 - 

31.12.2016 65.800,00 €

01.01.2017 - 

30.05.2017 27.416,67 €

01.06.2017 - 

08.06.2017 1.462,22 €
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Anhang 12: Berechnung Entgeltpunkte für Beitragszeiten bei Arbeitsentgelt 
unterhalb der BBG (Ost) im Westen 
 

 

Jahr Arbeitsentgelt

Beitrags-

bemessungs-

grenze

Beitrags-

bemessungs-

grundlage

Durchschnitts-

entgelt

Entgelt-

punkte

01.09.1999 - 

31.12.1999 11.945,72 € 17.383,92 € 11.945,72 € 53.507,00 € 0,2233

01.01.2000 - 

31.12.2000 35.837,16 € 52.765,32 € 35.837,16 € 54.256,00 € 0,6605

01.01.2001 - 

31.12.2001 39.634,68 € 53.378,87 € 39.634,68 € 55.216,00 € 0,7178

01.01.2002 - 

31.08.2002 26.423,12 € 36.000,00 € 26.423,12 € 28.626,00 € 0,9230

01.09.2002 - 

31.12.2002 13.211,56 € 18.000,00 € 13.211,56 € 28.626,00 € 0,4615

01.01.2003 - 

31.12.2003 42.626,04 € 61.200,00 € 42.626,04 € 28.938,00 € 1,4730

01.01.2004 - 

31.12.2004 42.626,04 € 61.800,00 € 42.626,04 € 29.060,00 € 1,4668

01.01.2005 - 

31.12.2005 45.617,64 € 62.400,00 € 45.617,64 € 29.202,00 € 1,5621

01.01.2006 - 

31.12.2006 45.617,64 € 63.000,00 € 45.617,64 € 29.494,00 € 1,5467

01.01.2007 - 

31.12.2007 51.084,96 € 63.000,00 € 51.084,96 € 29.951,00 € 1,7056

01.01.2008 - 

31.12.2008 51.084,96 € 63.600,00 € 51.084,96 € 30.625,00 € 1,6681

01.01.2009 - 

31.12.2009 52.647,00 € 64.800,00 € 52.647,00 € 30.506,00 € 1,7258

01.01.2010 - 

31.12.2010 52.647,00 € 66.000,00 € 52.647,00 € 31.144,00 € 1,6904

01.01.2011 - 

31.12.2011 52.647,00 € 66.000,00 € 52.647,00 € 32.100,00 € 1,6401

01.01.2012 - 

31.12.2012 52.647,00 € 67.200,00 € 52.647,00 € 33.002,00 € 1,5953

01.01.2013 -

30.05.2013 21.936,25 € 29.000,00 € 21.936,25 € 33.658,00 € 0,6517

01.06.2013 - 

31.12.2013 30.710,75 € 40.600,00 € 30.710,75 € 33.659,00 € 0,9124

01.01.2014 - 

31.12.2014 52.647,00 € 71.400,00 € 52.647,00 € 34.514,00 € 1,5254

01.01.2015 - 

31.12.2015 52.647,00 € 72.600,00 € 52.647,00 € 35.363,00 € 1,4888

01.01.2016 - 

31.12.2016 52.647,00 € 74.400,00 € 52.647,00 € 36.267,00 € 1,4517

01.01.2017 - 

30.05.2017 21.936,25 € 31.750,00 € 21.936,25 € 37.103,00 € 0,5912

01.06.2017 - 

08.06.2017 1.169,93 € 1.693,33 € 1.169,93 € 37.103,00 € 0,0315

Summe: 25,7128

Durchschnitt: 1,3533
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Anhang 13: Berechnung Gesamtleistungswert bei Arbeitsentgelt unterhalb 
der BBG (Ost) im Westen 
 

 

Jahr Arbeitsentgelt

Beitrags-

bemessungs-

grenze

Beitrags-

bemessungs-

grundlage

Durchschnitts-

entgelt

Entgelt-

punkte
Vergleich

01.09.1999 - 

31.12.1999 11.945,72 € 17.383,92 € 11.945,72 € 53.507,00 € 0,2233 0,3332

01.01.2000 - 

31.12.2000 35.837,16 € 52.765,32 € 35.837,16 € 54.256,00 € 0,6605 0,9996

01.01.2001 - 

31.12.2001 39.634,68 € 53.378,87 € 39.634,68 € 55.216,00 € 0,7178 0,9996

01.01.2002 - 

31.08.2002 26.423,12 € 36.000,00 € 26.423,12 € 28.626,00 € 0,9230 0,6664

01.09.2002 - 

31.12.2002 13.211,56 € 18.000,00 € 13.211,56 € 28.626,00 € 0,4615

01.01.2003 - 

31.12.2003 42.626,04 € 61.200,00 € 42.626,04 € 28.938,00 € 1,4730

01.01.2004 - 

31.12.2004 42.626,04 € 61.800,00 € 42.626,04 € 29.060,00 € 1,4668

01.01.2005 - 

31.12.2005 45.617,64 € 62.400,00 € 45.617,64 € 29.202,00 € 1,5621

01.01.2006 - 

31.12.2006 45.617,64 € 63.000,00 € 45.617,64 € 29.494,00 € 1,5467

01.01.2007 - 

31.12.2007 51.084,96 € 63.000,00 € 51.084,96 € 29.951,00 € 1,7056

01.01.2008 - 

31.12.2008 51.084,96 € 63.600,00 € 51.084,96 € 30.625,00 € 1,6681

01.01.2009 - 

31.12.2009 52.647,00 € 64.800,00 € 52.647,00 € 30.506,00 € 1,7258

01.01.2010 - 

31.12.2010 52.647,00 € 66.000,00 € 52.647,00 € 31.144,00 € 1,6904

01.01.2011 - 

31.12.2011 52.647,00 € 66.000,00 € 52.647,00 € 32.100,00 € 1,6401

01.01.2012 - 

31.12.2012 52.647,00 € 61.600,00 € 52.647,00 € 33.002,00 € 1,5953

01.01.2013 - 

30.05.2013 21.936,25 € 28.000,00 € 21.936,25 € 33.002,00 € 0,6647

01.06.2013 - 

31.12.2013 30.710,75 € 40.600,00 € 30.710,75 € 33.659,00 € 0,9124

01.01.2014 - 

31.12.2014 52.647,00 € 71.400,00 € 52.647,00 € 34.514,00 € 1,5254

01.01.2015 - 

31.12.2015 52.647,00 € 72.600,00 € 52.647,00 € 35.363,00 € 1,4888

01.01.2016 -

31.12-2016 52.647,00 € 74.400,00 € 52.647,00 € 36.267,00 € 1,4517

01.01.2017 -

30.05.2017 21.936,25 € 31.750,00 € 21.936,25 € 37.103,00 € 0,5912

01.06.2017 -

08.06.2017 1.169,93 € 1.693,33 € 1.169,93 € 37.103,00 € 0,0315

26,4566

0,1236

0,1241

0,1240

Gesamtleistungswert 

Vergleichsbewertung:

2. Vergleichsbewertung:

Summe:

Gesamtleistungswert 

Grundbewertung:
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Anhang 14: Berechnung Entgeltpunkte für Beitragszeiten bei Arbeitsentgelt 
unterhalb der BBG (Ost) im Osten 
 

Jahr Arbeitsentgelt

Beitrags-

bemessungs-

grenze (Ost)

Beitrags-

bemessungs-

grundlage

Anlage 10
Durchschnitts-

entgelt

Entgelt-

punkte 

(Ost)

01.09.1999 - 

31.12.1999 11.945,72 € 14.725,21 € 11.945,72 € 1,2054 53.507,00 € 0,2691

01.01.2000 - 

31.12.2000 35.837,16 € 43.562,07 € 35.837,16 € 1,2030 54.256,00 € 0,7946

01.01.2001 - 

31.12.2001 39.634,68 € 44.789,17 € 39.634,68 € 1,2003 55.216,00 € 0,8616

01.01.2002 - 

31.08.2002 26.423,12 € 30.000,00 € 26.423,12 € 1,1972 28.626,00 € 1,1051

01.09.2002 - 

31.12.2002 13.211,56 € 15.000,00 € 13.211,56 € 1,1972 28.626,00 € 0,5525

01.01.2003 - 

31.12.2003 42.626,04 € 51.000,00 € 42.626,04 € 1,1943 28.938,00 € 1,7592

01.01.2004 - 

31.12.2004 42.626,04 € 52.200,00 € 42.626,04 € 1,1932 29.060,00 € 1,7502

01.01.2005 - 

31.12.2005 45.617,64 € 52.800,00 € 45.617,64 € 1,1827 29.202,00 € 1,8475

01.01.2006 - 

31.12.2006 45.617,64 € 52.800,00 € 45.617,64 € 1,1827 29.494,00 € 1,8293

01.01.2007 - 

31.12.2007 51.084,96 € 54.600,00 € 51.084,96 € 1,1841 29.951,00 € 2,0196

01.01.2008 - 

31.12.2008 51.084,96 € 54.000,00 € 51.084,96 € 1,1857 30.625,00 € 1,9778

01.01.2009 - 

31.12.2009 52.647,00 € 54.600,00 € 52.647,00 € 1,1712 30.506,00 € 2,0212

01.01.2010 - 

31.12.2010 52.647,00 € 55.800,00 € 52.647,00 € 1,1726 31.144,00 € 1,9822

01.01.2011 - 

31.12.2011 52.647,00 € 57.600,00 € 52.647,00 € 1,1740 32.100,00 € 1,9255

01.01.2012 - 

31.12.2012 52.647,00 € 57.600,00 € 52.647,00 € 1,1785 33.002,00 € 1,8800

01.01.2013 - 

30.05.2013 21.936,25 € 24.000,00 € 21.936,25 € 1,1785 33.002,00 € 0,7833

01.06.2013 - 

31.12.2013 30.710,75 € 34.300,00 € 30.710,75 € 1,1762 33.659,00 € 1,0732

01.01.2014 - 

31.12.2014 52.647,00 € 60.000,00 € 52.647,00 € 1,1665 34.514,00 € 1,7794

01.01.2015 - 

31.12.2015 52.647,00 € 62.400,00 € 52.647,00 € 1,1502 35.363,00 € 1,7124

01.01.2016 - 

31.12.2016 52.647,00 € 64.800,00 € 52.647,00 € 1,1479 36.266,00 € 1,6664

01.01.2017 - 

31.05.2017 21.936,25 € 28.500,00 € 21.936,25 € 1,1193 37.103,00 € 0,6618

01.06.2017 - 

08.06.2017 1.169,93 € 1.520,00 € 1.169,93 € 1,1193 37.103,00 € 0,0353

Summe: 30,2873

Durchschnitt: 1,5941
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Anhang 15: Berechnung Gesamtleistungswert bei Arbeitsentgelt unterhalb 
der BBG (Ost) im Osten 
 

 

Jahr Arbeitsentgelt

Beitrags-

bemessungs-

grenze (Ost)

Beitrags-

bemessungs-

grundlage

Anlage 10
Durchschnitts-

entgelt

Entgelt-

punkte

(Ost)

Vergleich

01.09.1999 - 

31.12.1999 11.945,72 € 14.725,21 € 11.945,72 € 1,2054 53.507,00 € 0,2691 0,3332

01.01.2000 - 

31.12.2000 35.837,16 € 43.562,07 € 35.837,16 € 1,2030 54.256,00 € 0,7946 0,9996

01.01.2001 - 

31.12.2001 39.634,68 € 44.789,17 € 39.634,68 € 1,2003 55.216,00 € 0,8616 0,9996

01.01.2002 - 

31.08.2002 26.423,12 € 30.000,00 € 26.423,12 € 1,1972 28.626,00 € 1,1051 0,6664

01.09.2002 - 

31.12.2002 13.211,56 € 15.000,00 € 13.211,56 € 1,1972 28.626,00 € 0,5525

01.01.2003 - 

31.12.2003 42.626,04 € 51.000,00 € 42.626,04 € 1,1943 28.938,00 € 1,7592

01.01.2004 - 

31.12.2004 42.626,04 € 52.200,00 € 42.626,04 € 1,1932 29.060,00 € 1,7502

01.01.2005 - 

31.12.2005 45.617,64 € 52.800,00 € 45.617,64 € 1,1827 29.202,00 € 1,8475

01.01.2006 - 

31.12.2006 45.617,64 € 52.800,00 € 45.617,64 € 1,1827 29.494,00 € 1,8293

01.01.2007 - 

31.12.2007 51.084,96 € 54.600,00 € 51.084,96 € 1,1841 29.951,00 € 2,0196

01.01.2008 - 

31.12.2008 51.084,96 € 54.000,00 € 51.084,96 € 1,1857 30.625,00 € 1,9778

01.01.2009 - 

31.12.2009 52.647,00 € 54.600,00 € 52.647,00 € 1,1712 30.506,00 € 2,0212

01.01.2010 - 

31.12.2010 52.647,00 € 55.800,00 € 52.647,00 € 1,1726 31.144,00 € 1,9822

01.01.2011 - 

31.12.2011 52.647,00 € 57.600,00 € 52.647,00 € 1,1740 32.100,00 € 1,9255

01.01.2012 - 

31.12.2012 52.647,00 € 57.600,00 € 52.647,00 € 1,1785 33.002,00 € 1,8800

01.01.2013 - 

30.05.2013 21.936,25 € 24.000,00 € 21.936,25 € 1,1785 33.002,00 € 0,7833

01.06.2013 - 

31.12.2013 30.710,75 € 34.300,00 € 30.710,75 € 1,1762 33.659,00 € 1,0732

01.01.2014 - 

31.12.2014 52.647,00 € 60.000,00 € 52.647,00 € 1,1665 34.514,00 € 1,7794

01.01.2015 - 

31.12.2015 52.647,00 € 62.400,00 € 52.647,00 € 1,1502 35.363,00 € 1,7124

01.01.2016 - 

31.12.2016 52.647,00 € 64.800,00 € 52.647,00 € 1,1479 36.266,00 € 1,6664

01.01.2017 - 

31.05.2017 21.936,25 € 28.500,00 € 21.936,25 € 1,1193 37.103,00 € 0,6618

01.06.2017 - 

08.06.2017 1.169,93 € 1.520,00 € 1.169,93 € 1,1193 37.103,00 € 0,0353

30,6943

0,1434

0,1439

0,1440

Summe:

Gesamtleistungswert

Grundbewertung:

Gesamtleitungswert

Vergleichsbewertung:

2. Vergleichsbewerung:
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Anhang 16: Berechnung Entgeltpunkte für Beitragszeiten bei Ar-beitsentgelt 
oberhalb der BBG (Ost) im Westen 
 

 

Zeitraum Arbeitsentgelt

Beitrags-

bemessungs-

grenze

Beitrags-

bemessungs-

grundlage

Durchschnitts-

entgelt

Entgelt-

punkte
01.09.1999 - 

31.12.1999 15.000,00 € 17.383,92 € 15.000,00 € 53.507,00 € 0,2803

01.01.2000 - 

31.12.2000 45.000,00 € 52.765,32 € 45.000,00 € 54.256,00 € 0,8294

01.01.2001 - 

31.12.2001 45.000,00 € 53.378,87 € 45.000,00 € 55.216,00 € 0,8150

01.01.2002 - 

31.08.2002 30.666,67 € 36.000,00 € 30.666,67 € 28.626,00 € 1,0713

01.09.2002 - 

31.12.2002 15.333,33 € 18.000,00 € 15.333,33 € 28.626,00 € 0,5356

01.01.2003 - 

31.12.2003 52.000,00 € 61.200,00 € 52.000,00 € 28.938,00 € 1,7969

01.01.2004 - 

31.12.2004 53.200,00 € 61.800,00 € 53.200,00 € 29.060,00 € 1,8307

01.01.2005 - 

31.12.2005 53.800,00 € 62.400,00 € 53.800,00 € 29.202,00 € 1,8423

01.01.2006 - 

31.12.2006 53.800,00 € 63.000,00 € 53.800,00 € 29.494,00 € 1,8241

01.01.2007 - 

31.12.2007 55.600,00 € 63.000,00 € 55.600,00 € 29.951,00 € 1,8564

01.01.2008 - 

31.12.2008 55.000,00 € 63.600,00 € 55.000,00 € 30.625,00 € 1,7959

01.01.2009 - 

31.12.2009 55.600,00 € 64.800,00 € 55.600,00 € 30.506,00 € 1,8226

01.01.2010 - 

31.12.2010 56.800,00 € 66.000,00 € 56.800,00 € 31.144,00 € 1,8238

01.01.2011 - 

31.12.2011 58.600,00 € 66.000,00 € 58.600,00 € 32.100,00 € 1,8255

01.01.2012 - 

31.12.2012 58.600,00 € 67.200,00 € 58.600,00 € 33.002,00 € 1,7756

01.01.2013 - 

30.05.2013 24.916,67 € 29.000,00 € 24.916,67 € 33.658,00 € 0,7403

01.06.2013 - 

31.12.2013 34.883,33 € 40.600,00 € 34.883,33 € 33.659,00 € 1,0364

01.01.2014 - 

31.12.2014 61.000,00 € 71.400,00 € 61.000,00 € 34.514,00 € 1,7674

01.01.2015 - 

31.12.2015 63.400,00 € 72.600,00 € 63.400,00 € 35.363,00 € 1,7928

01.01.2016 - 

31.12.2016 65.800,00 € 74.400,00 € 65.800,00 € 36.267,00 € 1,8143

01.01.2017 - 

30.05.2017 27.416,67 € 31.750,00 € 27.416,67 € 37.103,00 € 0,7389

01.06.2017 - 

08.06.2017 1.462,22 € 1.693,33 € 1.462,22 € 37.103,00 € 0,0394

Summe: 29,6552

Durchschnitt: 1,5608
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Anhang 17: Berechnung Gesamtleistungswert bei Arbeitsentgelt oberhalb 
der BBG (Ost) im Westen 
 

 

Zeitraum Arbeitsentgelt

Beitrags-

bemessungs-

grenze

Beitrags-

bemessungs-

grundlage

Durchschnitts-

entgelt

Entgelt-

punkte
Vergleich

01.09.1999 -

 31.12.1999 15.000,00 € 52.151,77 € 15.000,00 € 53.507,00 € 0,2803 0,3332

01.01.2000 - 

31.12.2000 45.000,00 € 52.765,32 € 45.000,00 € 54.256,00 € 0,8294 0,9996

01.01.2001 - 

31.12.2001 45.000,00 € 53.378,87 € 45.000,00 € 55.216,00 € 0,8150 0,9996

01.01.2002 - 

31.08.2002 30.666,67 € 36.000,00 € 30.666,67 € 28.626,00 € 1,0713 0,6664

01.09.2002 - 

31.12.2002 15.333,33 € 18.000,00 € 15.333,33 € 28.626,00 € 0,5356

01.01.2003 - 

31.12.2003 52.000,00 € 61.200,00 € 52.000,00 € 28.938,00 € 1,7969

01.01.2004 - 

31.12.2004 53.200,00 € 61.800,00 € 53.200,00 € 29.060,00 € 1,8307

01.01.2005 - 

31.12.2005 53.800,00 € 62.400,00 € 53.800,00 € 29.202,00 € 1,8423

01.01.2006 - 

31.12.2006 53.800,00 € 63.000,00 € 53.800,00 € 29.494,00 € 1,8241

01.01.2007 - 

31.12.2007 55.600,00 € 63.000,00 € 55.600,00 € 29.951,00 € 1,8564

01.01.2008 - 

31.12.2008 55.000,00 € 63.600,00 € 55.000,00 € 30.625,00 € 1,7959

01.01.2009 - 

31.12.2009 55.600,00 € 64.800,00 € 55.600,00 € 30.506,00 € 1,8226

01.01.2010 - 

31.12.2010 56.800,00 € 66.000,00 € 56.800,00 € 31.144,00 € 1,8238

01.01.2011 - 

31.12.2011 58.600,00 € 66.000,00 € 58.600,00 € 32.100,00 € 1,8255

01.01.2012 - 

31.12.2012 58.600,00 € 67.200,00 € 58.600,00 € 33.002,00 € 1,7756

01.01.2013 - 

30.05.2013 24.916,67 € 5.600,00 € 24.916,67 € 33.002,00 € 0,7550

01.06.2013 - 

31.12.2013 34.883,33 € 69.600,00 € 34.883,33 € 33.659,00 € 1,0364

01.01.2014 - 

31.12.2014 61.000,00 € 71.400,00 € 61.000,00 € 34.514,00 € 1,7674

01.01.2015 - 

31.12.2015 63.400,00 € 72.600,00 € 63.400,00 € 35.363,00 € 1,7928

01.01.2016 -

31.12.2016 65.800,00 € 74.400,00 € 65.800,00 € 36.267,00 € 1,8143

01.01.2017 - 

30.05.2017 27.416,67 € 31.750,00 € 27.416,67 € 37.103,00 € 0,7389

01.06.2017 - 

08.06.2017 1.462,22 € 1.693,33 € 1.462,22 € 37.103,00 € 0,0394

30,0775

0,1405

0,1410

0,13872. Vergleichsbewertung:

Summe:

Gesamtleistungswert

Grundbewertung:

Gesamtleistungswert

Vergleichsbewertung:
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Anhang 18: Berechnung Entgeltpunkte für Beitragszeiten bei Arbeitsentgelt 
oberhalb der BBG (Ost) im Osten 
 

Jahr Arbeitsentgelt

Beitrags-

bemessungs-

grenze (Ost)

Beitrags-

bemessungs-

grundlage

Anlage 10
Durchschnitts-

entgelt

Entgelt-

punkt

(Ost)

01.09.1999 - 

31.12.1999 23.232,48 € 14.725,21 € 14.725,21 € 1,2054 53.507,00 € 0,3317

01.01.2000 - 

31.12.2000 69.697,44 € 43.562,07 € 43.562,07 € 1,2030 54.256,00 € 0,9659

01.01.2001 - 

31.12.2001 69.697,44 € 44.789,17 € 44.789,17 € 1,2003 55.216,00 € 0,9736

01.01.2002 - 

31.08.2002 46.464,96 € 30.000,00 € 30.000,00 € 1,1972 28.626,00 € 1,2547

01.09.2002 - 

31.12.2002 23.232,48 € 15.000,00 € 15.000,00 € 1,1972 28.626,00 € 0,6273

01.01.2003 - 

31.12.2003 69.697,44 € 51.000,00 € 51.000,00 € 1,1943 28.938,00 € 2,1048

01.01.2004 - 

31.12.2004 69.697,44 € 52.200,00 € 52.200,00 € 1,1932 29.060,00 € 2,1433

01.01.2005 - 

31.12.2005 69.697,44 € 52.800,00 € 52.800,00 € 1,1827 29.202,00 € 2,1384

01.01.2006 - 

31.12.2006 69.697,44 € 52.800,00 € 52.800,00 € 1,1827 29.494,00 € 2,1173

01.01.2007 - 

31.12.2007 69.697,44 € 54.600,00 € 54.600,00 € 1,1841 29.951,00 € 2,1586

01.01.2008 - 

31.12.2008 69.697,44 € 54.000,00 € 54.000,00 € 1,1857 30.625,00 € 2,0907

01.01.2009 - 

31.12.2009 69.697,44 € 54.600,00 € 54.600,00 € 1,1712 30.506,00 € 2,0962

01.01.2010 - 

31.12.2010 69.697,44 € 55.800,00 € 55.800,00 € 1,1726 31.144,00 € 2,1009

01.01.2011 - 

31.12.2011 69.697,44 € 57.600,00 € 57.600,00 € 1,1740 32.100,00 € 2,1066

01.01.2012 - 

31.12.2012 69.697,44 € 57.600,00 € 57.600,00 € 1,1785 33.002,00 € 2,0569

01.01.2013 -

30.05.2013 29.040,60 € 24.500,00 € 24.500,00 € 0,1762 33.658,00 € 0,1283

01.06.2013 - 

31.12.2013 40.656,84 € 34.300,00 € 34.300,00 € 1,1762 33.659,00 € 1,1986

01.01.2014 - 

31.12.2014 69.697,44 € 60.000,00 € 60.000,00 € 1,1665 34.514,00 € 2,0279

01.01.2015 - 

31.12.2015 69.697,44 € 62.400,00 € 62.400,00 € 1,1502 35.363,00 € 2,0296

01.01.2016 - 

31.12.2016 69.697,44 € 64.800,00 € 64.800,00 € 1,1479 36.267,00 € 2,0510

01.01.2017 - 

30.05.2017 29.040,60 € 28.500,00 € 28.500,00 € 0,1193 37.103,00 € 0,0916

01.06.2017 - 

08.06.2017 1.548,83 € 1.520,00 € 1.520,00 € 1,1193 37.103,00 € 0,0459

Summe: 32,8399

Durchschnitt: 1,7284
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Anhang 19: Berechnung Gesamtleistungswert bei Arbeitsentgelt oberhalb 
der BBG (Ost) im Osten 
 

 

Jahr Arbeitsentgelt

Beitrags-

bemessungs-

grenze (Ost)

Beitrags-

bemessungs-

grundlage

Anlage 10
Durchschnitts-

entgelt

Entgelt-

punkte

(Ost)

Vergleich

01.09.1999 - 

31.12.1999 23.232,48 € 14.725,21 € 14.725,21 € 1,2054 53.507,00 € 0,3317 0,3332

01.01.2000 - 

31.12.2000 69.697,44 € 43.562,07 € 43.562,07 € 1,2030 54.256,00 € 0,9659 0,9996

01.01.2001 - 

31.12.2001 69.697,44 € 44.789,17 € 44.789,17 € 1,2003 55.216,00 € 0,9736 0,9996

01.01.2002 - 

31.08.2002 46.464,96 € 30.000,00 € 30.000,00 € 1,1972 28.626,00 € 1,2547 0,6664

01.09.2002 - 

31.12.2002 23.232,48 € 15.000,00 € 15.000,00 € 1,1972 28.626,00 € 0,6273

01.01.2003 - 

31.12.2003 69.697,44 € 51.000,00 € 51.000,00 € 1,1943 28.938,00 € 2,1048

01.01.2004 - 

31.12.2004 69.697,44 € 52.200,00 € 52.200,00 € 1,1932 29.060,00 € 2,1433

01.01.2005 - 

31.12.2005 69.697,44 € 52.800,00 € 52.800,00 € 1,1827 29.202,00 € 2,1384

01.01.2006 - 

31.12.2006 69.697,44 € 52.800,00 € 52.800,00 € 1,1827 29.494,00 € 2,1173

01.01.2007 - 

31.12.2007 69.697,44 € 54.600,00 € 54.600,00 € 1,1841 29.951,00 € 2,1586

01.01.2008 - 

31.12.2008 69.697,44 € 54.000,00 € 54.000,00 € 1,1857 30.625,00 € 2,0907

01.01.2009 - 

31.12.2009 69.697,44 € 54.600,00 € 54.600,00 € 1,1712 30.506,00 € 2,0962

01.01.2010 - 

31.12.2010 69.697,44 € 55.800,00 € 55.800,00 € 1,1726 31.144,00 € 2,1009

01.01.2011 - 

31.12.2011 69.697,44 € 57.600,00 € 57.600,00 € 1,1740 32.100,00 € 2,1066

01.01.2012 - 

31.12.2012 69.697,44 € 57.600,00 € 57.600,00 € 1,1785 33.002,00 € 2,0569

01.01.2013 -

30.05.2013 29.040,60 € 24.500,00 € 24.500,00 € 1,1785 33.002,00 € 0,8749

01.06.2013 - 

31.12.2013 40.656,84 € 34.300,00 € 34.300,00 € 1,1762 33.659,00 € 1,1986

01.01.2014 - 

31.12.2014 69.697,44 € 60.000,00 € 60.000,00 € 1,1665 34.514,00 € 2,0279

01.01.2015 - 

31.12.2015 69.697,44 € 62.400,00 € 62.400,00 € 1,1502 35.363,00 € 2,0296

01.01.2016 -

31.12.2016 69.697,44 € 64.800,00 € 64.800,00 € 1,1479 36.267,00 € 2,0510

01.01.2017 -

30.05.2017 29.040,60 € 28.500,00 € 28.500,00 € 0,1193 37.103,00 € 0,0916

01.06.2017 -

08.06.2017 1.548,83 € 1.520,00 € 1.520,00 € 1,1193 37.103,00 € 0,0459

33,6476

0,1572

0,1578

0,1588

Summe:

Gesamtleistungswert

Grundbewertung:

Gesamtleistungswert

Vergleichsbewertung:

2. Vergleichsbewertung:
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Anhang 20: E- Mail Kontakt  
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Anhang 21: Zeitungsartikel 
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Anhang 22: Vergleich Entgeltpunkte 
 

 
 

West Ost

< BBG (Ost) 25,7128EP 30,2873 EP (Ost)

> BBG (Ost) 29,6552 EP 32,8399 EP (Ost)

West Ost

< BBG (Ost) 32,3800 EP 37,5953 EP (Ost)

> BBG (Ost) 36,8073 EP 41,4485 EP (Ost)

West Ost

< BBG (Ost) 0,0925 EP 0,1087 EP (Ost)

> BBG (Ost) 0,1016 EP 0,1130 EP (Ost)

Entgeltpunkte für Beitragszeiten

Entgeltpunkte für beitragsfreie Zeiten

Entgeltpunkte für Zuschläge für beitragsgeminderte Zeiten
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Anhang 23: Vergleich Rentenbeträge 
 
 

West Ost

< BBG (Ost) 805,25 € 900,30 €

> BBG (Ost) 921,20 € 985,20 €

Rentenbertäge tEMR
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Verlauf Übersichts karte

Innerstädtischer Verlauf der Berliner Mauer
In den Jahren nach dem 13. August 1961 ließ die Führung der DDR die Grenzen zwischen Ost- und West-
Berlin zu mehrfach gesicherten Sperranlagen ausbauen. Grenzmauern oder Grenzzäune waren bis zu 3,60
Meter hoch, der Todesstreifen dazwischen war zwischen fünf und mehreren hundert Metern breit. Heute ist
der ehemalige Grenzstreifen meist überbaut. In einigen Abschnitten ist er als Grünanlage oder Gedenkort Teil
der Erinnerungslandschaft.

Auf unseren Karten ist die vordere, an der Grenze zu West-Berlin errichtete Mauer rot, die hintere, innere
Mauer blau eingezeichnet.

Die politische Grenze, deren Verlauf für Flüchtlinge lebensentscheidend war, ist gelb hervorgehoben, wenn
sie nicht mit dem Standort der vorderen Sperrmauer übereinstimmte.

Berliner Mauer

Kartendaten © 2018 GeoBasis-DE/BKG (©2009), GoogleFehler bei Google Maps melden

Vorderlandmauer

https://www.berlin.de/mauer/
https://www.berlin.de/mauer/verlauf/
https://www.berlin.de/mauer/verlauf/uebersichtskarte/
https://www.berlin.de/mauer/
https://www.google.com/maps/@52.51548,13.41072,12z/data=!10m1!1e1!12b1?source=apiv3&rapsrc=apiv3
https://maps.google.com/maps?ll=52.51548,13.41072&z=12&t=m&hl=de-DE&gl=US&mapclient=apiv3
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Die Verwaltung des Deutschen
Bundestages

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in ihrer Arbeit
von der Verwaltung unterstützt. Rund 3.000 Mitarbeiter sorgen dafür,
dass der parlamentarische Betrieb reibungslos läuft. Dabei decken sie
ein breites Aufgabenspektrum ab: Die Verwaltung bereitet die
Sitzungen des Bundestages, seiner Ausschüsse und
parlamentarischen Gremien vor und unterstützt die politischen
Beratungen. Sie ist verantwortlich für den reibungslosen Betrieb eines
Apparates vom Umfang einer Kleinstadt – etwa 6.000 Menschen
arbeiten insgesamt im Deutschen Bundestag. Eine eigene Polizei
schützt die Abgeordneten und die Parlamentsgebäude.

Der Direktor beim Deutschen Bundestag

Die Bundestagsverwaltung ist oberste Bundesbehörde und wird vom
Direktor beim Deutschen Bundestag im Auftrag des
Bundestagspräsidenten geleitet. Direktor ist seit 1. Januar 2013 Prof.
Dr. Horst Risse. Als höchster Beamter der Bundestagsverwaltung ist er
Vorgesetzter aller Verwaltungsmitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Er ist der neunte Direktor seit Bestehen des Deutschen Bundestages
1949. Der Direktor wird vom Bundestagspräsidenten ernannt und
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arbeitet ihm unmittelbar zu. Er berät und vertritt ihn in
Verwaltungsangelegenheiten.

Die Abteilung „Parlament und Abgeordnete“

Die Bundestagsverwaltung gliedert sich in vier Abteilungen: Parlament
und Abgeordnete, Wissenschaft und Außenbeziehungen, Information
und Dokumentation sowie Zentralabteilung. Die Abteilung P
(„Parlament und Abgeordnete“) arbeitet für den Kern des
parlamentarischen Betriebs: Sie ist zuständig für den gesamten
Bereich der Parlamentsdienste (PD), die personelle und
organisatorische Unterstützung der Ausschüsse (PA), die wesentlichen
mandatsbezogenen Servicefunktionen (PM) sowie für die
Unterstützung der Abgeordneten in europäischen Fragen (PE).
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Home Services Kontakt & Beratung Beratung Lexikon Lexikon

Lexikon
Damit Aussagen zur Rentenversicherung inhaltlich für niemanden ein Fremdwort bleiben, erläutert unser
Rentenlexikon die wichtigsten Fachbegriffe: von Altersgrenze bis Zuzahlung.

A · B · CD · E · F · G · H · IJ · K · L · M · N · O · PQ · R · S · T · U · V · W · XYZ

Beitrittsgebiet
In den gesetzlichen Vorschriften werden die neuen Bundesländer (ehemalige DDR) überwiegend als
Beitrittsgebiet bezeichnet. Gemeint sind damit die Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und der Ostteil Berlins.

Für Versicherte im Beitrittsgebiet gelten in der Rentenversicherung zahlreiche Sonderregelungen. Soweit sich
diese – mitunter missverständliche – Gebietsumschreibung auf den aktuellen oder künftigen Zustand bezieht,
gehen die Rentenversicherungsträger dazu über, den alten Begriff durch die bessere Bezeichnung „neue
Bundesländer“ zu ersetzen.

Sicherheit für Generationen

http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/0_Home/home_node.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/5_Services/Services_node.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/5_Services/01_kontakt_und_beratung/KontaktUndBeratung_node.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/5_Services/01_kontakt_und_beratung/02_beratung/00_beratung_node.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/5_Services/01_kontakt_und_beratung/02_beratung/05_lexikon_node.html
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http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Inhalt/5_Services/01_kontakt_und_beratung/02_beratung/07_lexikon/Functions/Lexikon.html?cms_lv2=422946
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R6.1  Ausschluss der Erstattung 
 

Nach § 26 Abs. 2 SGB IV sind zu Unrecht gezahlte Beiträge zu erstatten, wenn der Versicherungsträger bis zum
Erstattungsantrag aufgrund dieser Beiträge oder für den Zeitraum, für den die Beiträge zu Unrecht gezahlt worden sind,
noch keine Leistungen erbracht oder noch zu erbringen hat. Als Erstattungsantrag in diesem Sinne ist auch ein
Widerspruch gegen einen Beitragsforderungsbescheid oder eine unter Vorbehalt erfolgte, unfreiwillige Erfüllung einer
Beitragsforderung anzusehen (BSG-Urteil vom 16.04.1985, AZ: 12 RK 19/83, SozR 2100 § 27 Nr. 3).
Die zweite Verfallsklausel "… für den Zeitraum, für den die Beiträge zu Unrecht entrichtet worden sind …" gilt nicht für
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung (BSG-Urteil vom 25.04.1991, AZ: 12/1 RA 65/89, BSGE 68, 260).
Die Erstattung ist ausgeschlossen für Beiträge, die bis zum Vormonat des Beginns der Leistung gezahlt sind, wobei es
auf den Zeitpunkt der Bewilligung der Leistung nicht ankommt.
Siehe Beispiele 5 und 8
Beiträge von Selbstzahlern (freiwillig Versicherte, versicherungspflichtige Selbständige), die vor Beginn der Leistung
bereits gezahlt wurden und zum Beginn der Leistung nur deshalb nicht im Versicherungsverlauf enthalten waren, weil
sie aus dem Verfahren Bargeldloser Beitragseinzug noch nicht in das Versicherungskonto übertragen wurden, waren
bei Beginn der Leistung bereits existent, haben somit die Leistung mitgetragen und sind deshalb von der Erstattung
ebenfalls ausgeschlossen.
Selbst wenn die Leistung ohne die zu Unrecht gezahlten Beiträge unverändert erbracht worden wäre, ist die Erstattung
grundsätzlich ausgeschlossen (BSG-Urteile vom 05.02.1976, AZ: 11 RA 20/75, SozR 2200 § 1424 Nr. 2, vom
15.12.1977, AZ: 11 RA 74/77, SozR 2200 § 1424 Nr. 7, vom 19.03.1980, AZ: 11 RA 48/79, SozR 2200 § 1303 Nr. 16,
vom 29.01.1998, AZ: B 12 Kr 11/97 R, SozR 3-2400 § 26 Nr. 10).
Für säumige Pflichtbeiträge eines versicherungspflichtigen Selbstständigen, die erst nach der Leistung gezahlt werden,
gilt der Ausschlussgrund des § 26 Abs. 2 SGB IV nicht. Diese Beiträge sind trotz ihrer Fälligkeit vor Beginn der Leistung
erst mit dem Zeitpunkt der Zahlung existent.
Teile von Beiträgen (Beiträge in nicht voller Höhe), die zu Unrecht gezahlt worden sind, sind zu erstatten, wenn sie die
Leistungen nicht beeinflusst haben, das heißt, wenn die Leistungen auch ohne die Beitragsüberzahlung unverändert
erbracht worden wären (zum Beispiel Ablesefehler in der Beitragstabelle oder Rechenfehler bei der Ermittlung des
Arbeitsentgelts). Auch für Beiträge aus Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze gilt der Erstattungsausschluss
des § 26 Abs. 2 SGB IV nicht - es sei denn, es sind nach dem 30.06.1990 Einnahmen über der
Beitragsbemessungsgrenze (Ost) aufgrund fehlerhafter Rechtkreiszuordnung (West) zu Unrecht verbeitragt worden
und die Beiträge wirkten sich auf die Höhe der Leistung aus.
Leistungen, die die Erstattung ausschließen können, sind die Leistungen zur Teilhabe nach §§ 9 bis 32 SGB VI,
Rentenleistungen sowie Beitragserstattungen nach § 210 SGB VI, unabhängig von der Rechtmäßigkeit der erbrachten
Leistungen. Ein aufgrund von zu Unrecht gezahlten Beiträgen durchgeführter Versorgungsausgleich steht einer
Erstattung nicht entgegen, weil es sich hier nicht um eine Leistung im Sinne des § 26 Abs. 2 SGB IV handelt.
Der Ausschluss der Erstattung nach § 26 Abs. 2 SGB IV steht der Umwandlung beanstandeter Pflichtbeiträge in
freiwillige Beiträge nach § 202 S. 1 SGB VI nicht entgegen.
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R4.1.2  Beanstandungsschutz nach anderen Vorschriften 
 

Neben § 26 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB IV ist für in einer Versicherungskarte bescheinigte Beschäftigungszeiten und für von Pflicht-
oder freiwillig Versicherten verwendete Beitragsmarken der Anfechtungsschutz des § 286 Abs. 3 SGB VI zu beachten.
Außerdem ist eine Beanstandung grundsätzlich ausgeschlossen, wenn der Rentenversicherungsträger ein Anerkenntnis
nach § 199 S. 2 SGB VI abgegeben hat. Darüber hinaus können aufgrund eines Zulassungsbescheides gezahlte Beiträge nicht
beanstandet werden, solange der Bescheid noch nicht aufgehoben beziehungsweise zurückgenommen ist.
Schließlich können Versicherte einen Vertrauensschutz für Beitragszeiten haben, die durch Bescheid nach § 149 Abs. 5
SGB VI (beziehungsweise § 104 Abs. 3 AVG/§ 1325 Abs. 3 RVO bei Bescheiden vor dem 01.01.1992) bindend festgestellt
wurden. Von dieser Feststellung der vorgemerkten Tatbestände einer pflichtversicherten Zeit kann der Rentenversicherungsträger
gegen den Willen des Versicherten nicht ohne weiteres abweichen oder diese aufheben (BSG-Urteil vom 31.01.2008,
AZ: B 13 R 27/07 R, Rz 19, SozR 4-2600 § 281 Nr. 1, unter Hinweis auf das BSG-Urteil vom 30.08.2001, AZ: B 4 RA 114/00 R,
SozR 3-2600 § 149 Nr. 6). Die Beanstandung ist dann nur möglich, wenn das an den Feststellungsbescheid geknüpfte Vertrauen
des Versicherten in den Bestand des Versicherungskontos analog des § 45 Abs. 2 SGB X nicht schutzwürdig ist oder der
Betreffende auf den Vertrauensschutz verzichtet.
Können Beiträge aufgrund eines an einen Feststellungsbescheid nach § 149 Abs. 5 SGB VI geknüpften Vertrauensschutzes nicht
beanstandet werden, stellen sie in einer späteren Rente zu Recht gezahlte Beiträge dar, sodass eine Aussparung nach § 48
Abs. 3 SGB X nicht vorzunehmen ist.
Besonderheit:
Die Unwirksamkeit der für Zeiten von Teilnehmern an praxisorientierten dualen Studiengängen bis zum Ende des
Wintersemesters 2010/2011 für eine Beschäftigung gezahlten Pflichtbeiträge wird nach einer Entscheidung der
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung nicht von Amts wegen beanstandet (vergleiche gemeinsame Verlautbarung der
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zur versicherungsrechtlichen Beurteilung von Teilnehmern an dualen
Studiengängen vom 05.07.2010, Ziffer 1.4).
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R4.3  Beanstandung von Beiträgen für Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze 
 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass für die gemeldeten Einnahmen Pflichtbeiträge nur in Höhe für Einnahmen
bis zur Beitragsbemessungsgrenze gezahlt wurden.
Bei maschinellen Entgeltmeldungen und Entgelteintragungen in einer Versicherungskarte, die ohne Zusammentreffen
mit anderen Meldungen oder Eintragungen allein die Beitragsbemessungsgrenze (West) überschreiten, ist eine
Beitragszahlung über der Beitragsbemessungsgrenze (West) deshalb grundsätzlich nicht glaubhaft.
Eine Beanstandung hat hier nicht von Amts wegen, sondern nur auf Antrag des Arbeitgebers oder des Versicherten zu
erfolgen, wenn die zu hohe Beitragszahlung nachgewiesen wird. Das Gleiche gilt bei tageweisen Entgeltmeldungen für
einen unständig Beschäftigten, die in einem Kalendermonat die monatliche Beitragsbemessungsgrenze überschreiten.
In folgenden Fallgestaltungen ist, abweichend von dem oben genannten Grundsatz, anzunehmen, dass für die
gemeldeten Einnahmen Pflichtbeiträge in entsprechender Höhe gezahlt wurden, auch für den die
Beitragsbemessungsgrenze überschreitenden Anteil:

 – tageweise Entgeltmeldungen, bei denen die tägliche Beitragsbemessungsgrenze
überschreiten wird, weil der Versicherte nicht als unständig Beschäftigter gemeldet wurde,
er jedoch nachweist, dass er unständig beschäftigt war (überschreiten die tageweisen
Entgeltmeldungen in einem Kalendermonat auch die monatliche
Beitragsbemessungsgrenze, ist die Beitragszahlung insoweit jedoch nicht ohne weiteres
glaubhaft),

 – bei beitragspflichtigen Einnahmen aus nebeneinander vorliegenden
Versicherungsverhältnissen haben die Beitragsschuldner § 22 Abs. 2 SGB IV nicht
beachtet,

 – nach dem 30.06.1990 wurden beitragspflichtige Einnahmen bis zur
Beitragsbemessungsgrenze (West) gemeldet, obwohl die Beschäftigung nach der Meldung
im Beitrittsgebiet ausgeübt wurde.

In diesen Fällen sind die für Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze gezahlten Beiträge von Amts wegen zu
beanstanden, soweit nach den Gemeinsamen Grundsätzen für die Verrechnung und Erstattung zu Unrecht gezahlter
Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung aus einer Beschäftigung nicht die Einzugsstelle
für die Erstattung der Beitragsanteile zuständig ist.
Grundsätzlich muss die Beanstandung zu Unrecht (zu hoch) gezahlter Beiträge umgehend ausgesprochen werden,
wenn die Unwirksamkeit erkannt wird (BSG-Urteil vom 26.08.1975, AZ: 1 RA 165/74, SozR 2200 § 1423 Nr. 5). Eine
spätere Beanstandung ist jedoch zulässig, wenn die frühere Unterlassung die Lage des Versicherten nicht
verschlechtert hat (BSG-Urteil vom 15.12.1977, AZ: 11 RA 38/77, SozR 2200 § 1423 Nr. 8). Insbesondere die
Beanstandung von Beiträgen für Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze (West) ist an keine Frist gebunden,
wenn keine Leistungen aus derartigen Beiträgen erbracht wurden (siehe hierzu Abschnitt 6.4). Die betreffenden
Beitragsanteile sind jedoch spätestens bei Gewährung der Altersrente beziehungsweise im Fall des vorzeitigen Todes
bei Gewährung der Hinterbliebenenrentenrente zu beanstanden (beachte jedoch vorstehende Ausnahmen).
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R3.1  Beiträge für eine abhängige Beschäftigung 
 

SGB VI § 211 Zuständigkeit für die Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge -R3  Abgrenzung der Zuständigkeit

Die "Gemeinsamen Grundsätze für die Verrechnung und Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge zur Kranken-, Pflege-,
Renten- und Arbeitslosenversicherung aus einer abhängigen Beschäftigung'" (im Folgenden: "Gemeinsame Grundsätze") regeln
das Verfahren der Erstattung zu Unrecht entrichteter Gesamtsozialversicherungsbeiträge. Nach Abschnitt 3.1 dieser
"Gemeinsamen Grundsätze" soll der Arbeitgeber den Erstattungsanspruch nach § 26 Abs. 2 und 3 SGB IV unter bestimmten
Voraussetzungen mit seiner laufenden Beitragsschuld verrechnen, wenn

 – Beiträge in voller Höhe zu Unrecht gezahlt wurden und der Beginn des
Erstattungszeitraumes nicht länger als sechs Monate zurückliegt

 – oder Beiträge zu hoch entrichtet wurden und die Beitragszahlung nicht länger als
24 Kalendermonate zurückliegt.

Ist die Verrechnung durch den Arbeitgeber zulässig, macht er von dieser Möglichkeit jedoch keinen Gebrauch, ist die
Einzugsstelle unter den Voraussetzungen des Abschnitts 3.2 der "Gemeinsamen Grundsätze" grundsätzlich zur Verrechnung
berechtigt, wenn der Erstattungsanspruch noch nicht nach § 27 Abs. 2 S. 1 SGB IVverjährt ist.
Ist eine Verrechnung nach den "Gemeinsamen Grundsätzen" nicht zulässig oder wird sie nicht vorgenommen, ist vom Arbeitgeber
und Arbeitnehmer ein Erstattungsantrag zu stellen.
Nach Abschnitt 4.3.1 der "Gemeinsamen Grundsätze" ist die Einzugsstelle grundsätzlich für die Bearbeitung des
Erstattungsantrages zuständig. Dies gilt jedoch nicht, wenn

a) seit dem Beginn des Erstattungszeitraumes Leistungen beantragt, bewilligt oder
gewährt worden sind (Leistungen im Sinne des § 26 Abs. 2 SGB IV sind die
Leistungen zur Teilhabe nach §§ 9 bis 32 SGB VI sowie Rentenleistungen),
Ausnahme: Dies gilt nicht für Rentenversicherungsbeiträge, die in der
irrtümlichen Annahme der Versicherungspflicht für versicherungsfreie Personen
nach § 5 Abs. 4 Nr. 1 SGB VI (Altersvollrentenbezieher) gezahlt wurden.

b) die Beiträge aufgrund der irrtümlichen Pflichtbeitragszahlung gemäß § 202 S. 1
SGB VI als freiwillige Beiträge gelten oder für den Erstattungszeitraum
freiwillige Beiträge nach § 202 S. 2 SGB VI nachgezahlt werden sollen,

c) die Beiträge dem Beanstandungsschutz des § 26 Abs. 1 S. 1 und 2
SGB IVunterliegen und der Versicherte nicht auf den Beanstandungsschutz
verzichtet (stellt der Versicherte den Antrag auf Erstattung, kann der Verzicht
auf den Beanstandungsschutz unterstellt werden),

d) der Erstattungsanspruch ganz oder teilweise verjährt ist (§ 27 Abs. 2 SGB IV),

e) ein Bescheid über eine Forderung des Rentenversicherungsträgers vorliegt,

f) die Beiträge für Zeiten nach Beginn einer mitgliedstaatlichen Vollrente wegen
Alters gezahlt wurden oder

g) die Beiträge nach § 28e Abs. 1 SGB IV als zur Rentenversicherung gezahlt
gelten.

Liegt ein Sachverhalt nach Buchstaben a) bis g) vor, ist der aktuell kontoführende Rentenversicherungsträger für die Bearbeitung
des Erstattungsantrages zuständig.
Der Antrag auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge ist in jedem Fall, auch in den Fällen, in denen die Zuständigkeit des
Rentenversicherungsträgers gegeben ist, bei der zuständigen Einzugsstelle zu stellen. Diese hat vor Weiterleitung an den
Rentenversicherungsträger den Antrag inhaltlich und rechnerisch zu prüfen und gegebenenfalls zu berichtigen. Die Weiterleitung
des Erstattungsantrags an den zuständigen Rentenversicherungsträger soll innerhalb von vier Wochen erfolgen (Rundschreiben
des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen {GKV-Spitzenverband} vom 12.11.2009).
Erstattet die Einzugsstelle unter Missachtung der Vereinbarung zu Unrecht gezahlte Beiträge, obwohl kein Erstattungsanspruch
besteht, hat der Rentenversicherungsträger einen Schadensersatzanspruch nach § 28r SGB IVgegenüber der Einzugsstelle.
Dieser Schadenersatzanspruch unterliegt der Verjährungsregelung nach § 25 Abs. 1 S. 1 SGB IV (Urteil des LSG Berlin-
Brandenburg vom 19.10.2006, AZ: L 9 KR 104/03, RVaktuell 2007, 280).
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R6.4  Erstattung von Beiträgen für Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze 
 

Grundsätzlich schließt eine Leistung die Erstattung für zu Unrecht gezahlte Beiträge nach § 26 Abs. 2 SGB IV selbst
dann aus, wenn die Leistung ohne die zu Unrecht gezahlten Beiträge unverändert erbracht worden wäre (vergleiche
Abschnitt 6.1). Bei Beiträgen für Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze kann eine Leistung der gesetzlichen
Rentenversicherung, die von der Höhe der Beitragsbemessungsgrundlage abhängig ist (Rente, Übergangsgeld),
insoweit jedoch keinen Erstattungsausschluss begründen, weil hier nur Arbeitsentgelte bis zur
Beitragsbemessungsgrenze in die Leistungsbemessung beziehungsweise in die Ermittlung der Entgeltpunkte
einbezogen werden (siehe auch BSG-Urteil vom 23.10.1975, AZ: 11 RA 180/74, SozR 2200 § 1255 Nr. 3). In
entsprechender Anwendung des Urteils des BSG vom 25.04.1991, AZ: 12/1 RA 65/89, BSGE 68, 260, stehen auch
Leistungen zur Rehabilitation beziehungsweise Teilhabe einer Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge über der
Beitragsbemessungsgrenze nicht entgegen.
Etwas Anderes gilt in den Fällen, in denen nach dem 30.06.1990 wegen fehlerhafter Rechtskreiszuordnung (West) zu
Unrecht Beiträge für Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) gezahlt wurden. Hatten hier die Beiträge
Einfluss auf die Höhe der Leistung, ist die Erstattung nach § 26 Abs. 2 SGB IV ausgeschlossen. Wurden nur
Sachleistungen (Leistungen zur Teilhabe) gewährt, schließt § 26 Abs. 2 SGB IV die Erstattung nicht aus.

http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Raa.do?f=SGB4_26R6.1&fsize=1.2
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R6.1.2  Rentenleistungen 
 

Zu Unrecht gezahlte Beiträge, die bereits einer Rentenleistung zugrunde liegen, sind dann erstattungsfähig, wenn eine
Rücknahme des Rentenbescheides nach § 45 SGB X ab Rentenbeginn möglich ist und die aufgrund der Herausnahme
der beanstandeten Beiträge überzahlten Rentenbeträge vom Leistungsempfänger nach § 50 Abs. 1 SGB Xerstattet
werden.
Im Übrigen findet der Erstattungsausschluss nach § 26 Abs. 2 SGB IV für zu Unrecht gezahlte Beiträge, aufgrund derer
bereits eine Rentenleistung erbracht wurde, in den Fällen keine Anwendung, in denen die Beiträge für einen Zeitraum
erbracht worden sind, für den beitragspflichtige Einnahmen nach § 194 SGB VI im Voraus bescheinigt und nach § 70
Abs. 4 SGB VI der Rentenleistung zugrunde gelegt wurden (AGFAVR 2/2007, TOP 12, verbindliche Entscheidung in
RVaktuell 2007, 332).

http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB10_45G0&fsize=1.2
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB10_50G0&fsize=1.2
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB6_194G0&fsize=1.2
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB6_70G0&fsize=1.2
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R5.2.1  Tatbestände für Beitragszeiten 
 

Als Tatbestände werden bei Beitragszeiten

 – wegen einer versicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit neben dem Zeitraum
auch der daraus versicherte Verdienst oder

 – nach dem FRG oder nach den Anlagen 13 >>(SGB VI § 260 G0), 14 >>(SGB VI § 260
G0) oder 16 zum SGB VI >>(SGB VI § 260 G0) neben dem Zeitraum auch der kraft
Gesetzes als fiktiv versichert geltende Verdienst

vorgemerkt1.
Zum Tatbestandsmerkmal gehört ferner die Zuordnung zu den alten oder neuen Bundesländern (Rechtskreiszuordnung)2.
Hinweis:
Wurde vor dem Einsatz der geänderten Verfahren zum 01.12.2006 im Versicherungsverlauf zu einem Feststellungsbescheid ein
im Beitrittsgebiet erzielter Arbeitsverdienst nach Anlage 10 SGB VI >>(SGB VI § 260 G0) auf ‘Westniveau’ hochgewertet und
gegebenenfalls auf die BBG-West begrenzt (§ 260 Sätze 2 und 3 SGB VI >>(SGB VI § 260 G0)), handelte es sich hierbei nicht um
einen rechtsmittelfähigen Verwaltungsakt. Diese Angaben waren als Hinweise zu verstehen, mit denen jedoch keine Bewertung
der im Beitrittsgebiet erzielten Arbeitsverdienste erfolgte. Anderenfalls hätte ein Verstoß gegen das in § 149 Abs. 5 Satz 3 SGB VI
enthaltene und hinreichend bekannte Verbot einer Bewertung von rentenrechtlichen Zeiten vor Eintritt des Leistungsfalles
vorgelegen.

http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB6_260G0&fsize=1.1
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB6_260G0&fsize=1.1
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB6_260G0&fsize=1.1
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB6_260G0&fsize=1.1
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB6_260G0&fsize=1.1
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R3.1.1  Versicherungspflicht von abhängig Beschäftigten 
 

Regelmäßig zahlen Arbeitgeber die Beiträge für ihre Beschäftigten ohne vorherige Entscheidung der Einzugsstelle. Bei Zweifeln
über die Versicherungs- und Beitragspflicht von abhängig Beschäftigten hat nach § 28h Abs. 2 SGB IV- außerhalb einer
Betriebsprüfung - jedoch die zuständige Einzugsstelle (§ 28i SGB IV) zu entscheiden (Urteile des BSG vom 23.09.2003,
AZ: B 12 RA 7/01 R, AZ: B 12 RA 3/02 R, AZ: B 12 RA 5/02 R, SozR 4-2400 § 28h Nr. 1). Für geringfügig Beschäftigte ist seit dem
01.04.2003 die Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See zuständig; im Übrigen die
Krankenkasse des Versicherten, bei privat Krankenversicherten die vom Arbeitgeber gewählte Krankenkasse. Liegt eine
Entscheidung der Clearingstelle über das Nichtbestehen von Versicherungspflicht vor, ist diese Grundlage für die Beanstandung
der Pflichtbeiträge. War die Clearingstelle nicht eingeschaltet, ist vor der Beanstandung zu Unrecht gezahlter Pflichtbeiträge in
jedem Fall eine (abgestimmte) Entscheidung der Einzugsstelle über die Versicherungspflicht oder Beitragspflicht einzuholen.
Dabei ist die jeweilige Krankenkasse nur für Zeiten zuständig, in denen sie Einzugsstelle war (Punkt 3 der Niederschrift der
Besprechung der Spitzenorganisation der Sozialversicherung über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs
vom 05./06.07.2005; bestätigt durch BSG-Urteil vom 24.06.2008, AZ: B 12 KR 24/07 R, SozR 4-2400 § 28h Nr. 4). Bei einem
längeren Zeitraum können deshalb Entscheidungen mehrerer Krankenkassen erforderlich sein.
Bei Beiträgen, die für Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze gezahlt wurden, erübrigt sich die Rückfrage bei der
Krankenkasse - es sei denn, § 22 Abs. 2 SGB IV wurde nicht beachtet oder es wurden für Zeiten im Beitrittsgebiet nach dem
30.06.1990 Einnahmen über der Beitragsbemessungsgrenze (Ost) gemeldet. Hier ist vor der Beanstandung die
Rechtskreiszuordnung von der Einzugsstelle überprüfen zu lassen (auch über den Beschäftigungsort im Sinne des § 9 SGB IV hat
- außerhalb einer Betriebsprüfung - die Einzugsstelle zu entscheiden).

http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB4_28hG0&fsize=1.1
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB4_28iG0&fsize=1.1
http://isrv.drv.drv/intranet/infopool.nsf/webpagesflatall/rssp20050706_05.pdf/$File/rssp20050706_05.pdf?OpenElement
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB4_22G0&fsize=1.1
http://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/Raa/Gt.do?f=G_SGB4_9G0&fsize=1.1
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Trickst der Bundestag zugunsten seiner
Mitarbeiter?
Von Martin Lutz | Veröffentlicht am 09.04.2017 | Lesedauer: 3 Minuten

Als Arbeitgeber tut der Bundestag so, als ob seine Angestellten im Westteil Berlins

arbeiten. Stimmt nicht, sagt die Rentenversicherung – und verlangt für Tausende die

Umstellung auf den „Ost-Rentenwert“.

er Bundestag hat momentan Ärger mit der Deutschen Rentenversicherung. Deren

Prüfer beanstanden nach Recherchen der „Welt am Sonntag“ die Grundlage für die

Renten von Angestellten der Abgeordneten, der Fraktionen und der Bundestagsverwaltung.

Mehreren Tausend Beschäftigten droht nun, dass die Beiträge und die Höhe ihrer Renten

nach dem sogenannten „Ost-Rentenwert“ neu berechnet werden müssen.

Bisher gilt der West-Rentenwert der alten Bundesländer. Doch die Rentenversicherung

bezweifelt, dass die dafür nötigen Vorschriften eingehalten wurden. Das Parlament gibt als

Arbeitsplatz für alle Mitarbeiter den Reichstag an, früher im Westteil von Berlin, mit der

Adresse Platz der Republik 1. Tatsächlich arbeiten die meisten aber in Gebäuden, die im

ehemaligen Ostteil liegen, etwa in der Straße Unter den Linden.

„Die Beschäftigten erhalten einheitlich Arbeitsentgelte nach Westtarif. Sie wurden und

werden von der Bundestagsverwaltung auch sozialversicherungsrechtlich einheitlich nach

Westrecht behandelt“, sagt Denis McGee von der Rentenversicherung Berlin-Brandenburg.

Verstoß gegen das Sozialgesetzbuch?

 

POLITIK

BUNDESTAGSWAHL 2017 IM TICKER: NACH DEM SCHEITERN VON JAMAIKA ERGEBNISSE ALLE WAHLKREISE

https://www.welt.de/politik/
https://www.welt.de/politik/deutschland/
http://www.welt.de/autor/martin-lutz/
https://www.welt.de/themen/rentenversicherung/
https://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/brennpunkte_nt/article163070884/Renten-sollen-um-1-9-West-und-3-6-Prozent-Ost-steigen.html
https://www.welt.de/
https://www.welt.de/
https://www.welt.de/themen/bundestagswahl/
https://www.welt.de/politik/deutschland/live171035998/
https://www.welt.de/politik/deutschland/article168883713/Alle-Ergebnisse-und-Grafiken-der-Bundestagswahl-im-Ueberblick.html
https://www.welt.de/politik/bundestagswahl/article168932953/Hier-finden-Sie-das-Ergebnis-Ihres-Wahlkreises.html


1.1.2018 Renten: Trickst der Bundestag zugunsten seiner Mitarbeiter? - WELT

https://www.welt.de/politik/deutschland/article163544190/Trickst-der-Bundestag-zugunsten-seiner-Mitarbeiter.html 2/3

 

Ob es bei dieser Einstufung bleiben könne, werde nun überprüft. Auch der Sprecher der

Deutschen Rentenversicherung Bund, Dirk von der Heide, bestätigt: „Wir prüfen die

Einhaltung der rechtlichen Vorgaben im Sozialgesetzbuch.“ Zu den Konsequenzen für die

Beschäftigten könne derzeit aber noch nichts gesagt werden.

In einem internen Vermerk des Ältestenrats des Bundestags, der der „Welt am Sonntag“

vorliegt, heißt es zu dem Vorgang: „Seit dem Umzug von Bonn nach Berlin“ würden

„entsprechend dem seinerzeitigen politisch-parlamentarischen Willen alle

Arbeitsverhältnisse von Personen, die in den Berliner Bundestagsliegenschaften in einem

Abgeordnetenbüro, bei einer Fraktion oder in der Bundestagsverwaltung beschäftigt seien,

einheitlich dem Rechtskreis West zugeordnet.“

Dies werde mit der Lage des Reichstags als zentrales Gebäude des Parlaments begründet. Die

Rentenversicherung, so der Vermerk, sei hingegen der Auffassung, dass die geografische Lage

der Arbeitsstätten entscheidend sei und daher erfolgte Beitragszahlungen „gegebenenfalls

rückabzuwickeln“ seien.

Das Parlament nimmt sich bisher ein gewisses Sonderrecht heraus, das in der

Privatwirtschaft nicht möglich ist. Unternehmen, die Betriebsteile im West- und Ostteil der

Hauptstadt haben, müssen ihre Arbeitnehmer unterschiedlich einordnen. Obwohl manche

Arbeitsplätze mitunter nur auf der einen oder anderen Seite der gleichen Straße liegen.

Ausschlaggebend ist der alte Verlauf der Grenze.

Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) und die Kommission für Angelegenheiten von

Mitarbeitern ließ die Fraktionen kürzlich über das Rentendilemma in Kenntnis setzen. „Der

Präsident informiert, dass die Deutsche Rentenversicherung (DRV) Berlin-Brandenburg die

Bundestagsverwaltung unterrichtet habe, dass eine von den Rentenversicherungsträgern

bislang nie beanstandete Rechtsauffassung und Praxis nunmehr abgelehnt werde“, heißt es in

dem Vermerk weiter. Ein Fragenkatalog der „Welt am Sonntag“ an die Parlamentsverwaltung

zu dem Thema blieb bis zum Redaktionsschluss unbeantwortet.

Lesen Sie alles Wichtige rund um Politik – im täglichen Newsletter der WELT.

 JETZT BESTELLEN  JETZT BESTELLEN

Nur noch ein Schritt:
Bitte klicken Sie den Bestätigungs-Link in der E-Mail, die wir soeben an ###eMail### geschickt haben.

© WeltN24 GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

IHRE E-MAIL

https://welt.de/themen/norbert-lammert


1.1.2018 Renten: Trickst der Bundestag zugunsten seiner Mitarbeiter? - WELT

https://www.welt.de/politik/deutschland/article163544190/Trickst-der-Bundestag-zugunsten-seiner-Mitarbeiter.html 3/3

Ein Angebot von WELT und N24.

© WeltN24 GmbH

Die WELT als ePaper: Die vollständige Ausgabe steht Ihnen bereits am Vorabend zur Verfügung – so sind
Sie immer hochaktuell informiert. Weitere Informationen: http://epaper.welt.de

Der Kurz-Link dieses Artikels lautet: https://www.welt.de/163544190


